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Einleitung

Vorbemerkung

Der unterschiedliche Gebrauch und die oft unklare Bedeutung des Begriffes „Mitbestim­
mung“ in juristischer, ökonomischer oder soziologischer Hinsicht — erst recht unter­
schiedlich in verschiedenen politischen Systemen —, hat eine eindeutige, allseits aner­
kannte Begriffsbestimmung inzwischen nahezu unmöglich gemacht. Eine allgemein­
verbindliche Definition versuchte 1970 die Sachverständigenkommission zur Auswer­
tung der bisherigen Erfahrungen bei der Mitbestimmung zu geben. Sie verstand unter 
Mitbestimmung „die institutionelle Teilnahme der Arbeitnehmer oder ihrer Vertreter an 
der Gestaltung und inhaltlichen Festlegung des Willensbildungs- und Entscheidungs­
prozesses im Unternehmen.“1 Nicht berücksichtigt wird bei dieser Definition allerdings 
die Mitbestimmung im überbetrieblichen Bereich, die hier nicht außer acht gelassen 
werden kann, da sie zumindest in der gewerkschaftlichen Programmatik der Weimarer 
Zeit wie auch in den ersten Nachkriegsjahren einen höheren Stellenwert besaß als die 
betriebliche Mitbestimmung.
Mitbestimmung wird daher hier zunächst verstanden als „Oberbegriff für alle möglichen 
Formen der Teilhabe des Arbeitnehmers an der Gestaltung des Betriebes und der Wirt­
schaft — kurz gesagt, als ein neues Prinzip wirtschaftlicher und sozialer Machtvertei­
lung“. 1 2 Diese Begriffsbestimmung ist allerdings dahingehend zu ergänzen, daß vor a l­
lem die Gewerkschaften die Mitbestimmung nicht als Prinzip der Machtverteilung, son­
dern als Grundrecht einer demokratischen Gesellschaftsordnung betrachten.
Darüber hinaus wird nachfolgend zu unterscheiden sein zwischen betrieblicher und 
überbetrieblicher Mitbestimmung, wobei letztere im Zusammenhang mit der Errichtung 
der Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer Deutschlands und verstärkt im Zuge des gewerkschaftlichen Konzepts der 
Wirtschaftsdemokratie ins Blickfeld rückte. Überbetriebliche Mitbestimmung bezeich­
net die Mitbestimmung im wirtschaftspolitischen Bereich oberhalb des Betriebes, so im 
Bereich der Kammern. Die betriebliche Mitbestimmung schließlich wird differenziert 
nach ihrem Ausmaß (Information, Mitberatung, Mitwirkung, Mitbestimmung) und ih­
rem Anwendungsbereich (soziale, personelle und wirtschaftliche Mitbestimmung).3 Für 
die Betrachtung der Vorgeschichte, das langwierige, nicht nur von den Arbeitnehmern 
selbst, sondern auch von einzelnen Untemehmerpersönlichkeiten getragene Bemühen 
um betriebliche Vertretungen im 19. Jahrhundert sind diese Differenzierungen aller­
dings noch unwesentlich. Zunächst einmal ging es nur darum, die Ansprüche der Ar­
beitnehmer zu artikulieren und Möglichkeiten für ihre Realisierung zu entwickeln.

1 Mitbestimmung im Unternehmen. Bericht der Sachverständigenkommission zur Auswertung der bis­
herigen Erfahrungen bei der Mitbestimmung, BT-Drucks. Nr. VI/334, Teil I, 4.

2 Teuteberg, Geschichte, S. XVIII. Zum Begriff der Mitbestimmung s. auch Teuteberg, Ursprünge, 
S. 7 f.; von Nell-Breuning, Mitbestimmung 1950, S. 2 7 ff.; Neuloh, S. 1 0 8 ff. und Stegmann, S. lOff.

3 Vgl. hierzu auch Dok. Nr. 37.
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I. Anfänge, Ausbau und Aufhebung betrieblicher Mitbestimmung bis 1933/34

7. Zur E n tstehun g von  A rb eitera u ssch ü ssen  im 19. J a h rh u n d er t4

Ausgehend vom Vorbild der industriell weiter entwickelten westeuropäischen Nachbar­
staaten beschäftigten sich bereits im deutschen Vormärz Vertreter der Sozialkritik mit 
der Frage einer Mitsprache der Arbeitnehmer. Einer der bedeutendsten Sozialreformer 
dieser Zeit, der Münchener Philosophieprofessor Franz von  B a a d e r  erklärte die Vertre­
tung der Arbeiter in der ständischen Gesellschaft als einen Rechtsanspruch, der aller­
dings beschränkt war auf das Recht auf öffentliche Anhörung; ein Recht auf Mitbestim­
mung war nicht vorgesehen.5 6 Obwohl solche Pläne — neben den Vorschlägen B a a d ers  
sind auch die Beiträge Robert von  M oh ls , Johannes Alois P erth a le rs  und Immanuel 
Wohlwills zu nennen — ohne faßbares Ergebnis blieben, kommt ihnen das große Ver­
dienst zu, „noch vor der Revolution von 1848/49 angesichts zunehmender Auflösung 
der alten Ständegesellschaft auf die Notwendigkeit einer Einbürgerung des Proletariats4 
(Franz von  B aad er) mit Hilfe einer neuen Vertretung in Betrieb und Wirtschaft hingewie­
sen und einen ethischen Anspruch darauf formuliert zu haben/46
Konkretisiert wurden die Überlegungen für eine Arbeitervertretung im Volkswirtschaftli­
chen Ausschuß der Frankfurter Nationalversammlung.7 Der Ausschuß hatte den Ent­
wurf für eine Reichsgewerbeordnung auszuarbeiten. Da eine Mehrheitsfindung nicht 
möglich war, legte der Ausschuß zwei Entwürfe vor. Der sog. Minoritätenentwurf sah die 
Bildung von Fabrikausschüssen aus Arbeitgebern und Vertretern der Arbeiter und 
Werkmeister vor.8 Angesichts der bestehenden Differenzen wurde dieses Konzept in der 
Paulskirche nicht weiter beraten und erst recht nicht verwirklicht.
Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts blieb es bei Reformbestrebungen einzelner Unter­
nehmer, die Arbeiterausschüsse einführten, so der Berliner Fabrikant Heinrich F ree se  in 
seiner „konstitutionellen Fabrik44.9 Der Nationalökonom Max S er in g  nennt 1890 in ei­
nem Bericht über „Arbeiterausschüsse in der deutschen Industrie44 50 Beispiele freiwilli­
ger Selbstbeschränkung der Untemehmergewalt.10
Daneben entwickelten sich auch die bis auf die Innungskassen des späten Mittelalters 
zurückreichenden, von den Arbeitern selbst verwalteten Unterstützungs- und Fürsorge­
kassen allmählich weiter. Ihr Kompetenzbereich weitete sich langsam über die Sozial­
fürsorge hinaus auf eine allgemeine Interessenvertretung der Arbeiter aus. Eine Mitwir­
kung in wirtschaftlich-kaufmännischen Angelegenheiten wurde allerdings erst gegen 
Ende des Jahrhunderts ermöglicht und blieb auch dann die Ausnahme.

4 Zur Entwicklung der Mitbestimmung im 19. Jahrhundert vgl. Teuteberg, Geschichte oder seine Kurz­
fassung: Teuteberg, Ursprünge. S. in Ergänzung dazu auch Heinz Richard Schneider, Bürgerliche 
Vereinsbestrebungen für das „Wohl der arbeitenden Klassen“ in der preußischen Rheinprovinz im 19. 
Jahrhundert, phil. Diss., Bonn 1967.

5 S. Teuteberg, Geschichte, S. 8ff. und Stegmann, S. 2 5 ff.
6 Teuteberg, Ursprünge, S. 10.
7 S. hierzu Teuteberg, Geschichte, S. 9 4 ff. und Neuloh, S. 81 f.; vgl. auch Engelhardt, S. 386.
8 Die entsprechenden Bestimmungen sind abgedruckt bei Teuteberg, Geschichte, S. 109f.
9 Vgl. Heinrich Freese, Die konstitutionelle Fabrik, Jena 41922; s. hierzu und zum folgenden Teuteberg, 

Geschichte, S. 115 f. und 208ff.; Neuloh, S. 73ff. und Stegmann, S. 68ff.
10 Schriften des Vereins für Socialpolitik, Bd. 46, Leipzig 1890.
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Zur Entstehung von Arbeiterausschüssen im 19. Jahrhundert

Die Initiativen der einzelnen Untemehmerpersönlichkeiten zur Einführung einer wie 
auch immer gearteten Mitbestimmung der Arbeiter und die zunehmende Zahl der Arbei­
terausschüsse riefen weniger Zustimmung als Ablehnung und sogar teilweise massiven 
Protest hervor.11 Befürwortern dieser Entwicklung, unter ihnen der Sozialpolitiker Franz 
H itze, seit 1880 Generalsekretär des Verbandes katholischer Arbeitgeber und Arbeiter­
freunde Arbeiterwohl und die Mitglieder des Vereins für Sozialpolitik, besonders der Na­
tionalökonom Gustav S ch m o lle r , die in betrieblichen Arbeitervertretungen einen Weg 
zur Lösung der sozialen Spannungen sahen, standen die Kritiker mit prinzipiellen Ein­
wänden gegenüber. Nicht nur der Centralverband Deutscher Industrieller wandte sich 
gegen die Errichtung von Arbeiterausschüssen, auch die Vertreter der sozialistischen Ar­
beiterbewegung, so August B eb e l, sprachen sich gegen „das scheinkonstitutionelle Fei­
genblatt, mit dem der Fabrikfeudalismus verdeckt werden soll“11 12 aus. Arbeiteraus­
schüsse schienen mit der Klassenkampfstrategie nicht vereinbar. Daneben mag für B e ­
b e ls  Ablehnung auch die fehlende Rechtsgrundlage eine Rolle gespielt haben. Erst mit 
dem verstärkten Einsatz für eine Verbesserung der materiellen Situation der Arbeiter un­
ter Carl L egiert, seit 1890 Vorsitzender der Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands, änderte sich diese starr ablehnende Haltung.
Staatliche Bemühungen um eine gesetzliche Regelung der Arbeitermitbestimmung wur­
den in der am 8. Mai 1891 verabschiedeten Novelle zur Reichsgewerbeordnung (1869), 
dem sog. Arbeiterschutzgesetz sichtbar. Nach einem ihrer maßgeblichen Initiatoren, 
dem Sozialpolitiker und damaligen Oberpräsidenten der Rheinprovinz, Hans Hermann 
von  B erlep sch^  wurde die Novelle vielfach auch als „LexB e r l e p s c h “bezeichnet. Die dar­
in vorgesehenen fakultativen Arbeiterausschüsse blieben in der Praxis aber weit hinter 
den hochgestellten Erwartungen der Sozialreformer zurück. Ein von Hitze bei der Bera­
tung des Gesetzes im Reichstag eingebrachter Antrag auf Einrichtung obligatorischer 
Arbeiterausschüsse war abgelehnt worden.13
Im Bergbau führte 1905 der bis dahin größte Bergarbeit er streik im Ruhrgebiet mit der 
am 14. Juni verabschiedeten preußischen Berggesetznovelle zur Einführung von obliga­
torischen Arbeiterausschüssen, die in der früheren Novelle vom 24. Juni 1892 zum 
preußischen Berggesetz auch nur fakultativ ermöglicht worden waren.14 Damit und mit 
der Ausdehnung der Mitwirkungsrechte auf allgemeine Fragen des Betriebs- und Ar­
beitsverhältnisses wie auch der Lohnfestsetzung war ein wichtiger gesetzgeberischer Er­
folg in der Entwicklung der betrieblichen Mitbestimmung erzielt. Bemühungen um Ein­
richtung überbetrieblicher Mitbestimmungsorgane blieben ohne Ergebnis.15 Zwar 
wandten sich sowohl Vertreter des Zentrums, der Sozialdemokratie und auch der Natio­
nalliberalen mit Vorschlägen für die Bildung von Arbeitskammem an den Reichstag. Ei­
ne gesetzliche Regelung wurde jedoch allein schon durch die unterschiedlichen Vorstel­
lungen erschwert. Der Regierungsentwurf eines Arbeitskammergesetzes vom Januar 
1908 fand auch nach langwierigen Beratungen und verschiedenen Abänderungen keine 
Mehrheit im Reichstag.

11 Hierzu Teuteberg, Geschichte, S. 281 ff. und Stegmann, S. 8 7 ff.
12 Vgl. Stegmann, S. 97.
13 Teuteberg, Geschichte, S. 317ff., bes. S. 3 7 6 ff. und Stegmann, S. 9 8 ff.
14 Teuteberg, Geschichte, S. 4 1 0 ff.; s. hierzu auch Klaus Tenfelde, Sozialgeschichte der Bergarbeiter­

schaft an der Ruhr im 19. Jahrhundert, Bonn 21981, S. 5 9 0 ff.
15 Teuteberg, Geschichte, S. 4 6 5 ff. und Stegmann, S. 119 ff.
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Nach dem Scheitern des Gesetzentwurfs zur Bildung von Arbeitskammem und dem er­
folglosen Bemühen zur rechtlichen Anerkennung der Gewerkschaften kam es zu einem 
Stillstand der staatlichen Bemühungen. Erst der Krieg brachte eine Wende. Um Beein­
trächtigungen der kriegswichtigen Industrie durch soziale Spannungen zu vermeiden 
und den nun offiziell als Vertreter der Arbeiterschaft anerkannten Gewerkschaften einen 
Ausgleich für die weitgehende Aufhebung der Arbeitsfreiheit zu bieten, führte das Gesetz 
über den Vaterländischen Hilfsdienst vom 5. Dezember 191616 17 für alle kriegswichtigen 
Betriebe mit mehr als 50 Beschäftigten obligatorische Arbeiter- und Angestelltenaus­
schüsse ein. Bei Streitigkeiten konnten paritätisch mit Unternehmer- und Gewerk­
schaftsvertretern besetzte Schiedsausschüsse auf Bezirksebene angerufen werden. 
Nachhaltige Wirkung für den sozialen Frieden brachte das sog. Hilfsdienstgesetz aller­
dings nicht. Die Widerstände des linken Flügels der Sozialdemokratie, der der Partei­
mehrheit die Zustimmung zum Gesetz als Verrat der Arbeiterinteressen vorwarf, vor a l­
lem aber die aufkommende Protestbewegung in den Betrieben machten eine kontinu­
ierliche Fortführung des eingeschlagenen Weges unmöglich. Teile der Schwerindustrie 
hatten von vornherein die Abschaffung der mit dem Gesetz verbundenen Zugeständnis­
se sofort nach Kriegsende verlangt und teilweise die Einführung von Arbeiterausschüs­
sen überhaupt blockiert.

2. Die E ntw ick lung n a ch  d e r  N ovem berrevo lu tion  1918

Der Zusammenbruch des Kaiserreichs zwang auch jene Kreise der Schwerindustrie, die 
früher eine ablehnende Haltung eingenommen hatten, zu einer überraschenden Kurs­
korrektur. Am 15. November 1918 trafen Repräsentanten der Arbeitgeberverbände mit 
denen der Gewerkschaften aller drei Richtungen -  den freien, christlichen und Hirsch- 
Dunckerschen — eine Vereinbarung über die Bildung der „Zentralarbeitsgemeinschaft 
der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 
Deutschlands1417, über deren Grundzüge sich Vertreter der Unternehmer und Gewerk­
schaften schon im Oktober 1918 verständigt hatten. Aufgabe dieser paritätisch zusam­
mengesetzten autonomen Institution war laut Satzung vom 4. Dezember 1918 die „ge­
meinsame Lösung aller die Industrie und das Gewerbe Deutschlands berührenden wirt­
schaftlichen und sozialen Fragen sowie aller sie betreffenden Gesetzgebungs- und 
Verwaltungsangelegenheiten11.18

16 RGBl. 1 9 1 6 II, S. 13 3 3 ff. S. dazuTeuteberg, Geschichte, S. 5 0 8 ff.; vgl. auch Gerald D. Feldman, Ar- 
my, Industry and Labor in Germany 1 9 1 4 —1918 , Princeton, New Jersey 1966, S. 1 6 3 ff.; Preller, 
S. 41 ff. und 7 5 ff. und Jürgen Kocka, Klassengesellschaft im Krieg. Deutsche Sozialgeschichte 
1 9 1 4 - 1 9 1 8 ,  Göttingen 1973.

17 Vgl. hierzu auch E. Potthoff, Wirtschaftliche Mitbestimmung, S. 1 2 ff.; H. Potthoff, Gewerkschaften, 
S. 17 9 ff.; Preller, S. 180f., 226 und 265ff.; Gerald D. Feldman, Die Freien Gewerkschaften und die 
Zentralarbeitsgemeinschaft 1 9 1 8 —1924, in: Vetter, Mitbestimmung, S. 229ff. sowie die grundlegen­
de Studie von Hans-Joachim Bieber, Gewerkschaften in Krieg und Revolution. Arbeiterbewegung, In­
dustrie, Staat und Militär in Deutschland 1 9 1 4 —1920, 2 Bde., Hamburg 1981. Druck der Vereinba­
rung u.a.: Heinrich Hoeniger (Hrsg.), Arbeitsrecht. Die reichsrechtlichen Vorschriften über das Ar­
beitsverhältnis, Mannheim, Berlin, Leipzig 131929, S. 5ff. und Emst Rudolf Huber, Dokumente zur 
deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 3, Stuttgart u. a. 1966, S. 19f.

18 Dmck der Satzung: Paul Umbreit, Die deutschen Gewerkschaften im Kriege, in: Der Krieg und die Ar­
beitsverhältnisse (Wirtschafts- und Sozialgeschichte des Weltkrieges, Deutsche Serie, Veröffent­
lichungen der Carnegie-Stiftung für internationalen Frieden), Stuttgart u. a. 1928, S. 292ff.
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Die Entwicklung nach der Novemberrevolution 19 18

In Anlehnung an das Hilfsdienstgesetz von 1916 sah diese Vereinbarung auch die Ein­
richtung von Angestellten- und Arbeiterausschüssen in Betrieben mit mehr als 50 Be­
schäftigten und von paritätisch besetzten Schlichtungsausschüssen vor. Nach der schon 
im Hilfsdienstgesetz von 1916 de facto vollzogenen Anerkennung der Gewerkschaften 
wurden sie nun — noch vor ihrer endgültigen verfassungsrechtlichen Anerkennung — 
auch von den Arbeitgebern in der Vereinbarung offiziell „als berufene Vertreter der Ar­
beiterschaft“ anerkannt.
Unter dem Eindruck des sich abzeichnenden militärischen und politischen Zusammen­
bruchs und des zunehmenden Autoritätsverlustes des Staates sahen die Arbeitgeber in 
den Gewerkschaften den einzig verläßlichen Partner, um die mit der Demobilisierung 
verbundenen drängenden Probleme zu lösen. Die Gewerkschaften ihrerseits betrachte­
ten die Arbeitsgemeinschaft als einen Weg, die Wirtschaft ohne bürokratisches Regle­
ment schnell wieder in Gang zu bringen und vor allem auch ihre eigenen sozialpoliti­
schen Vorstellungen verwirklichen zu können.19 Entsprechend ihrer traditionellen Ziel­
setzung richtete sich auch nach den sie überraschenden revolutionären Ereignissen das 
Bemühen der Gewerkschaften nicht auf die Abschaffung der kapitalistischen Wirt­
schaft, sondern auf die Anerkennung ihrer Organisationen durch Staat und Gesellschaft 
und auf die gleichberechtigte Beteiligung im sozial- und wirtschaftspolitischen Entschei­
dungsprozeß. In ihrer Mehrheit begrüßten sie zwar die begonnene politische Neuord­
nung, wollten aber keine soziale Revolution. Zudem sahen sie sich gar nicht in der Lage, 
so plötzlich die Verantwortung für die anstehenden schwierigen Wirtschaftsprobleme zu 
übernehmen. Da sie diesen Bereich aber auch nicht allein dem Staat überlassen wollten, 
erschien ihnen die ZAG als geeignetes Mittel, auch eine wirtschaftliche Demokratie zu 
erreichen.
Ihre hohen Erwartungen an dieses „wirtschaftliche Parlament“ erfüllten sich jedoch 
nicht. In den folgenden Jahren nahmen die Auseinandersetzungen zwischen den So­
zialpartnern wieder an Schärfe zu. Der Konflikt entbrannte insbesondere um den 8- 
Stunden-Tag, der den Gewerkschaften als eine der wesentlichsten Errungenschaften 
der Revolution galt, während die Arbeitgeber in Anbetracht der wirtschaftlichen Bela­
stungen Deutschlands den 8-Stunden-Tag als Norm ab geschafft wissen wollten. War 
die Arbeitsgemeinschaft schon zu Anfang auf beiden Seiten umstritten, so gab diese Fra­
ge Anlaß zu verstärktem Widerstand. Nachdem sich auf dem Leipziger ADGB-Kongreß 
192220 nur noch eine knappe Mehrheit hinter das Abkommen gestellt hatte, und bereits 
verschiedene Einzelgewerkschaften ihren Austritt erklärt hatten, beschloß am 16. Janu­
ar 1924 der Bundesausschuß des ADGB, die Vereinbarung aufzukündigen. Der ADGB 
hielt den Arbeitgebern vor, sich nicht dem Geist des Abkommens von 1918 entspre­
chend verhalten zu haben. Damit war dieser Versuch einer partnerschaftlichen Selbst­
verwaltungskörperschaft auf freiwilliger Basis vorläufig gescheitert.
Die Opposition gegen die Zentralarbeitsgemeinschaft ging anfangs hauptsächlich von 
der ursprünglich politisch, dann verstärkt wirtschaftlich und sozial orientierten 
Rätebewegung21 aus. Anders als die Gewerkschaftsmehrheit, die wie die Mehrheitsso­

19 Vgl. hierzu H. Potthoff, Gewerkschaften, S. 29 ff.
20 Vgl. ebd., S. 416.
21 S. hierzu die Arbeiten von Peter von Oertzen, Betriebsräte in der Novemberrevolution (Beiträge zur Ge­

schichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 25), Düsseldorf 1963, Eberhard
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zialdemokratie auf den demokratischen Parlamentarismus setzte und die Neuordnung 
der Verhältnisse durch die Nationalversammlung vorgenommen sehen wollte, verlangte 
die Gewerkschaftsopposition die vollständige Sozialisierung der Wirtschaft. Obwohl sich 
die Rätebewegung letztlich nicht durchsetzen konnte22, gingen von ihr nicht unbedeu­
tende Impulse aus auf die weitere Entwicklung im wirtschaftlichen Bereich. So wurde das 
wirtschaftliche Rätesystem in der Verfassung verankert. Artikel 165 der Weimarer 
Reichsverfassung vom 11. August 1919 machte den Grundsatz der Parität zum Funda­
ment der „gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte“.23 Die be­
reits in Artikel 159 niedergelegte verfassungsrechtliche Anerkennung der Gewerkschaf­
ten wurde wiederholt und der Aufbau eines wirtschaftlichen Rätesystems vorgesehen: 
„Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichberechtigt in Gemeinschaft mit 
den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie an der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mitzuwirken. Die beiderseiti­
gen Organisationen und ihre Vereinbarungen werden anerkannt. [ . . .] Die Arbeiter 
und Angestellten erhalten zur Wahrnehmung ihrer sozialen und wirtschaftlichen Inter­
essen gesetzliche Vertretungen in Betriebsarbeiterräten sowie in nach Wirtschaftsgebie­
ten gegliederten Bezirksarbeiterräten und in einem Reichsarbeiterrat. Die Betriebsarbei­
terräte und der Reichs arbeiterrat treten zur Erfüllung der gesamten wirtschaftlichen 
Aufgaben [ . . .] mit den Vertretungen der Unternehmer und sonst beteiligter Volkskrei­
se zu Bezirkswirtschaftsräten und zu einem Reichswirtschaftsrat zusammen [ . . . ] .  So­
zialpolitische und wirtschaftspolitische Gesetzentwürfe von grundlegender Bedeutung 
sollen von der Reichsregierung vor ihrer Einbringung dem Reichswirtschaftsrat zur Be­
gutachtung vorgelegt werden. Der Reichswirtschaftsrat hat das Recht, selbst solche Ge­
setzesvorlagen zu beantragen.“24
Nachdem die Frage der Mitbestimmung schon in einer Reihe von gesetzlichen Bestim­
mungen ihren Niederschlag gefunden hatte — so in der Verordnung über die Errichtung 
von Arbeitskammem im Bergbau vom 8. Februar 1919, im Sozialisierungsgesetz vom
23. März 1919, im Kohlewirtschaftsgesetz vom 23. März 1919 und im Kaliwirt schafts­
gesetz vom 24. April 191925, wo eine eingeschränkte Form der Mitbestimmung auf ober­
ster Ebene verankert wurde —, stellte sich ausgehend vom Artikel 165 nun die Notwen­
digkeit der Einrichtung von Betriebs Vertretungen.
Das Hilfsdienstgesetz war bereits am 12. November 1918 mit Ausnahme der sich auf 
Schlichtung von Streitigkeiten bezeichnenden Bestimmungen als erste Maßnahme des 
Rats der Volksbeauftragten aufgehoben und am 23. Dezember 1918 durch eine neue,

Kolb, Rätewirklichkeit und Räteideologie in der deutschen Revolution 1918/19, in: Helmut Neubauer 
(Hrsg.), Deutschland und die russische Revolution, Stuttgart 1968, S. 9 4 ff. und Dieter Schneider/Ru- 
dolf Kuda, Arbeiterräte in der Novemberrevolution. Ideen, Wirkungen, Dokumente, Frankfurt 1968.

22 Zur Haltung der Gewerkschaften gegenüber der Rätebewegung s. H. Potthoff, Gewerkschaften, 
S. 12 3 ff. und ders., Betriebsräte, S. 1 6 ff.

23 Hans-Hermann Hartwich, Arbeitsmarkt, Verbände und Staat 19 1 8 —1933. Die öffentliche Bindung 
unternehmerischer Funktionen in der Weimarer Republik (Veröffentlichungen der Historischen Kom­
mission zu Berlin beim Friedrich-Meinecke-Institut der Freien Universität Berlin, Bd. 23), Berlin 1967, 
S. 18.

24 RGBl. 1919 , S. 1415.
25 RGBl. 1919 , S. 202; RGBl. 1919 , S. 341; RGBl. 1919 , S. 342; RGBl. 1919 , S. 413. Vgl. zu diesem 

Komplex Teuteberg, Ursprünge, S. 2 8 ff. und die diesbezüglichen Ausführungen bei Preller, u.a. 
S. 78f. und 2 3 8 ff.
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dem Hilfsdienstgesetz allerdings angeglichene Verordnung über die Bildung von Arbei­
ter- und Angestelltenausschüssen in Betrieben und Verwaltungen mit mehr als 20 Be­
schäftigten ersetzt worden.26 Die zunehmenden Unruhen unter den Belegschaften vor­
wiegend im Bergbau und die im Frühjahr 1919 ausbrechenden Streiks27 wiesen drin­
gend auf die Notwendigkeit einer baldigen Betriebsräteregelung hin.
Bevor jedoch ein solches Gesetz verabschiedet werden konnte, wurden erbitterte Kämp­
fe geführt. Während die Rätebewegung den Gedanken einer direkten Beteiligung des Ar­
beiters an der Leitung der Wirtschaft verfocht, wollten sich die Gewerkschaften in ihrer 
Mehrheit nicht durch eine Beteiligung an der Betriebsleitung festlegen und in ihrer freien 
Aktion einschränken lassen. Hinzu kam die Furcht vor einer möglichen Konkurrenz der 
Betriebsräte, bei denen sie außerdem mit der Gefahr des Betriebsegoismus rechnen zu 
müssen glaubten. In den Reihen der freien Gewerkschaften hatte sich jedoch eine starke 
Opposition gebildet, die teilweise ein radikales Rätekonzept vertrat und die Gewerk­
schaftsführung weniger durch konkrete Vorschläge für die Ausformung eines Betriebsrä­
tegesetzes als durch ihre bloße Existenz zu einer Revidierung ihres bisherigen Konzepts 
veranlaßte.28 29
Auf der Konferenz der Verbandsvorsitzenden am 1 ./2. Februar 1919 setzte sich ein ge­
mäßigter Reformkurs durch. Das neue Konzept stand unter dem zentralen Motto: „Das 
Mitbestimmungsrecht der Arbeiter muß bei der gesamten Produktion, vom Einzelbe­
trieb beginnend, bis in die höchsten Spitzen der zentralen Wirtschaftsorganisation ver­
wirklicht werden/429 Die Stellung der gewerkschaftlichen Vertrauensmänner in den 
Kleinbetrieben sollte gestärkt und in den größeren Betrieben eine Vertretung der Beleg­
schaften eingerichtet werden, die allerdings nur mit beschränkten Rechten ausgestattet 
und weitgehend auf die Gewerkschaften angewiesen sein sollten. Weitergehende Verein­
barungen sollten über Tarifverträge möglich sein. Nur langsam schwand das Mißtrauen 
der Gewerkschaftsmehrheit gegen die Einrichtung der Betriebsräte. Erst als sie ihre Posi­
tion durch das neue Betriebsrätegesetz vom Februar 1920 wesentlich gefestigt sahen 
und eine zunehmende Eingliederung der Betriebsräte in die Gewerkschaftsbewegung er­
folgte, setzten sich die freien Gewerkschaften verstärkt für die betriebliche Mitbestim­
mung ein.
Vorläufige Grundsätze zur Errichtung von Betriebsräten, die in der Zentralarbeitsge­
meinschaft entwickelt worden waren, erließ das Reichsarbeitsministerium schon im 
März 1919. Die Einbringung eines Regierungsentwurfs verzögerte sich dann aber, weil 
freie Gewerkschaften und Sozialdemokraten noch keine Einigung über die wirtschaftli­
che Mitbestimmung der Betriebsräte erreicht hatten.30 Erst am 21. August konnte die

26 Preller, S. 230f. und Werner Conze/Erich Matthias (Hrsg.), Die Regierung der Volksbeauftragten 
1918/19, Erster Teil, eingeleitet von Erich Matthias, bearbeitet von Susanne Miller unter Mitwirkung 
von Heinrich Potthoff (Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Er­
ste Reihe, Bd. 6/1), Düsseldorf 1969, S. 37.

27 Vgl. Peter von Oertzen, Die großen Streiks der Ruhrbergarbeiterschaftim Frühjahr 1919 , in: Eberhard 
Kolb (Hrsg.), Vom Kaiserreich zur Weimarer Republik, Köln 1972, S. 1 8 5 ff.

28 S. H. Potthoff, Betriebsräte, S. 1 7 f.
29 Ebd., S. 17 ; vgl. dort auch die „Richtlinien für die künftige Wirksamkeit der Gewerkschaft“, Anhang 

A, S. 39f. und B 3 a, S. 72ff. sowie die „Bestimmungen über die Aufgaben der Betriebsräte“, Anhang 
A, S. 41 f. und B 3b, S. 7 4 ff.

30 Zur Entstehung des Weimarer Betriebsrätegesetzes s. Preller, S. 249ff.; H. Potthoff, Gewerkschaften, 
S. 14 2 ff. und Teuteberg, Ursprünge, S. 3 5 f.; vgl. auch Schneider/Kuda, S. 2 5 7 ff.
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Nationalversammlung ihre Beratung aufnehmen und den Regierungentwurf dem Sozial­
politischen Ausschuß überweisen. Mit unwesentlichen Änderungen wurde das Gesetz 
am 18. Januar 1920 mit 215 Stimmen der Mehrheitssozialisten, des Zentrums und der 
Demokraten gegen 63 Gegenstimmen verabschiedet und trat am 4. Februar in Kraft.31 
Während der Beratungen kam es zu heftigen Auseinandersetzungen sowohl im Parla­
ment als auch in der Öffentlichkeit. In der oppositionellen Rätebewegung wurde das Be­
triebsrätegesetz als „ein Schutzgesetz für die Unternehmer“ attackiert.32 Demgegenüber 
wandten sich der Reichsverband der Deutschen Industrie und die Vereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände mit dem Hinweis auf ihre prinzipielle Zustimmung zum 
Grundgedanken des Gesetzes gegen die damit festgeschriebene weitgehende Mitbestim­
mung der Arbeitnehmer. Deutschnationale und Deutsche Volkspartei lehnten das Ge­
setz wegen des ihm zugrundeliegenden Rätegedankens ab. In der Mehrheitssozialdemo­
kratie standen sich Gegner und Befürworter des Gesetzes gegenüber. Im Gegensatz zum 
früheren Widerstand der Sozialisten gegen die Errichtung von Arbeiterausschüssen be­
grüßte nun eine Mehrheit — bei gleichzeitiger entschiedener Ablehnung des politischen 
Rätegedankens — den Aufbau eines wirtschaftlichen Rätesystems.33 Die Haltung der 
freien Gewerkschaften war — wie oben erwähnt — gekennzeichnet durch die allmähliche 
Kurswende von der durch Konkurrenz denken veranlaßten Ablehnung der Betriebsräte 
zu ihrer Einbindung in die Gewerkschaftsbewegung. Liberale und christliche Gewerk­
schaften standen wie auch das Zentrum der von weiten Teilen der freien Gewerkschaf­
ten und der MehrheitsSozialdemokratie vertretenen Auffassung einer gleichberechtigten 
Mitbestimmung im wirtschaftlichen Bereich grundsätzlich positiv gegenüber.34 Vor a l­
lem die liberalen Hirsch-Dunckerschen Verbände bemühten sich allerdings abweichend 
von den Wünschen der freien Gewerkschaften und Mehrheitssozialdemokraten erfolg­
reich um eine gesonderte Vertretung der Angestellten in einem „Angestelltenrat“, so daß 
wichtige Mitwirkungsrechte etwa bei Festlegung der Arbeitszeit, der Urlaubsregelungen 
usw. nicht vom Betriebsrat als ganzem, sondern getrennt vom Arbeiter- und Angestell­
tenrat wahrgenommen wurden.
Betriebsräte waren nach dem Gesetz vom Februar 1920 für alle Betriebe mit mehr als 20 
Beschäftigten vorgeschrieben. In kleineren Betrieben war ab 5 Beschäftigten ein Be- 
tiiebsobmann vorgesehen. Je nach Betriebsgröße sollte der Betriebsrat aus 3 bis 30 Mit­
gliedern bestehen. Aufgabe des Betriebsrats war die Beratung der Betriebsleitung, die 
Mitwirkung bei Einführung neuer Arbeitsmethoden und sozialen Einrichtungen, die 
Sorge für Einhaltung von Tarifverträgen sowie für das Gemeininteresse.
Das Betriebsrätegesetz wurde in der folgenden Zeit ergänzt durch das Gesetz über die 
Prüfung von Bilanzunterlagen vom 5. Februar 192135, das für kleinere Betriebe die vier­
teljährliche Vorlage eines Wirtschaftsberichts und für Großbetriebe eine Betriebsbilanz 
im Geschäftsjahr — allerdings beschränkt auf den Vermögensstand des Unternehmens - 
vorschrieb. Ein Jahr später gestand das Gesetz über die Entsendung von Betriebsrats-

31 S. Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung. Stenographische Be­
richte, Bd. 332, Berlin 1920, S. 4518  und RGBl. 1 1920, S. 14 7 ff.

32 S. Arthur Rosenberg, Geschichte der Deutschen Republik, Karlsbad 1935, S. 106 und H. Potthoff, 
Betriebsräte, S. 20; vgl. zum folgenden auch Stegmann, S. 141 ff.

33 Vgl. zur Haltung der SPD in der Rätefrage Rosenberg, a. a. O., S. 89 f.
34 S. Stegmann, S. 152 ff.
35 RGBl. 1921 , S. 159f.; vgl. Preller, S. 263f.
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mitgliedem in den Aufsichtsrat vom 15. Februar 192236 dem Betriebsrat einen oder zwei 
Sitze im Aufsichtsrat zu. Die Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat hatte 
getrennt im Arbeiter- und Angestelltenrat zu erfolgen. Durch Maßnahmen wie Satzungs­
änderungen oder die Bildung von Unterausschüssen suchten allerdings daraufhin man­
che Unternehmen die Mitwirkung der Betriebsratsmitglieder im Aufsichtsrat einzu­
schränken. Fehlende Vorkenntnisse der Betriebsräte taten ein übriges, ihren Einfluß in 
Grenzen zu halten. Die Schulungen von Betriebsräten und Gewerkschaftsfunktionären, 
die ab 1923 gemeinsam durchgeführt wurden37, trugen zur Verflechtung von Betriebs­
räten und Gewerkschaften bei, vermochten aber den Einfluß der Betriebsräte in den 
Aufsichtsräten nicht maßgeblich zu verstärken.
Auch im Bereich der überbetrieblichen Mitbestimmung blieb der gewerkschaftliche Ein­
fluß beschränkt. Die in Artikel 165 WRV vorgesehenen Bezirksarbeiter- und Bezirks­
wirt schaftsräte wurden nicht errichtet. Durch Verordnung vom 4. Mai 192038 wurde 
zwar ein „Vorläufiger Reichswirtschaftsrat“ gebildet, dessen Wirksamkeit abertrotz sei­
nes Rechts auf eigene Gesetzesinitiative nur gering war. Das lag zum Teil schon an seiner 
Struktur, die wegen der Vielzahl der vertretenen Interessen tragfähige Kompromisse er­
schwerte. Neben den 256 Vertretern einzelner Berufsabteilungen39, die paritätisch von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern entsandt wurden, gehörten dem Vorläufigen Reichs­
wirtschaftsrat auch 30 Vertreter der Verbraucher und 16 der Beamten und freien Berufe 
an. Hinzu kamen 12 vom Reichstag ernannte Sachverständige sowie nach Belieben 12 
von der Reichsregierung bestimmte Persönlichkeiten. Der Vorstand setzte sich aus je ei­
nem Drittel der Vertreter von Arbeitgebern, Arbeitnehmern und der Sonstigen zusam­
men. Da die Stimmen der Vertreter von öffentlichen Körperschaften und freien Berufen 
in Abstimmungen oft den Ausschlag zugunsten der Arbeitgeberschaft gaben, forderten 
die Gewerkschaften wiederholt — allerdings erfolglos — eine wirklich paritätische Zu­
sammensetzung des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates unter Ausschluß dieser Grup­
pe. Eine starke Stellung gegenüber Regierung und Parlament vermochte der Vorläufige 
Reichswirtschaftsrat zu keinem Zeitpunkt einzunehmen. Nach Kürzung seiner Finanz­
mittel fungierte er nurmehr als Sachverständigenausschuß für Regierung und Parla­
ment, die gern auf die in seinen Ausschüssen erarbeiteten Gutachten zurückgriffen. Die 
Wahl des endgültigen Reichswirtschaftsrates, die nach Errichtung des Unterbaus erfol­
gen sollte, kam nie zustande. Ein entsprechender Gesetzentwurf war im Reichstag bera­
ten, am 14. Juli 1930 aber aufgrund der für eine Verfassungsänderung notwendigen, 
fehlenden Zweidrittelmehrheit abgelehnt worden.40 Die fehlenden Bezirkswirtschafts­
und-arbeiterräte verhinderten eine Erfüllung des Artikels 165 WRV mit dem dort vorge­
sehenen Räteaufbau.

36 RGBL 1922, S. 209ff.; vgl. Preller, S. 264.
37 H. Potthoff, Betriebsräte, S. 30.
38 RGBl. 1920, S. 858ff.; vgl. zum folgenden Preller, S. 251 f. und 346 ff., Harry Hauschild, Dervorläufi- 

ge Reichswirtschaftsrat 1 9 2 0 -1 9 2 6 , Berlin 1926 und Günther Papperitz, Geschichte und Problema­
tik des Reichswirtschaftsrates, Diss. jur., Mainz 1965. S. zum gewerkschaftlichen Einfluß im vorläufi­
gen Reichswirtschaftsrat Josef Stein, Die Teilnahme der Gewerkschaften an der Gesetzgebung, Diss. 
jur., Bonn 1926, S. 8 2 ff.

39 Land- und Forstwirtschaft mit 68, Gärtnerei und Fischerei mit 6, Industrie mit 68, Handel, Banken, 
Versicherungen mit 44, Verkehr und öffentliche Unternehmungen mit 34 und Handwerk mit 36 Ver­
tretern.

40 Preller, S. 481 f.
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3. B etr ieb sd em ok ra tie u n d  W irtscha ftsd em ok ra tie in d e r  W eimarer R epublik

Die unbefriedigenden Erfahrungen mit dem bisherigen wirtschaftlichen Rätesystem lie­
ßen um die Mitte der 20er Jahre die überbetriebliche Mitbestimmung zu einem Thema 
allgemeinen Interesses werden. Zentrum und christliche Gewerkschaften forderten ih­
ren weiteren Ausbau, insbesondere die paritätische Besetzung der entscheidenden über­
betrieblichen Wirtschaftsgremien.41 Damit verband man allerdings nicht wie bei der So­
zialdemokratie — bei den freien Gewerkschaften war zu diesem Zeitpunkt keine Rede 
mehr davon — gleichzeitig die Forderung nach Überführung der Produktionsmittel in 
Gemeineigentum. Stattdessen vertraten die christlichen Gewerkschaften den Gedanken 
eines verstärkten Mitbesitzes der Arbeiter an den Produktionsmitteln. Führende Zen­
trumspolitiker betonten die Notwendigkeit, den Arbeiter nicht länger als Objekt, sondern 
als Subjekt und gleichberechtigten Partner im Wirtschaftsleben zu betrachten. Der stell­
vertretende Zentrumsvorsitzende und Reichstagsabgeordnete Josef J o o s  warnte vor ei­
ner Vernachlässigung der Demokratie im Arbeits- und Berufsleben. Die Betriebsräte 
wurden als unentbehrlich für die „Anerkennung der Gleichberechtigung der Arbeiter­
s c ha f t 42 betrachtet.
Eine dominierendere Rolle spielte die Forderung nach Wirtschaftsdemokratie bei So­
zialdemokraten und freien Gewerkschaften. Das Heidelberger Programm der SPD von 
1925 forderte neben der Überführung der Produktionsmittel in Gemeineigentum auch 
den Ausbau des wirtschaftlichen Rätesystems.43 Ähnlich lauteten die von den freien Ge­
werkschaften 1925 auf dem Breslauer ADGB-Kongreß erhobenen Forderungen.44 
Schon während der Revolution war das Verlangen nach Wirtschaftsdemokratie laut ge­
worden, ohne allerdings eine klare Ausformung zu erhalten. Ein Konzept wurde erst auf 
dem Hamburger Gewerkschaftskongreß 1928 von dem Wirtschaftspolitiker Fritz N aph- 
ta li vorgelegt.
Zunächst bedeutete Wirtschaftsdemokratie allein die paritätische Mitbestimmung in 
den wirtschaftlichen Entscheidungsgremien. Eine Mitbestimmung auf Untemehmens- 
ebene, deren Bedeutung sie erst später ermessen sollten, verlangten die Gewerkschaften 
nicht. Die sog. Betriebsdemokratie war völlig getrennt von der Wirtschaftsdemokratie 
und beinhaltete nach Auffassung der Mehrheit der freien Gewerkschaften nur die Vetre- 
tung der rein innerbetrieblichen Interessen der Belegschaft. Eine wirtschaftliche Mitbe­
stimmung im Untemehmensbereich verlangten sie weder für sich noch wünschten sie sie 
— bedingt durch ihr anfängliches Konkurrenz denken — für die Betriebsräte; denn als 
„Vertretung reiner Arbeiterinteressen“ könnten sie „nicht selber Träger der Produktion“ 
sein.45
Folgerichtig stand das Bemühen um eine paritätische Beteiligung an den wirtschaftli­
chen Entscheidungsgremien wie Zentralarbeitsgemeinschaft und Vorläufiger Reichs­
wirtschaftsrat und Selbstverwaltungskörperschaften wie die noch zu schaffenden Be­
zirkswirtschaftsräte, die die bisherigen Kammern ersetzen sollten, im Vordergrund des

41 S. hierzu Stegmann, S. 1 8 4 ff.; vgl. den Inhalt des vom Zentrum am 2 1 .1 .  1927 im Reichstag einge­
brachten „Sozialpolitischen Manifestes14 bei Mommsen, S. 4 9 6 ff.

42 Aus einem Aufruf zur Betriebsrätewahl 1931 , nach Stegmann, S. 185, Anm. 58.
43 Mommsen, S. 461 ff., bes. S. 468.
44 S. zum folgenden H. Potthoff, Betriebsräte, S. 31 ff.
45 Ebd., S. 31, Anm. 81; vgl. auch ders., Gewerkschaften, S. 201 ff.
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gewerkschaftlichen Interesses. Erst gegen Ende der 20er Jahre suchte man im Zusam­
menhang mit dem von N aphtali entwickelten Konzept nach einer Verbindung zwischen 
Wirtschafts- und Betriebsdemokratie, die noch auf dem Breslauer ADGB-Kongreß 
1925 „als ganz verschiedene Dinge“46 bezeichnet wurden. Nachdem schon 1922 auf 
dem Leipziger Kongreß die Parität in allen Organen der Wirtschaft gefordert worden 
war, wurde das Thema Wirtschaftsdemokratie in Breslau erstmals eingehender erörtert. 
Angesichts der schrumpfenden Mitgliederzahlen fragte man sich, ob man nicht in die 
„Gewerkschaftsbewegung eine Ideologie hineinbringen könne[n], an die die Massen 
glauben können, ein Ideal!“47 In den folgenden drei Jahren sollte eine vom Bundesvor­
stand beauftragte Kommission ein entsprechendes Konzept ausarbeiten. 1928 trug 
N aphtali dem ADGB-Kongreß in Hamburg die maßgeblich von ihm selbst entwickelte 
Fassung vor48, die kurz darauf veröffentlicht wurde.49 Ziel war nun die Zusammenfas­
sung von Wirtschafts- und Betriebsdemokratie in einem Konzept. Die betriebliche Mit­
bestimmung blieb allerdings auch hier auf rein innerbetriebliche Vorgänge beschränkt. 
Mit dem Argument des Betriebsegoismus wurde den Betriebsräten kein Mitbestim­
mungsrecht in wirtschaftlichen Angelegenheiten zugestanden. Ihnen oblagen lediglich 
die mit der sozialen Selbstverwaltung verbundenen Aufgaben, Rechte und Pflichten.50 
Ob man an eine paritätische Beteiligung an Aufsichtsräten und Vorständen von Mono­
polbetrieben dachte, wie es 1927 in den Richtlinien „Zur Kartell- und Monopolfrage“ 
verlangt wurde51, wurde nicht gesagt. Vorgesehen war für Monopolbetriebe lediglich ei­
ne verstärkte Kontrolle durch ein staatliches Amt mit paritätischer Besetzung. Während 
der betrieblichen Mitbestimmung nur geringe Bedeutung beigemessen wurde, galt vor­
rangiges Interesse der Mitbestimmung im überbetrieblichen Raum. In Ergänzung der 
politischen Demokratie sollte die Demokratisierung der Wirtschaft auf dem Wege einer 
schrittweisen Beseitigung der Kapitalherrschaft und der Umwandlung ihrer Organe in 
solche der Allgemeinheit erfolgen. Ein Einfluß auf die Wirtschaftsführung schien N aph­
tali nur über die überbetrieblichen Organe erreichbar zu sein. Eine wichtige Forderung 
war demnach der Ausbau der wirtschaftlichen Selbstverwaltung mit stärkerer Vertretung 
der Gewerkschaften. Die in der Verfassung vorgesehenen Bezirkswirtschafts-und-arbei- 
terräte sollten endlich geschaffen, der Reichswirtschaftsrat zu einem tatsächlich gleich­
berechtigten Wirtschaftsparlament umgewandelt werden.
Das von N aphtali entwickelte Konzept wurde nicht mehr verwirklicht. Die Auswirkun­
gen der Weltwirtschaftskrise, die rasch zunehmende Arbeitslosigkeit 52 ließen das Inter-

46 Protokoll der Verhandlungen des 12. Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands (2. Bundestag des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes), abgehalten in Breslau vom 31. August bis 4. Septem­
ber 1925, Berlin 1925, S. 259.

47 Fritz Tamow, ebd., S. 231 f.
48 Protokoll der Verhandlungen des 13. Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands (3. Bundestag des 

Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes), abgehalten in Hamburg vom 3. bis 7. September 
1928, Berlin 1928, S. 170ff.; s. hierzu Kuda, bes. S. 2 6 7 ff. und Weinzen, bes. S. 28ff. und 11 1  ff.

49 Fritz Naphtali, Wirtschaftsdemokratie — Ihr Wesen, Weg und Ziel, Berlin 1928, Neuauflage Frank­
furt/M. 1966 (Veröffentlichungen zu Politik, Wirtschaft, Soziologie und Geschichte, Bd. 42).

50 Zur Aufgabenteilung zwischen Gewerkschaften und Betriebsräten s. die entsprechenden Ausführun­
gen Naphtalis, Protokoll a. a. 0 ., S. 186f.

51 H. Potthoff, Betriebsräte, S. 34, Anm. 91.
52 Die Zahl der Arbeitslosen stieg im Winter 1928/29 von 1 Mio. auf 2,5 Mio., auf 3 Mio. im Winter 1929/ 

30, 5 Mio. 1930/31 und schließlich über 6 Mio. 1931/32, Preller, S. 394.
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esse an einem Ausbau der Mitbestimmung gegenüber den materiellen Sorgen zurücktre­
ten. Die weitere politische Entwicklung setzte dann den Bemühungen um Gleichberech­
tigung von Kapital und Arbeit ein vorläufiges Ende.

4. Die A u fh ebun g d e r  M itb estim m ung im D ritten R eich

Nach der Machtübernahme Hitlers am 30. Januar 1933 wurden die bestehenden Mitbe­
stimmungsrechte nach und nach ausgesetzt oder den nationalsozialistischen Vorstel­
lungen entsprechend umgestaltet.53 Das Koalitionsrecht wurde aufgehoben, Gewerk­
schaften und Arbeitgebervereinigungen durch die Deutsche Arbeitsfront abgelöst, der 
Bereich der Betriebs- und Wirtschaftsverfassung wie alle anderen dem Diktat des Partei­
willens unterstellt. Die Arbeitskammem im Bergbau wurden aufgelöst, die Arbeitneh­
mervertreter aus Kohle- und Kaliwirtschaftsrat ausgeschlossen. Das Gesetz über die 
Treuhänder der Arbeit vom 19. Mai 193354 manifestierte die staatliche Dominanz in der 
Arbeits- und Sozialpolitik, die nicht nur die Arbeitnehmer, sondern auch die Unterneh­
mer in ihren Rechten einschränkte. Die dem Reichsarbeitsminister unterstellten und je 
für einen bestimmten Bezirk eingesetzten 14 „Treuhänder der Arbeit44 verfügten über 
umfangreiche Kompetenzen. Sie konnten u. a. die ihnen unterstellten, an Stelle der Be­
triebsräte getretenen betrieblichen Vertrauensmänner berufen und abberufen, Ent­
scheidungen der Unternehmensleitung im Bereich der Arbeitsbedingungen revidieren, 
die Tarifordnung festsetzen und in Personalentlassungen eingreifen. Zur Durchführung 
dieser Maßnahmen entsandten die Treuhänder allein ihnen unterstellte Beauftragte in 
die Betriebe.
Die im Betriebsrätegesetz von 1920 festgelegten Mitbestimmungsrechte der Arbeitneh­
mer wurden durch das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 
193455 außer Kraft gesetzt. Entsprechend des in Partei und Staat herrschenden Führer­
prinzips stand nun dem Betriebsführer gegenüber der Gefolgschaft in allen betrieblichen 
Angelegenheiten die alleinige Entscheidungsbefugnis zu. Der Führer des Betriebs hatte 
für das Wohl der Gefolgschaft zu sorgen, die wiederum ihm zur Treue verpflichtet war. In 
der so gestalteten Betriebsgemeinschaft sollte sich die Frage der Mitbestimmung erübri­
gen. Die in Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten gewählten Vertrauensmänner hatten 
mit den Betriebsräten alter Ordnung nichts mehr zu tun. Voraussetzung für die Tätigkeit 
als Vertrauensmann war die Zugehörigkeit zur Deutschen Arbeitsfront. Für die Wahl des 
Vertrauensrates wurde in der Regel vom Betriebsführer im Einvernehmen mit dem Ob­
mann der nationalsozialistischen Betriebszellenorganisation eine Liste aufgestellt, über 
die die Gefolgschaft abstimmte. In strittigen Fällen griff der Treuhänder der Arbeit auf 
sein Emennungsrecht zurück. Anders als der Betriebsrat war der nationalsozialistische

53 Vgl. zum folgenden Teuteberg, Ursprünge, S. 40ff.; Schneider/Kuda, S. 177ff.; Heinz Lampert, 
Staatliche Sozialpolitik im Dritten Reich, in: Karl Dietrich Bracher, Manfred Funke, Hans-Adolf Ja- 
cobsen (Hrsg.), Nationalsozialistische Diktatur 1933 — 1945 (Bonner Schriften zur Politik und Zeitge­
schichte, Bd. 21), Düsseldorf 1983, S. 177ff., bes. S. 189ff. und die ausführliche Darstellung von Ti­
mothy W. Mason, Sozialpolitik im Dritten Reich. Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft, Opladen, 
21978.

54 RGBl. 1 9 3 3 1, S. 285.
55 RGBl. 19341, S. 45.
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Vertrauensrat nicht an die Weisungen der Belegschafts Versammlung gebunden. Eine 
nach dem Verständnis der bisherigen Betriebsverfassung geartete Interessenvertretung 
der Arbeitnehmer gegenüber der Betriebsleitung existierte demnach nicht mehr. Auf der 
anderen Seite unterstand auch der in seiner unternehmerischen Freiheit eingeschränkte 
Betriebsleiter, gegen dessen die Betriebsordnung betreffenden Entscheidungen der 
Treuhänder der Arbeit angerufen werden konnte, einer ständigen ideologischen Kon­
trolle.
Auch im Bereich der überbetrieblichen Mitbestimmung kam es zu massiven Eingriffen. 
Der Vorläufige Reichswirtschaftsrat wurde am 5. April 1933 aufgelöst und durch einen 
neuen Reichswirtschaftsrat ersetzt, dessen Mitglieder auf Vorschlag der Reichsregierung 
vom Reichspräsidenten zu bestellen waren.56 Einberufen wurde dieses Gremium aller­
dings nie. Zur Unterstützung der Entwicklung einer neuen Volksgemeinschaft schuf das 
nationalsozialistische System in der Folge gestufte Wirtschaftsgremien. So wurde ein 
Reichsarbeits- und Wirtschaftsrat eingerichtet, Arbeits- und Wirtschaftsräte auf Gau- 
und Wirtschaftskammerebene geschaffen und von den Fachämtem der Deutschen Ar­
beitsfront Arbeiterausschüsse gegründet. Uber die Arbeitsweise dieser Einrichtungen ist 
allerdings noch wenig bekannt.57 Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Betriebs­
verfassung des nationalsozialistischen Systems gänzlich nach dem Führerprinzip ausge­
richtet war. Eine autonome Interessenvertretung der Arbeitnehmer war sowohl auf Be­
triebsebene als auch im Bereich der Wirtschaft abgeschafft worden. In der ihr zudiktier­
ten Funktion einer Gefolgschaft kam der Arbeitnehmerschaft nur noch die beschränkte 
Möglichkeit zu, ihre Interessen im Rahmen der Deutschen Arbeitsfront zu vertreten.

56 RGBl. 1 9 3 3 1, S. 165.
57 Teuteberg, Ursprünge, S. 4 4 f.
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II. Mitbestimmung nach dem Zusammenbruch 1945

1. P o lit is ch e  u n d  w ir ts ch a ft lich e  R ah m en b ed in gu n g en

a) Grundzüge der alliierten Wirtschaftspolitik

Im Gegensatz zu der Situation im Jahre 1918 war nach der Kapitulation Deutschlands 
am 8. Mai 1945 die künftige Entwicklung weitgehend festgelegt durch Auffassungen und 
Absichten der Alliierten. Für den Bereich der Wirtschaft legte das Potsdamer Abkom­
men vom 2. August 19451 die entscheidenden Richtlinien fest. Punkt 11 der Beschlüsse 
verbot die Herstellung von Kriegsmaterialien und kündigte die Überwachung der Pro­
duktion von Chemikalien und Metallen an. Punkt 12 legte die Dezentralisierung der 
deutschen Wirtschaft, die Auflösung von Kartellen, Syndikaten, Trusts und Monopol­
vereinigungen fest. Die Schaffung zentraler, dem alliierten Kontrollrat unterstellten 
deutscher Verwaltungsstellen, die ausgehend von dem in Punkt 14 aufgestellten Grund­
satz einer Behandlung Deutschlands als wirtschaftliche Einheit vorgesehen war, kam al­
lerdings wegen der Meinungsverschiedenheiten zwischen den Besatzungsmächten nicht 
zustande.1 2 So erhielten denn die Besatzungsmächte die Möglichkeit, in den von ihnen 
besetzten Zonen die eigenen Ziel Vorstellungen durchzusetzen.
Besonders betroffen von möglichen Eingriffen war das der britischen Militärregierung 
unterstellte Ruhrgebiet als industrielles Zentrum Deutschlands. Die deutsche Industrie, 
deren Anlagen schon durch Kriegseinwirkungen schwer beschädigt worden waren, hatte 
mit Reparationsleistungen, Produktionsbeschränkungen und weitgehenden Demonta­
gen zum Teil ganzer Werke zu rechnen.3 Hinzu kamen die im Zusammenhang mit der 
Entnazifizierung durchgeführten Verhaftungen zahlreicher führender Unternehmer.4 
In den ersten Monaten hielt sich die britische Militärregierung in ihren Maßnahmen al­
lerdings noch zurück; denn die Wahlen in Großbritannien am 28. Juli 1945 hatten einen 
politischen Machtwechsel gebracht. Durch die neue Labour-Regierung kamen Fragen 
wie Sozialisierung und Vergesellschaftung in die Diskussion.5 Wiederholt sprachen sich

1 Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, Ergänzungsblatt Nr. 1 vom 30. 4. 1946, S. 1 3 ff.; Druck: 
Deuerlein, S. 246 ff.

2 S. hierzu Theo Stammen, Das alliierte Besatzungsregime in Deutschland, in: Becker/Stammen/Wald- 
mann, S. 61 ff., bes. S. 68 und Hermann Graml, Die Alliierten in Deutschland, in: Westdeutschlands 
Weg, S. 25 ff.; vgl. auch die grundlegende Studie von John Gimbel, Amerikanische Besatzungspolitik 
in Deutschland 19 4 5 —1949, Frankfurt/M. 1971 und Schwarz, Reich, S. 238.

3 Vgl. zu diesem Komplex Hüttenberger, S. 3 1 9 ff., 338ff.; Neuordnung, S. 4 7 ff. und Treue, S. 30ff.; 
einen guten Überblick gibt Walter Forst, Die Politik der Demontage, in: Walter Forst (Hrsg.), Entschei­
dungen im Westen (Beiträge zur Neueren Landesgeschichte des Rheinlandes und Westfalens, Bd. 7), 
Köln und Berlin 1979, S. 11 1  ff. Zur wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands s. die Beiträge von 
Abelshauser, daneben auch seine kurze Gesamtdarstellung, Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepu­
blik Deutschland 19 4 5 —1980, Frankfurt/M. 1983.

4 Vgl. Peter Hüttenberger, Die Anfänge der Gesellschaftspolitik in der britischen Zone, in: Vierteljahrs­
hefte für Zeitgeschichte 21 (1973), S. 173.

5 Zur britischen Sozialisierungspolitik s. die bisher vorliegenden Kurzdarstellungen von Horst Ladema­
cher, Die britische Sozialisierungspolitik im Rhein-Ruhr-Raum, in: Claus Scharf/Hans-Jürgen Schrö­
der (Hrsg.), Die Deutschlandpolitik Großbritanniens und die britische Zone 1945—1949, Wiesbaden 
1979, S. 51 ff.; Wolfgang Rudzio, Die ausgebliebene Sozialisierung an Rhein und Ruhr. Zur Sozialisie­
rungspolitik von Labour-Regierung und SPD 19 4 5 —1948, in: Archiv für Sozialgeschichte 18 (1978),
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Regiemngsvertreter — so der britische Außenminister B ev in  am 22. Oktober 1946 vor 
dem Unterhaus6 — für eine Überführung der deutschen Grundstoffindustrien in Ge­
meineigentum aus. Eine Entscheidung fiel aber nicht. Der zunehmende amerikanische 
Einfluß, den die Briten aufgrund ihrer finanziellen Abhängigkeit von den USA hinneh­
men mußten und der nach der Zusammenlegung der britischen und der amerikanischen 
Zone zur Bizone ab 1. Januar 1947 weiterwuchs, ließ die britischen Sozialisierungsplä­
ne zurücktreten. Zwar hatten sich auch auf amerikanischer Seite zunächst einige Stim­
men für eine auf demokratischem Wege zustandegekommene Verstaatlichung ausge­
sprochen, doch gewann die maßgeblich von dem amerikanischen Militärgouvemeur 
C lay  vertretene privatwirtschaftlich ausgerichtete Auffassung rasch die Oberhand.7 Das 
am 3. April 1948 vom amerikanischen Kongreß verabschiedete Auslandshilfegesetz, 
der sog. M arshallpldin , begünstigte die Fortexistenz eines privatwirtschaftlichen Systems 
in den Westzonen. Die im Zuge des Kalten Krieges verstärkt betriebene Politik der West­
integration verminderte die Aussichten auf Verwirklichung der auch von den mittlerweile 
neu formierten Gewerkschaften und Sozialdemokraten geforderten Sozialisierung wei­
ter. Ihre Durchführung unter alliierter Besatzungsherrschaft erwies sich schließlich als 
ganz unmöglich, wie die Reaktionen auf einzelne deutsche Gesetzesinitiativen zur Sozia­
lisierung auf Länderebene deutlich machten.8
Ungeachtet der noch zu klärenden Eigentumsfrage wurden jedoch schon bald nach dem 
Zusammenbruch den bisherigen Eigentümern im besonders wichtigen Montanbereich9 
ihre Verfügungsrechte entzogen. Nachdem die Alliierten sofort nach der Besetzung des 
Ruhrgebietes über die Rhine Coal Control, eine Abteilung des alliierten Hauptquartiers, 
die Kontrolle über die Kohleförderung übernommen hatten, wurde die Kontrolle im Juli 
1945 einer rein britischen Stelle, der North German Coal Control (NGCC), mit Sitz in der 
Essener Villa Hügel, übertragen.10 Mit der Anordnung Nr. 5 beschlagnahmte die briti­
sche Militärregierung am 22. Dezember 1945 das Vermögen des deutschen Kohleberg­
baus und unterstellte die Zechengesellschaften ihrer Kontrolle, an der ab 17. November 
1947 auch die amerikanische Militärregierung beteiligt war. Damit wurde die North Ger­
man Coal Control Group umgewandelt in die United Kingdom-/United States-Coal 
Control (UK-/US-Coal Control). Vom 1. März 1949 an gehörte auch Frankreich dieser 
Kontrollbehörde an, die sich nun Combined Coal Control Group (CCCG) nannte. Mit

S. lff. und Rolf Steininger, Die britische Deutschlandpolitik in den Jahren 1945/46, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 1 —2, 1982, S. 2 8 ff. Zur amerikanischen Haltung ders., Reform und Realität. 
Ruhrfrage und Sozialisierung in der anglo-amerikanischen Deutschlandpolitik 1947/48, in: Viertel­
jahrshefte für Zeitgeschichte 27 (1979), S. 167ff. sowie Dörte Winkler, Die amerikanische Sozialisie­
rungspolitik in Deutschland 19 4 5 —1948, in: Heinrich August Winkler (Hrsg.), Politische Weichen­
stellungen im Nachkriegsdeutschland 1 9 4 5 -1 9 5 3  (Geschichte und Gesellschaft, Sonderheft 5), Göt­
tingen 1979, S. 8 8 ff.

6 Zum Wortlaut Bevins s. Einführung, S. 143 und Schmidt, S. 83.
7 S. Winkler, a .a .O .,S .92 ff.
8 S. hierzu S. XXXVII.
9 Nach einer Erhebung der Gruppe Planung und Statistik des Oberpräsidiums Nordrhein von 1946 ar­

beiteten im dortigen Montanbereich immerhin fast 30 % aller Beschäftigten: bei Kapazität vom Juli 
1945 in der Eisen- und Stahlindustrie 11 ,6  %, im Bergbau 17,6  %; vgl. Hüttenberger, S. 3 2 7 f. 1929  
entfielen mehr als 80 % des in Deutschland hergestellten Rohstahls auf die Ruhrkonzeme, Neuord­
nung, S. 3.

10 Zur allgemeinen — auch organisatorischen -  Entwicklung des Ruhrbergbaus nach 1945 s. Gebhard, 
S. 5 8 ff.; Martiny, S. 389ff. und Kost, S. 89ff.; vgl. auch Einführung, S. 4 4 ff.
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dem Beitritt der Amerikaner wurden auch die Deutschen an der Kontrolle des Bergbaus 
beteiligt. Aufgrund des bei den britisch-amerikanischen Verhandlungen über die Ruhr­
kohle vom 12. August bis 10. September 1947 erzielten Abkommens von Washington 
wurde am 20. November 1947 die Deutsche Kohlenbergbau-Leitung (DKBL) als deut­
sche Kontrollorganisation gegründet, die in der Villa Hügel ihre Tätigkeit aufnahm. 
Ihrem von der Militärregierung ernannten Leiter, Bergassessor a.D. Heinrich K ost, stand 
ein paritätisch mit je sechs Vertretern der Arbeitnehmer- und der Untemehmerseite be­
setzter Beirat zur Seite. Von den sechs Abteilungsleitern der DKBL wurden zwei auf Vor­
schlag der Gewerkschaften bestimmt. Der Protest der Gewerkschaften gegen diese ihrer 
Ansicht nach unzureichende Beteiligung blieb ohne Erfolg.
Um so günstiger gestaltete sich für sie die Entwicklung bei Eisen und Stahl11, dessen 
Kontrolle völlig getrennt von der Kohlekontrolle ausgeübt wurde. Erst am 20. August 
1946 — fast ein Jahr nach der Beschlagnahme des Bergbaus — wurde das Vermögen der 
Eisen- und Stahlindustrie im Rhein-Ruhr-Gebiet durch die Allgemeine Verfügung Nr. 7 
der Militärregierung beschlagnahmt und unter Kontrolle gestellt.11 12 Früher als im Berg­
bau, der einer strengeren Aufsicht unterstand, wurden dann deutsche Stellen an der 
Kontrolle der Eisen- und Stahlindustrie beteiligt. Dabei waren anders als im Bergbau die 
Instanzen für die industrielle Lenkung und die Vermögenskontrolle voneinander ge­
trennt. Die Bearbeitung aller Fragen, die Rohstahlgewinnung, Bedarfsdeckung usw. be­
trafen, wurden von der britischen Militärregierung, die die Weisungsbefugnis besaß, der 
Economics Division, Metallurgy Brandt (Ferrous) der Control Commission for Germany 
übertragen mit Sitz in Iserlohn, später in Düsseldorf. Bis zur Bildung der geplanten zen­
tralen deutschen Wirtschaftsbehörde wurden die Verwaltungsaufgaben durch das auf 
Veranlassung der Metallurgy Branch eingerichtete und ihr unterstellte Verwaltungsamt 
für Stahl und Eisen (VSE) wahrgenommen. Der Arbeitsbereich desVSE umfaßte Pro­
duktion und Absatz, die Festsetzung von Produktionsprogrammen, die Kontingentie­
rung von Eisen und ßtahl usw. Nach Gründung des Zentralamtes für Wirtschaft in Min­
den wurde das VSE als Abteilung Stahl und Eisen dem Zentralamt eingegliedert. Dessen 
Aufgaben übernahm nach Bildung der Bizone das Verwaltungsamt für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes in Hoechst bei Frankfurt.
Zur Kontrolle und Neuordung der Eisen- und Stahlindustrie war daneben am 20. Au­
gust 1946 die North German Iron and Steel Control (NGISC) eingerichtet worden. Nur 
wenig später bildete deren Leiter, H arris-B urland , mit Anordnung vom 5. Oktober 1946 
eine deutsche Organisation, die Treuhandverwaltung im Aufträge der North German 
Iron and Steel Control, die nach seinen Weisungen die Kontrolle und die damit verbun­
denen Maßnahmen durchzuführen hatte. Mit deren Leitung beauftragte er Heinrich 
D ink elba ch , bis dahin Vorstandsmitglied der Vereinigten Stahlwerke AG. Die Ge­
schäftsleitungen der kontrollierten Unternehmen wurden als vorläufige Beauftragte und 
damit als Organe der NGISC eingesetzt. Nach der wirtschaftlichen Vereinigung der briti­
schen mit der amerikanischen Zone wurde die NGISC zur United Kingdom-/United Sta- 
tes-Steel Group (UK-/US-Steel Group) erweitert. Diese wurde im April 1949 nach dem 
Beitritt auch der Franzosen zur Combined Steel Group (CSG) umgebildet. Als deutsche 
Instanz wurde auf der Grundlage des alliierten Gesetzes Nr. 75 im Oktober 1949 die

11 Vgl. hierzu bes. Kap. II. 3.
12 S. hierzu und zum folgenden Neuordnung, S. 59 ff.
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Stahltreuhändervereinigung geschaffen, die an der Planung und Durchführung der 
Neuordnung beteiligt war.13 Ohne einer Entscheidung über die Eigentumsregelung und 
die endgültige Neuordnung, die später ein noch zu bildendes deutsches Parlament fällen 
sollte, vorzugreifen, bestand die wesentlichste Aufgabe der NGISC darin, die Werke der 
Eisen- und Stahl erzeugenden Unternehmen aus den Konzernen auszugliedem und sog. 
Betriebsführungsgesellschaften zu gründen. Mit diesen Maßnahmen war neben dem 
Ziel, die unerwünschte wirtschaftliche Machtkonzentration zu beseitigen, auch die Ab­
sicht verbunden, die Organisation der Industrie so zu gestalten, daß die Interessen aller 
Beteiligten — Eigentümer, Produzenten, Arbeitnehmer, Verbraucher — in angemessener 
Weise sichergestellt wurden.14 Hier bot sich den Gewerkschaften ein Realisierungsan­
satz für ihre bereits in der Weimarer Zeit entwickelten Mitbestimmungsforderungen.

b) Mitbestimmungskonzept der Gewerkschaften und Haltung der Unternehmer

Schon frühzeitig entspann sich ein reger Kontakt zwischen den für die wirtschaftliche 
Neuordnung zuständigen alliierten und ihren nachgeordneten deutschen Stellen und 
den Gewerkschaften. Deren Wiederaufbau ging zunächst nur langsam vor sich.15 Nach 
dem Willen der Besatzungsmacht sollte er stufenweise in drei Phasen, von unten nach 
oben, erfolgen, um eine demokratische Entwicklung zu gewährleisten. Es dauerte bis 
zum April 1947, ehe sich die Gewerkschaften in der britischen Zone zusammenschlie­
ßen konnten. Das hinderte sie allerdings nicht, schon vorher der Militärregierung und 
auch der Unternehmerschaft ihre Vorstellungen für eine wirtschaftliche Neuordnung zu 
unterbreiten. An erster Stelle stand hier die Forderung nach Sozialisierung der Schlüs­
selindustrien. Daneben zählte aber auch von Anfang an die wirtschaftliche Mitbestim­
mung zu den vorrangigen Zielen.16 Die Weimarer Republik, so die Auffassung der Ge­
werkschaften, sei gescheitert, weil die politische nicht durch die wirtschaftliche Demo­
kratie ergänzt worden war.17
Aus der in Gewerkschaftskreisen weitverbreiteten Ansicht heraus, mit dem Ende des Na­
tionalsozialismus sei auch das Ende des damit in Zusammenhang gebrachten Kapitalis­
mus verbunden, vertraten die Gewerkschaften ihre Neuordnungsforderungen. Aus­
gangspunkt dafür war das nach dem Breslauer ADGB-Kongreß 1925 maßgeblich von 
dem Wirtschaftspolitiker N aphtali erarbeitete Konzept der Wirtschaftsdemokratie, das 
1928 in Hamburg zum Kernpunkt des gewerkschaftlichen Programms erhoben worden

13 Näheres dazu in Kap. III. 2. a).
14 Neuordnung, S. 60.
15 Eine umfassende Darstellung der Gewerkschaftsgeschichte nach 1945 ist derzeitig noch ein Desiderat 

der Forschung. Einen knappen Überblick geben die sich z.T. ergänzenden Beiträge von Walther L. 
Bemecker, Die Neugründung der Gewerkschaften in den Westzonen 19 4 5 —1949, in: Becker/Stam- 
men/Waldmann, S. 261 ff.; Bernd Otto, Die Gewerkschaftsbewegung in Deutschland. Entwicklung, 
geistige Grundlagen, aktuelle Politik, Köln 1975; Dieter Schuster, Die deutsche Gewerkschaftsbewe­
gung, Düsseldorf 61980 (mit ausführlichem Literaturverzeichnis); Gewerkschaftsbewegung, S. 9 ff. 
und Ulrich Borsdorf/Hans 0 . Hemmer/Martin Martiny (Hrsg.), Grundlagen der Einheitsgewerkschaft, 
Frankfurt a.M. 1977 (mit Dokumentation). Vgl. auch die polemisch ausgerichtete Arbeit von Pirker 
und aus der Schule von Abendroth die Darstellung Schmidts.

16 Vgl. Conze, S. 715.
17 Gewerkschaftsbewegung, S. 79.
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war.18 In dem nach 1945 von Viktor Agartz, dem Leiter des Mindener Zentralamtes für 
Wirtschaft und späteren Mitgeschäftsführer des WWI der Gewerkschaften, entwickelten 
Konzept der Wirtschaftsneuordnung wurde allerdings anders als bei N aphtali als erster 
und wichtigster Schritt die Aufhebung des Privateigentums an Produktionsmitteln 
verlangt.19
Wie N aphtali maß allerdings auch Agartz der betrieblichen Mitbestimmung unter Hin­
weis auf die Gefahr des Betriebsegoismus nur untergeordnete Bedeutung zu.20 Gegen­
über der betrieblichen Mitbestimmung hatte die geforderte Umwandlung der Industrie- 
und Handelskammern in paritätische, öffentlich-rechtliche Körperschaften unbedingt 
Vorrang; denn die regionalen Wirtschaftskammem waren von den Gewerkschaften als 
Instrumente der Wirtschaftslenkung und -kontrolle gedacht. Man glaubte allgemein, 
über paritätische Kammern auf regionaler und auf Landesebene sowie über den gefor­
derten Bundeswirtschaftsrat einen stärkeren Einfluß auf das gesamte Wirtschaftsge­
schehen gewinnen zu können als über die betriebliche Mitbestimmung. Diese Vorstel­
lung hielt zunächst auch noch, als es nach 1949 darum ging, ob eine Ausdehnung der in­
zwischen in der nordrhein-westfälischen Eisen- und Stahlindustrie eingeführten paritä­
tischen Mitbestimmung auf die übrige Wirtschaft gefordert werden sollte. Agartz zog da­
mals sogar in Erwägung, zugunsten einer paritätischen Besetzung der Kammern auf die 
paritätische Mitbestimmung in mittleren und kleineren Unternehmen zu verzichten.21 
Für Monopoluntemehmen allerdings forderte  Agartz die Vertretung der Gewerkschaften 
in Vorstand und Aufsichtsrat, was N aphtali zwar auch erwogen, aber nicht öffentlich 
verlangt hatte.22 Allgemein wurde nach 1945 die Mitbestimmung seitens der Gewerk­
schaften als notwendiger Bestandteil der Überführung der Grundstoffindustrien in Ge­
meinwirtschaft angesehen.23 Auf der Gewerkschaftskonferenz der britischen Zone vom
21. bis 23. August 1946 in Bielefeld hatte der Vorsitzende des Wirtschaftspolitischen 
Ausschusses der Gewerkschaften der britischen Zone und spätere Mitgeschäftsführer 
des WWI der Gewerkschaften Erich P o t th o f f  erklärt: „Mit der Sozialisierung des Besitzes 
ist es aber allein nicht getan. Soll damit eine Demokratisierung der Wirtschaft verbunden 
sein, muß der entsprechende Einfluß der Gewerkschaften und der Betriebsräte auf die 
Verwaltung der einzelnen Unternehmungen gewährleistet sein, indem diese in den Auf-

18 Vgl. hierzu und zum folgenden Kap. I. 3.
19 S. hierzu Weinzen, S. 161 ff.; vgl. zur Konzeption Agartz’ auch Bernhard Koolen, Die wirtschafts- und 

gesellschaftspolitische Konzeption von Viktor Agartz. Zur Neuordnung der westdeutschen Nach­
kriegsgesellschaft, Köln 1979.

20 Weinzen, S. 226ff.
21 S. ebd.; vgl. auch die entsprechenden Ausführungen in den Verhandlungen der Sozialpartner in Hat­

tenheim, Bonn und Maria Laach (Dok. Nr. 6, 11a , 19, 21, 24, 25, 26a); s. bes. Dok. Nr. 30, Anm. 2.
22 Vgl. Weinzen, S. 177. Agartz selbst nahm in späteren Jahren eine zunehmend kritische Haltung gegen­

über der Mitbestimmung ein. Der Teilnahme an Aufsichtsratssitzungen maß er „nur eine korrumpie­
rende Bedeutung“ zu. Insbesondere kritisierte er im nachhinein, daß die Gewerkschaften 1945 nicht 
die Chance zu einer grundlegenden Neuordnung ergriffen, sondern sich auf die alliierten Versprechun­
gen verlassen hätten, bis die alten Zustände wiederhergestellt waren. (Nachlaß Agartz Nr. 11 , Bd. 2, 
fol. 46).

23 Auskunft von Herrn Prof. Dr. Erich Potthoff am 1 1 .1 1 .  1980. Potthoff selbst hatte maßgeblichen Ein­
fluß auf die Gestaltung der gewerkschaftlichen Neuordnungsvorstellungen. Anders als Agartz, der als 
Anhänger der marxistischen Tradition zunehmend in Gegensatz zur Gewerkschaftsmehrheit geriet, 
war Potthoff um praktikable Lösungen bemüht.

XXIV



Mitbestimmungskonzept der Gewerkschaften und Haltung der Unternehmer

sichtsräten paritätisch mit den übrigen Vertretern beteiligt sind. Die paritätische Zusam­
mensetzung der Aufsichtsräte ist zudem eine generelle Forderung der Gewerkschaften 
für alle privaten Unternehmungen, deren Umfang so groß ist, daß sie besondere Kon- 
troll- und Aufsichtsorgane besitzen. 4424 Ähnlich hatte sich schon der spätere Gewerk­
schaftsvorsitzende Hans B öck ler  auf der ersten Gewerkschaftskonferenz der britischen 
Zone vom 12. bis 14. März 1946 in Hannover-Linden geäußert: „Wir müssen in der 
Wirtschaft selber sein, also völlig gleichberechtigt vertreten sein, nicht nur in einzelnen 
Organen der Wirtschaft, nicht in den Kammern der Wirtschaft allein, sondern in der ge­
samten Wirtschaft. Also der Gedanke ist der: Vertretung in den Vorständen und Auf­
sichtsräten der Gesellschaften.4425 In einer Entschließung der zweiten Interzonenkonfe­
renz am 18./19. Dezember 1946 in Hannover wurde schließlich „das paritätische Mit­
bestimmungsrecht in allen Zweigen der Wirtschaft44 gefordert.24 25 26
Im Verhältnis zu den Betriebsräten blieben die Gewerkschaften der Weimarer Tradition 
verhaftet.27 Wie damals wurde auch jetzt der Primat der Gewerkschaften vor den 
Betriebsräten betont. Ziel war nicht eine Stärkung deren Position, sondern ihre Integra­
tion in die übergeordnete gewerkschaftliche Politik. Nur als geschlossen vertretener 
Block glaubten die Gewerkschaften ihre Ansprüche auf maßgebliche Beteiligung an der 
Neuordnung durchsetzen zu können. Als Gegenleistung für ihr vorrangig betriebenes 
Bemühen, die deutsche Wirtschaft wieder in Gang zu setzen, ihren Verzicht auf eine ag­
gressive Lohnpolitik, kurz, für ihre pragmatische und kooperationswillige Haltung, die 
sich beispielhaft an ihrer noch näher zu erläuternden Mitarbeit bei der Entflechtung und 
ihrer Zustimmung zum M arsha llp lan  manifestierte —, glaubten die Gewerkschaften, ein 
Entgegenkommen der Alliierten wie später auch der Bundesregierung in der Eigentums­
und Mitbestimmungsfrage erwarten zu können. Vor allem bei der britischen Besatzungs­
macht fanden sie weitgehende Unterstützung, die sich wegen des allmählich zunehmen­
den amerikanischen Einflusses vornehmlich auf die im Zusammenhang mit der Ent­
flechtung durchgeführten Maßnahmen beschränken mußte.28
Die Gewerkschaften suchten jedoch nicht nur frühzeitig Verbindung zu denBesatzungs- 
behörden. Es entspann sich auch schon bald nach Kriegsende ein reger Kontakt zur 
Unternehmerschaft.29 Erleichtert wurde das durch die gemeinsame Sorge um die Zu­

24 Protokoll Bielefeld, S. 13.
25 Protokoll Hannover, S. 33. Zu den gewerkschaftlichen Forderungen auf betriebliche und überbetrieb­

liche Mitbestimmung vgl. auch Gewerkschaftsbewegung, S. 79 ff. und S. 84 ff.
26 Druck: Montanmitbestimmung. Dokumente, S. 7 7 f.
27 S. hierzu Kleßmann, bes. S. 50ff.; vgl. auch Kap. II. 2.
28 Näheres hierzu s. in Kap. II. 3.
29 Im Vordergrund standen dabei — wie oben noch näher ausgeführt wird — nicht die Verbände, sondern 

einzelne Untemehmerpersönlichkeiten. Zum Aufbau der Arbeitgeberorganisationen und Wirtschafts­
verbände — eine umfassende Darstellung fehlt wie bei den Gewerkschaften auch hier — s. einführend 
Ingo Tornow, Die deutschen Untemehmerverbände 19 4 5 —1950. Kontinuität oder Diskontinuität?, 
in: Becker/Stammen/Waldmann, S. 2 3 5 ff. Vgl. dazu auch Peter Hüttenberger, Die Anfänge der Ge­
sellschaftspolitik in der britischen Zone, a. a. 0 ., S. 171 ff.; Gerhard Frentzel, Die Industrie- und Han­
delskammern und ihre Spitzenorganisation in Staat und Wirtschaft, in: Die Verantwortung des Unter­
nehmers in der Selbstverwaltung. Hrsg, aus Anlaß der 100-Jahr-Feier des Deutschen Industrie- und 
Handelstages, Frankfurt a. M. 1961 ; Fünf Jahre BDI. Aufbau und Arbeitsziele des industriellen Spit­
zenverbandes, hrsg. vom Bundesverband der Deutschen Industrie, Bergisch-Gladbach 1954 und Ger­
hard Erdmann, Die deutschen Arbeitgeberverbände im sozialgeschichtlichen Wandel der Zeit, Neu­
wied und Berlin 1966.
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kunft der deutschen Industrie. Angesichts der Zerstörung vieler Industrieanlagen, den 
von der Militärregierung angeordneten Produktionsbeschränkungen sowie den drohen­
den Demontagen und den persönlichen Schwierigkeiten, mit denen mancher Industriel­
le wegen der anstehenden Entnazifizierungsverfahren zu rechnen hatte, setzten die Un­
ternehmer zudem vielfach ihre Hoffnung auf die Arbeitskraft als das einzig noch verblie­
bene Kapital. Denn die Arbeiter mußten nach 1945 die Produktion wieder in Gang brin­
gen und das bei schlechter Emährungslage, großer Wohnungsnot und anhaltendem 
Verfall der Reallöhne.30 Die Gewerkschaften richteten daher ihr Bemühen darauf, ein­
mal die Situation der Arbeiter zu verbessern, zum andern aber auch durch direkten Kon­
takt zu den Betrieben Streiks zu vermeiden und durch Vorstellungen bei der Besatzungs­
macht die Voraussetzungen für Produktions Steigerungen in Form von besserer Lebens­
mittelversorgung usw. zu erreichen. Da in der Frühzeit zahlreiche Betriebsräte in der 
Großindustrie kommunistisch ausgerichtet waren und die Betriebsleitungen mit weitrei­
chenden, oft unpraktikablen Forderungen bedrängten, begrüßten die Unternehmer die 
Einschaltung der Gewerkschaften als ausgleichenden und stabilisierenden Faktor. Den 
Unternehmern lag es also aus verschiedenen Gründen, nicht zuletzt auch aus einem Ge­
fühl der Verantwortung heraus, nahe, die Leistungen der Arbeiter und ihrer Gewerk­
schaften zu honorieren. Ihre grundsätzliche Bereitschaft dazu erwies sich in zahlreichen 
Gesprächen sowohl im Betrieb selbst zwischen Betriebsleitung und Betriebsrat als auch 
zwischen Unternehmern und Gewerkschaftlern. Uber die Art und Weise eines Zusam­
mengehens allerdings war man in Untemehmerkreisen unterschiedlicher Auffassung. 
Während etwa der langjährige Generaldirektor der Gutehoffnungshütte AG, Hermann 
R eu sch , statt einer erweiterten Mitbestimmung eine Verbesserung der Sozialleistungen 
befürwortete31, stand der Aufsichtsratsvorsitz ende der Duisburger Klöckner-Werke AG, 
Karl Ja rr e s , den Mitbestimmungsforderungen aufgeschlossener gegenüber. Obwohl sich 
allerorts Betriebs Vertretungen und Gewerkschaften Ende 1945 verstärkt um Einschal­
tung in die Geschäftsführung der Unternehmen bemühten, wurden vorerst keine Be­
schlüsse gefaßt, da keine Einigung über das Maß der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
erfolgte. Stattdessen bildete sich auf Anregung des ehemaligen Reichs- und späteren 
preußischen Innenministers Carl S ev er in g  Anfang 1946 zur Beratung der anstehenden 
Probleme ein Kreis von maßgeblichen Unternehmern, Gewerkschaftsführern und 
Politikern.32 Den Vorsitz übernahm der Oberpräsident der Nord-Rheinprovinz Robert 
Lehr. An diesen Zusammenkünften nahmen neben Ja r r e s  und B öck ler  u. a. auch der 
Düsseldorfer Oberbürgermeister Karl A rnold , CDU-Politiker und Gewerkschaftler, so­
wie der Dortmunder Oberbürgermeister Fritz H enß ler , SPD-Vorsitzender des Bezirks 
Westliches Westfalen, teil. B öck ler  forderte hier nachdrücklich die Gleichberechtigung 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern. In Großbetrieben sollten Aufsichtsrat und Vor­
stand paritätisch besetzt werden, wobei die Arbeitnehmervertreter von der Gewerk­
schaft, nicht vom Betriebsrat zu bestellen waren. Zu solch weitreichenden Zugeständ­
nissen sahen sich die Untemehmervertreter dann aber nicht in der Lage, obgleich sie wie

30 Vgl. hierzu Abelshauser, Wirtschaft, bes. S. 3 6 ff., 1 3 3 ff., 1 12  und E. Potthoff, Montanmitbestim­
mung, S. 24 ff.

31 Vgl. Lebensbilder aus dem Rheinisch-Westfälischen Industriegebiet, Neue Folge. Hauptreihe, Heft 
30, S. 1 2 4 ff.

32 Vgl. Schmidt, S. 75 und E. Potthoff, Montanmitbestimmung, S. 32f. sowie die diesbezüglichen Aus­
führungen Henles in Dok. Nr. 130.
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die Gewerkschaften sehr an einer baldigen Regelung interessiert waren, um die schon 
hier und da in den Betrieben aufgekommene Unruhe unter der Belegschaft beizulegen 
und die Situation unter Kontrolle zu bekommen. Man entschied sich schließlich dafür, 
erst einmal eine offizielle Regelung abzuwarten.33

c) Vorstellungen der Parteien zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer

Auch die politischen Parteien sprachen sich nach 1945 fast ausnahmslos für eine wirt­
schaftliche und soziale Neuordnung aus. Auf dem ersten Parteitag der SPD der Westzo­
nen im Mai 1946 in Hannover forderte der Parteivorsitzende Kurt S ch u m a ch e r  unter all­
gemeiner Zustimmung die Sozialisierung der Schlüsselindustrien und eine demokrati­
sche Wirtschaftskontrolle. Deutlicher zur Mitbestimmung äußerte sich A gartz , der ne­
ben paritätisch besetzten Wirtschaftskammem die Vertretung der Gewerkschaften in 
den Aufsichtsräten der Unternehmen verlangte.34 Da die Mitbestimmung im Rahmen 
des Sozialisierungskonzepts jedoch als Selbstverständlichkeit angesehen wurde, arbei­
tete man dafür nicht eigens einen Plan aus. In den in Hannover verabschiedeten politi­
schen Leitsätzen hieß es dazu lediglich: „Der Sozialismus will soviel wirtschaftliche 
Selbstverwaltung wie möglich unter stärkster Beteiligung der Arbeiter und Verbrau­
cher. “ 35
Eingehender wurde die Mitbestimmungsfrage innerhalb der CDU diskutiert. Im Zusam­
menhang mit einer grundlegenden Neuordnung der Wirtschaft sollte auch das Mitbe­
stimmungsrecht der Arbeitnehmer neu gestaltet werden. Schon in den Frankfurter Leit­
sätzen vom September 1945 wurde das Recht der Arbeitnehmer „zur Mitbestimmung in 
den Betrieben als selbstverständliche [r] Bestandteil [e] einer modernen Wirtschaftsde­
mokratie“ betrachtet und der Wunsch nach einer Weiterentwicklung „in Richtung auf 
eine gleichberechtigte Teilnahme der Arbeiterschaft an der Führung der Wirtschaft“ 
ausgesprochen.36 Die deutlichste Stellungnahme erfolgte im Ahlener Programm der 
CDU der britischen Zone vom 3. Februar 1947, wo der „Neugestaltung des Verhältnis­
ses zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Betriebe“ breiter Raum gewidmet 
wurde.37 In Ahlen und auch auf der Tagung der CDU-Sozialausschüsse der britischen 
Zone am 21. und 22. Februar 1947 in Herne wurde für die Arbeitnehmer die Vertretung 
in Aufsichtsräten und Vorständen der Großunternehmen gefordert.38 Auch in der Fol­
gezeit bemühten sich vor allem die Sozialausschüsse um die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer.39 Auf dem Weg zur „Sozialen Marktwirtschaft“ geriet die Forderung

33 S. hierzu Kap. II. 2.
34 Viktor Agartz, Sozialistische Wirtschaftspolitik. Rede auf dem Parteitag der SPD am 9. 5. 1946 in 

Hannover, Hamburg o. J., S. 19.
35 Flechtheim, Bd. 3, S. 18.
36 Vgl. Flechtheim, Bd. 2, S. 44. Zur Diskussion um den christlichen Sozialismus s. Franz Focke, Sozia­

lismus aus christlicher Verantwortung. Die Idee eines christlichen Sozialismus in der katholisch-sozia­
len Bewegung und in der CDU, Wuppertal 1978, S. 1 9 5 ff.

37 Flechtheim, Bd. 2, S. 57f., auch Mommsen, S. 576ff.
38 Erbe und Aufgabe. Bericht über die Tagung der Sozialausschüsse der CDU der britischen Zone in Her­

ne in Westfalen am 21. und 22. Februar 1947, hrsg. vom Landessozialausschuß der CDU, bes. S. 17, 
36 und 46 (ACDP, IV-013).

39 Vgl. von Nell-Breuning, Mitbestimmung 1950, S. 74.
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nach Mitbestimmung jedoch zunehmend in den Hintergrund, bis schließlich die Düssel­
dorfer Leitsätze der CDU vom Juli 1949 ein deutliches Abrücken von der bisherigen Po­
sition zugunsten einer stärkeren Betonung der unternehmerischen Freiheit signalisier­
ten.40
Der Primat des Unternehmers in einer freien Wirtschaft wurde besonders von den Libe­
ralen betont. Konkrete Mitbestimmungsforderungen wurden nicht erhoben. Man 
wünschte zwar eine „Demokratisierung der Wirtschaft“ durch die Einrichtung von Be­
triebs Vertretungen und eines Reichswirtschaftsrates mit bezirklichem Unterbau und 
gleichberechtigter Vertretung von Unternehmern und Arbeitnehmern, wie dies in den 
Sozialwirtschaftlichen Leitsätzen der FDP der britischen Zone vom Herbst 1947 gefor­
dert wurde41, wies aber im Wirtschaftsprogramm vom Januar 1948 entschieden darauf 
hin, daß den Unternehmern „das Eigentum am Betriebe und die verantwortliche Ge­
schäftsführung unter alleiniger Verfügung über die das Risiko bestimmenden Faktoren 
zugebilligt werden“ müsse.42 Eine wirtschaftliche Mitbestimmung war also nicht vorge­
sehen. Insbesondere der gewerkschaftliche Einfluß sollte bei den späteren Auseinander­
setzungen noch scharf attackiert werden. Zunächst kam es aber noch zu keinen ernst­
haften Konflikten in diesem Bereich. In den Parteien war insgesamt wie auch in weiten 
Teilen der Bevölkerung der Wunsch vorherrschend, angesichts der furchtbaren Erfah­
rungen der jüngsten Vergangenheit gemeinsam den Neuaufbau anzugehen. Daß dabei 
die Neuordnung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse eine wichtige 
Rolle einnehmen mußte, war allseits unbestritten.
Möglichkeiten zur Zusammenarbeit im politischen Raum ergaben sich bald in den neu­
en Landtagen. In Nordrhein-Westfalen bekundeten SPD und CDU ihre grundsätzliche 
Bereitschaft zu Sozialisierungsmaßnahmen in der Grundstoffindustrie.43 Dem Landtag 
lagen entsprechende Gesetzentwürfe von SPD, KPD und CDU vor. Wegen der unter­
schiedlichen Auffassungen über Maß und Form der Sozialisierung, die sich schon in der 
Terminologie ausdrückten — die CDU sprach beispielsweise von „Überführung in Ge­
meinwirtschaft“, die KPD von „Verstaatlichung“ —, insbesondere aber wegen der 
schwerwiegenden Gegensätze bei der Frage der Eigentumsregelung gestalteten sich die 
Beratungen äußerst mühsam und langwierig. Nach mehr als einjähriger Dauer verab­
schiedete der nordrhein-westfälische Landtag am 6. August 1948 schließlich mit den 
Stimmen der SPD, KPD und des Zentrums, bei Stimmenthaltung der CDU gegen die 
Stimmen der FDP ein Gesetz zur Sozialisierung des Kohlebergbaus. Der britische Mili- 
tärgouvemeur B ish op  lehnte es dann aber ab, dem Gesetz seine Zustimmung zu erteilen. 
B ish op s  Argumentation in seinem Ablehnungsbescheid vom 23. August 1948 lautete 
ähnlich wie die des amerikanischen Militärgouvemeurs C/aj, der entsprechende Initiati-

40 Vgl. hierzu Gerold Ambrosius, Die Durchsetzung der Sozialen Marktwirtschaft in Westdeutschland 
19 4 5 —1949 (Beiträge zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte in Deutschland nach 1945, Bd. 1) Stutt­
gart 1977, bes. S. 95 ff., 184 ff., 203 ff. S. zur Haltung der Parteien nach 1949 Kap. III. l.a).

41 Die Leitsätze wurden unter dem Titel „Sozialordnung der freien Demokratie“ in den Mitteilungen des 
Landesverbandes Nordrhein-Westfalen Nr. 3 vom Februar 1948 abgedruckt, PAFrNSt, 10.

42 PAFrNSt, 7.
43 S. zum folgenden Hüttenberger, S. 4 1 0 ff.; Martiny, S. 392ff.; Rudzio, a.a.O., S. lOff. und Hüwel, 

S. 127 ff. Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Auseinandersetzung über die Artikel 26 (Recht der 
Arbeitnehmer auf gleichberechtigte Mitbestimmung) und 27 (Überführung von Monopoluntemehmen 
in Gemeineigentum) bei der Beratung der nordrhein-westfälischen Landesverfassung, Hüttenberger, 
S. 456 ff. und Hüwel, S. 159 ff.
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ven der hessischen Landesregierung unterband: Solch grundlegende Veränderungen 
könnten nur einheitlich von einem späteren deutschen Parlament, nicht aber auf Lan­
desebene entschieden werden. Die Militärregierung könne einer derartigen Entschei­
dung nicht vorgreifen.44 Das Vermögen der Montanindustrie blieb damit weiterhin unter 
treuhänderischer Verwaltung.
Das gleiche Schicksal wie das Sozialisierungsgesetz erlitt ein Jahr später das nordrhein­
westfälische Wirtschaftskammergesetz.45 Die Bildung von paritätisch besetzten Wirt- 
schaftskammem auf Bezirks- und Landesebene, die Ministerpräsident A rnold in seiner 
Regierungserklärung am 17. Juni 1947 in Aussicht gestellt hatte, unterblieb wegen des 
Einspruchs der britischen Militärregierung. Der in zähen Verhandlungen zustandege­
kommene Entwurf, der am 12. Juli 1949 mit den Stimmen von CDU und SPD, gegen die 
von Zentrum und FDP, verabschiedet worden war, wurde am 4. Oktober 1949 von 
B ish op  mit dem gleichen Argument abgelehnt, mit dem die Zustimmung zum Sozialisie­
rungsgesetz verweigert worden war.

2. Das B etr ieb s rä te g e s e tz  d e r  A lliierten

Nach dem Zusammenbruch fehlte für die Arbeit der Betriebsräte zunächst die gesetzli­
che Grundlage. Dies hatte in der allgemeinen Unsicherheit der frühen Nachkriegsmona­
te dazu geführt, daß sich die Betriebsräte mancherorts weitgehende Befugnisse sichern 
konnten.46 Meist befaßten sie sich allerdings weniger mit wirtschaftspolitischen Angele­
genheiten als mit den unmittelbar anstehenden Versorgungsproblemen. Trotzdem lie­
ßen die hier und da in den Betrieben auftretenden chaotischen Zustände eine baldige 
gesetzliche Regelung angezeigt erscheinen. Daß den Arbeitnehmern Mitbestimmungs­
rechte zugestanden werden sollten, wurde nirgends in Frage gestellt. Strittig war nur das 
Ausmaß der Mitbestimmung. Vor allem die westlichen Besatzungsmächte standen den 
radikalen Forderungen mancher Betriebsräte, die in der Schwerindustrie anfangs viel­
fach kommunistisch orientiert waren, mißtrauisch gegenüber.47 Wie die Unternehmer 
zogen sie es daher vor, mit den im allgemeinen besonneneren Gewerkschaften zusam­
menzuarbeiten. Um drohende Arbeitsunruhen und die damit verbundenen Produk­
tionsstörungen zu vermeiden, suchte man besonders im Bereich der Eisen- und Stahlin­
dustrie der britischen Zone die Gewerkschaften und die von ihnen vertretenen Arbeiter 
an der Leitung der Unternehmen und der damit verbundenen Verantwortung zu 
beteiligen.48
Schon bald wurden Initiativen für eine gesetzliche Regelung ergriffen. In der britischen 
Zone war bereits 1945 mit Genehmigung der Militärregierung beim Düsseldorfer Lan-

44 S. Clay, S. 229; vgl. auch Schmidt, S. 15 0 ff.; Gimbel, a.a.O., S. 225f. und Link, S. 72f.
45 S. hierzu Hüttenberger, S. 430ff. und Hüwel, S. 73 und 13 7 ff.
46 Behandelt wird im folgenden nur die Entwicklung in den Westzonen. Zur Entwicklung der Mitbestim­

mung in der SBZ s. einführend Kleßmann, S. 5 8 ff.; vgl. auch Herbert Felgentreu, Sozialistische De­
mokratie — Mitbestimmung — Gewerkschaften. Zur Entwicklung des Mitbestimmungsrechts des 
FDGB von 19 4 5 —1969, (0) Berlin 1970; kritisch dazu Rainer Rilling, Probleme betrieblicher Mitbe­
stimmung und Mitwirkung in der DDR, in: Beiträge zur Sozialismusanalyse, Bd. II, Köln 1979, S. 88ff.

47 Vgl. Kleßmann, S. 57, 61 ff. und Spiro, S. 33.
48 S. hierzu die weiteren Ausführungen zur Einführung der paritätischen Mitbestimmung in der Eisen - 

und Stahlindustrie in Kap. II. 3.
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desarbeitsamt ein Arbeitsrechtsausschuß gebildet worden, dem auch Arbeitnehmerver­
treter angehörten. Dieser Ausschuß arbeitete ausgehend vom Weimarer Betriebsrätege­
setz am Entwurf eines neuen Gesetzes über die Arbeitnehmervertretungen in den 
Betrieben.49 Ähnliche Bemühungen gab es auch in anderen Ländern der westlichen Be­
satzungszonen. Zum Zuge kam jedoch keiner der Entwürfe, da am 10. April 1946 der 
alliierte Kontrollrat ein für alle Besatzungszonen geltendes Betriebsrätegesetz erließ.50 
Dieses knapp gehaltene, nur 13 Artikel umfassende Gesetz sollte Rahmenrichtlinien ge­
ben; eine endgültige gesetzliche Regelung sollte ein späteres deutsches Parlament verab­
schieden. Die Bildung von Betriebsräten war in dem Kontrollratsgesetz allerdings nicht 
zwingend vorgeschrieben. Insbesondere mißfiel den Gewerkschaften die Regelung, daß 
ausschließlich Betriebsangehörige Mitglieder von Betriebsräten werden konnten.51 Da 
das Gesetz aber nur Rahmenrichtlinien gab und weitergehende Betriebs Vereinbarungen 
zuließ, kann nicht generell von einer Einschränkung der bisherigen Rechte der Betriebs­
räte gesprochen werden.52 Zudem suchten die Gewerkschaften in ihrem Bestreben, eine 
radikale Rätebewegung erst gar nicht aufkommen zu lassen, ihre Anliegen eher auf poli­
tischem Wege durchzusetzen. Insbesondere in der amerikanischen und französischen 
Zone bemühten sich die Gewerkschaften erfolgreich um Manifestierung des Mitbestim­
mungsanspruchs in den Länderverfassungen. So ist etwa in den Verfassungen von Bay­
ern vom 2. Dezember 1946 (Art. 175—176) und Rheinland-Pfalz vom 24. Mai 1947 
(Art. 67—70) das Recht der Arbeitnehmer auf wirtschaftliche und soziale Mitbestim­
mung in den Betrieben wie auch auf überbetrieblicher Ebene verankert. Ihren Verfas­
sungsbestimmungen entsprechend erließen einige Länder nachfolgend Betriebsrätege­
setze. 53 Die in den Betriebsrätegesetzen von Hessen und Württemberg-Baden enthalte­
nen Bestimmungen über die wirtschaftliche Mitbestimmung der Betriebsräte wurden al­
lerdings von der Militärregierung mit der gleichen Begründung, mit der auch die Soziali­
sierung in Nordrhein-Westfalen und Hessen unterbunden wurde, außer Kraft gesetzt.54 
Nachdem das Kontrollratsgesetz Nr. 22 über die Bildung von Betriebsräten am 10. April 
1946 erlassen worden war, ohne daß dieses eine klare, über allgemeine Richtlinien hin­
ausgehende Regelung getroffen hatte, sahen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor die 
Notwendigkeit gestellt, die Lücke auf dem Vereinbarungswege auszufüllen. Ausgehend

49 Vgl. Schmidt, S. 88 und Gewerkschaftsbewegung, S. 290.
50 Druck des Kontrollratsgesetzes Nr. 22 in: Military Government Gazette, Germany, Nr. 9, British Zone 

of Control, S. 1 9 7 ff., Montanmitbestimmung. Dokumente, S. 5 0 ff. und Gewerkschaftsbewegung, 
S. 290ff. Vgl. zur Entstehung Fichter, S. 1 8 4 ff. und Fitting, S. 376.

51 Zur Kritik der Gewerkschaften s. Gewerkschaftsbewegung, S. 293; Fichter, S. 188f.
52 Gänzlich unzutreffend erscheint auch in diesem Zusammenhang die Äußerung Deppes, der aus seiner 

neomarxistischen Sicht heraus die Einschränkung der Rechte der Betriebsräte in den Westzonen be­
klagt, „während in den Ländern der sowjetischen Besatzungszone nach 1945 Gesetze erlassen wur­
den, die den Betriebsräten einen wirtschaftspolitischen Einfluß garantieren.“, Franz Deppe u. a., Kri­
tik der Mitbestimmung, Frankfurt 1969, S. 71. Zur Einordnung in den größeren Zusammenhang und 
zur Wertung des Mythos von der „verhinderten Neuordnung“ s. Schwarz, Grundlagen, S. 57f.

53 S. E. Potthoff, Montanmitbestimmung, S. 50; Schmidt, S. 95f., 161 f. und Neuordnung, S. 44. Zum 
Bemühen der Gewerkschaften, ihre Forderungen auf gesetzlichem Wege durchzusetzen s. Fichter, 
S. 263 f.

54 Schmidt, S. 1 6 3 ff., vgl. dazu Link, S .74, bes. Anm. 13 und Dok. Nr. 10, Anm. 2. S. auch Clay, 
S. 3 2 7 f., Gimbel, a. a. O., S. 304 f. und Gerhard Beier, Willi Richter. Ein Leben für die soziale Neuord­
nung, Köln 1978, S. 216. Druck des hessischen Betriebsrätegesetzes in: Montanmitbestimmung. Do­
kumente, S. 136 ff.
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von Artikel V, 2. des Kontrollratsgesetzes erarbeiteten Arbeitgeberverbände und Ge­
werkschaften als Verhandlungsgrundlagen für ihre Mitglieder Musterbetriebsverein­
barungen. Auf dieser Grundlage wurden in der Folgezeit etliche Betriebsvereinbarungen 
geschlossen.55 Weder Arbeitgeber noch Gewerkschaften waren allerdings daran 
interessiert, den Betriebsräten allzu weitreichende Befugnisse zu übertragen, so daß eine 
wirtschaftliche Mitbestimmung der Betriebsräte nur in seltenen Fällen vereinbart 
wurde.56

3. Die E in führung d e r  p a r i tä t is ch en  M itb estim m ung in d e r  en t f lo ch t en en  E isen- u n d  
S tah lin du strie N ordrhein - W estfa lens

Grundlage für die in der britischen Besatzungszone durchgeführten Neuordnungsmaß­
nahmen war ein nicht veröffentlichter Plan der Metallurgy Branch vom 6. Juli 1946.57 
Zur Erreichung der teils schon im Potsdamer Abkommen festgelegten wirtschaftspoliti­
schen Ziele (Auflösung der Kartelle und Konzerne; Beschränkung der Produktionska­
pazität auf die zugestandene Friedenserzeugung; Umgestaltung der Industrie für die 
Neuordnung auf der Grundlage öffentlichen Eigentums) sollte eine zentrale alliierte 
Kontrollinstanz mit einem zentralen deutschen Ausführungsorgan errichtet werden. Wie 
bereits erwähnt, wurde daraufhin am 20. August 1946 die NGISC und am 15. Oktober 
1946 die Treuhandverwaltung im Aufträge der NGISC gegründet.
Zur Beratung der anstehenden Fragen nahmen der Controller H arris-B urland  und der 
Leiter der Treuhandverwaltung D ink elbach  frühzeitig Kontakt zu Gewerkschaften und 
Konzernen auf. Auf der ersten offiziellen Begegnung mit Vertretern der Gewerkschaften 
Nordrhein-Westfalens am 15. Oktober erläuterte H arris-B urland  die Aufgaben der 
Treuhandverwaltung, ohne allerdings auf Einzelheiten der Entflechtungspläne einzuge­
hen. Er versprach jedoch, bei der Durchführung dieser Aufgaben die Interessen der Ge­
samtheit der Arbeiter weitestgehend zu berücksichtigen. Der Gewerkschaftsvorsitzende 
Nordrhein-Westfalens B öck ler  fand hier für seine Forderung auf volle verantwortliche 
Einschaltung der Arbeitnehmerschaft in die Neuordnung durch Beteiligung bei der Be­
setzung der Vorstände und Aufsichtsräte offene Ohren.58 Besonders D ink elba ch , der 
selbst schon einen Vorschlag für eine Neuordnung der Montanindustrie entwickelt hatte, 
dem die später durchgeführten Entflechtungsmaßnahmen weitgehend entsprachen, 
stand diesem Anliegen wohlwollend gegenüber.59 Am 30. November 1946 genehmigte 
die Economic Subdivision der britischen Militärregierung die sofortige Durchführung 
der ersten Entflechtungsvorschläge der NGISC. Darin wurde die zwingende Notwendig­
keit betont, die Werke der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie aus den Konzernen

55 Eine Musterbetriebsvereinbarung nach dem Beschluß von Zonenausschuß und —Vorstand der Ge­
werkschaften der britischen Besatzungszone ist abgedruckt in: Montanmitbestimmung. Dokumente, 
S. 107ff., s. auch Gewerkschaftsbewegung, S. 81 f. und 3 0 4 ff. sowie Einführung, S. 161 ff. Beispiele 
aus dem Bereich der Eisen- und Stahlindustrie, in: Montanmitbestimmung. Dokumente, S. 1 1 2 ff., 
117  ff.

56 S. hierzu Schmidt, S. 94 ff. und die besonders kritische Einschätzung bei Pirker, S. 163f.
57 Vgl. hierzu und zum folgenden Neuordnung, S. 59ff. und Einführung, S. 4 ff.
58 Neuordnung, S. 82; vgl. zum folgenden Schmidt, S. 7 4 ff.; Hirsch-Weber, S. 8 4 ff. und E. Potthoff, 

Montanmitbestimmung, S. 38 ff.
59 Einführung, S. 6, 2 4 ff.; vgl. dazu Thum, S. 33 und E. Potthoff, Montanmitbestimmung, S. 50.
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auszugliedern und neue Betriebsführungsgesellschaften zu gründen. Einer späteren Ei­
gentumsregelung werde nicht vorgegriffen, die bisherigen Eigentümer nicht in ihren 
Rechten beschränkt.60 61 Uber die geplante Entflechtung fanden in der Folgezeit verschie­
dene Gespräche zwischen der Treuhandverwaltung und den Gewerkschaften statt. Am
14. Dezember 1946 unterrichtete D ink elbach  die Gewerkschaftsvertreter eingehend 
über die Grundzüge des Planes. Fest stehe, daß in die neuen Aufsichtsräte „die Arbeiter 
und Gewerkschaften die gleiche Anzahl Vertreter entsenden sollen wie aus Industriekrei­
sen benannt werden.4461 B öck ler  forderte anläßlich dieser Unterredung die Einrichtung 
eines besonderen Vorstandspostens für Personal- und Sozialaufgaben, was D ink elbach  
dann auch billigte. Unter dem Hinweis auf die unerläßliche Berücksichtigung der Mitbe­
stimmungsforderungen erklärten die Gewerkschaften trotz einiger Bedenken62 ihre Zu­
stimmung zu dem Entflechtungsplan. Über seine Einzelheiten fanden in den folgenden 
Wochen weitere Gespräche statt.
Im Gegensatz zu den Gewerkschaften wurden die Unternehmer an der Ausarbeitung der 
Entflechtungspläne nicht beteiligt, sondern vor vollendete Tatsachen gestellt.63 Am 18. 
Dezember 1946 unterrichteten NGISC und Treuhandverwaltung die Vertreter der von 
der Entflechtung betroffenen Konzerne über die Grundzüge des Entflechtungsplans. 
Uber das Ausmaß der beabsichtigten Maßnahmen bestürzt, glaubten die Konzemver- 
treter zunächst allerdings noch, ihre Bedenken64 in noch folgenden weiteren Beratungen 
geltend machen zu können. Diese Hoffnung erfüllte sich nicht. Am 17. Januar 1947 gab 
die NGISC öffentlich den Beginn der Entflechtung bekannt. Die „Vivisektion44 der ver­
bliebenen, bisher von Bomben und Demontagen verschonten Montanuntemehmen war 
unabwendbar. Als letzter Ausweg erschien den Montanuntemehmem ein Bündnis mit 
den Gewerkschaften. Durch breiten Widerstand auf deutscher Seite hofften sie die weit­
reichenden Entflechtungsmaßnahmen, durch die sie die Wirtschaftlichkeit der noch 
existierenden Montanuntemehmen bedroht sahen, verhindern zu können.65 Beim Ver-

60 Neuordnung, S. 60 und Einführung, S. 7.
61 Schmidt, S. 77.
62 Vgl. zur Haltung der Gewerkschaften in der Entflechtungsfrage Einführung, S. 1 8 ff. und Gewerk­

schaftsbewegung, S. 110  ff.
63 S. zum folgenden Einführung, S. 11 ff.; Schmidt, S. 7 8 ff.; Hirsch-Weber, S. 8 5 ff. und E. Potthoff, 

Montanmitbestimmung, S. 40 f.
64 Zur Kritik der Unternehmer s. die Denkschrift der Konzerne „Die Maßnahmen zur Entflechtung und 

Neuordnung der Eisen schaffenden Industrie“ vom Dezember 1947, in: Neuordnung, S. 523 ff. Vgl. in 
diesem Zusammenhang auch die Stellungnahme der Treuhandverwaltung „Die Entflechtung und 
Neuordnung der Eisen schaffenden Industrie“ vom April 1948, in: Neuordnung, S. 561 ff., den sog. 
Deißmann-Bericht „Die Auswirkungen der Entflechtung der Eisen schaffenden Industrie“ vom Sep­
tember 1948, in: Neuordnung, S. 621 ff. und die Denkschrift des DGB „Die Produktionssteigerung in 
der Eisen- und Stahlindustrie“, in: Neuordnung, S. 6 9 2 ff. Die Stellungnahmen der Konzerne, der 
Treuhandverwaltung und der Gewerkschaften waren von der Deißmann-Kommission (Vorsitz: Dr. 
Emst Deißmann) als Grundlage für den schriftlichen Bericht angeregt worden, den die Kommission im 
Auftrag des Direktors der Verwaltung für Wirtschaft für den Wirtschaftsausschuß des Frankfurter 
Wirtschaftsrates über die Vorgänge bei der Entflechtung und ihre rechtlichen, sozialen, wirtschaftli­
chen und finanziellen Auswirkungen ausarbeiten sollte.

65 Widerstand gegen die vorgesehenen Entflechtungsmaßnahmen wurde nicht nur auf deutscher, son­
dern schon früh auch auf amerikanischer Seite laut; vgl. hierzu Clay, S. 3 6 7 f.; Einfühmng, S. 18, 
Anm. 1; Schmidt, S. 59 f. und Heinrich Deist, Die Neuordnung der Montan Wirtschaft und die Mitbe­
stimmung in den Holding-Gesellschaften (Schriftenreihe der IG Bergbau, Heft 2), Dortmund 1954, 
bes. S. l l f .
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such, die Gewerkschaften zu gemeinsamer Abwehr dieser Pläne bewegen zu können und 
aufbauend auf ihrer schon bald nach Kriegsende geäußerten Bereitschaft zu Zuge­
ständnissen an die Arbeiter und ihre Gewerkschaften, legten einige Unternehmer jetzt 
weitreichende Angebote vor. So schlugen die Vorstände der Klöckner Werke AG in Duis­
burg und der Gutehoffnungshütte AG in Oberhausen in Briefen vom 18. Januar 1947 an 
die Einheitsgewerkschaft vor, selbst Vorschläge für eine organische Entflechtung auszu­
arbeiten und als Gegenleistung die Gewerkschaften durch Vertretung in Aufsichtsrat 
und Vorstand maßgeblich an der Leitung der Unternehmen zu beteiligen.66 67 68 Inzwischen 
waren bereits die ersten Schritte zur Entflechtung der Montankonzeme getan. Die Grün­
dungstermine für die ersten vier Gesellschaften, die aus ihren bisherigen Konzembin- 
dungen gelöst und in selbständige Aktiengesellschaften umgewandelt werden sollten, 
standen fest. Dank des Entgegenkommens der britischen Militärregierung, insbesondere 
der konkreten Zusicherungen D ink elbachs hatten es die Gewerkschaften nicht nötig, auf 
die Vorschläge der Konzemvertreter einzugehen. Bei der Zusammenkunft zwischen 
H arris-Burland , D ink elbach  und Vertretern der Konzerne wie der Gewerkschaften am
6. Februar 1947, bei der die Einwände der Unternehmer gegen die Entflechtung und ihr 
Angebot an die Gewerkschaften erörtert wurden, erklärte B öck ler , man sähe in der Ent­
flechtung nicht den Anfang einer Sozialisierung, sondern eine Möglichkeit, den Einfluß 
der Arbeitnehmer und Gewerkschaften in der Wirtschaft zu vergrößern. Die Angebote 
der Unternehmer seien „mit aller Sachlichkeit [zu] prüfen, wobei allerdings unsere Mei­
nung die ist, daß das Begonnene nicht unterbrochen oder aufgeschoben zu werden 
braucht.4467 Die Verantwortung für die Maßnahmen lag nach B öck ler  allein bei der 
NGISC als der zuständigen britischen Behörde und damit auch bei der der NGISC nach­
geordneten deutschen Treuhandverwaltung unter D ink elbach . Auf dem ersten Bundes­
kongreß des DGB der britischen Zone vom 22. bis 25. April 1947 in Bielefeld bezeichne- 
te er den Plan der Treuhandverwaltung mit der Einführung der paritätischen Mitbestim­
mung als Experiment, „das hier die Besatzungsmacht und nicht die Gewerkschaften 
machen.44 68
Der Versuch der Konzemvertreter, im Zusammenwirken mit den Gewerkschaften die ih­
rer Ansicht nach überstürzten und die Wirtschaftlichkeit außer acht lassenden Entflech­
tungsmaßnahmen durch besser durchdachte und an den organischen Zusammenhän­
gen orientierte Vorschläge zu ersetzen, fand also kein Gehör. Später sollte dieses vergeb­
liche Bemühen dann aber um so mehr Beachtung finden, als die Gewerkschaften im Rin­
gen um eine gesetzliche Fixierung des ihnen 1947 „in den Schoß gefallenen44 Mitbestim­
mungsrechts im Montanbereich den Unternehmern ihre damaligen Angebote vorhiel­
ten. 69
Etwa gleichzeitig mit Bekanntgabe des Dekartellierungsgesetzes der britischen Militärre­
gierung (Verordnung Nr. 78)70 am 11. Febmar 1947 wurde mit der Entflechtung begon­
nen. Die ersten vier neuen Gesellschaften wurden noch im Febmar gegründet: am 8. die

66 S. hierzu Einführung, S. 15, 32 ff.; vgl. auch die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 89. Druck 
der genannten Schreiben u. a.: Einführung, S. 1 3 5 ff.; Montanmitbestimmung. Dokumente, S. 7 9 ff.; 
Drittes Europäisches Gespräch, S. 8 ff.; Neuordnung, S. 6 0 9 ff.

67 Schmidt, S. 80; eine Niederschrift der Besprechung ist abgedruckt in: Einführung, S. 1 0 7 ff.
68 Protokoll Gründungskongreß I, S. 27.
69 Vgl. Dok. Nr. 89 und die diesbezüglichen Ausführungen Imigs und Herdes in Dok. Nr. 130.
70 Nach Gründung der Bizone erließ die amerikanische Militärregierung das fast gleichlautende Gesetz 

Nr. 56, s. Schmidt, S. 59.
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Hüttenwerk Oberhausen AG, die vorher zur Gutehoffnungshütte Oberhausen AG gehört 
hatte, am 10. die Hüttenwerk Hoerde AG, vorher Vereinigte Stahlwerke AG, am 11. die 
Stahlwerke Bochum AG, vorher Otto-Wolff-Gruppe, und am 12. die Hüttenwerk Haspe 
AG, die vorher ein Teil der Klöckner-Werke AG gewesen war. Bis zum April 1948 erfolg­
ten weitere zwanzig Neugründungen.71
Damit war die erste Phase der Entflechtung in der Eisen- und Stahlindustrie abgeschlos­
sen. Die Aufsichtsräte der neuen Gesellschaften wurden nach dem Grundsatz der Parität 
gebildet: je fünf Unternehmer- und Arbeitnehmervertreter sowie als elftes Mitglied ein 
Vertreter der Treuhandverwaltung. Von den fünf Untemehmervertretem wurden drei 
von den Konzernen vorgeschlagen, einer kam aus den Leitungen der entflochtenen Ge­
sellschaften und der fünfte war ein der Untemehmerseite nahestehender Vertreter der 
öffentlichen Hand. Die Gruppe der fünf Arbeitnehmervertreter bestand aus zwei Be- 
triebsratsmitgliedem und zwar je einem Angestellten und Arbeiter, zwei Gewerkschafts­
vertretern und einem den Gewerkschaften nahestehenden Vertreter der öffentlichen 
Hand. Neben dem technischen und dem kaufmännischen Mitglied gab es in allen neuen 
Gesellschaften ein Vorstandsmitglied, das für den Sozialbereich zuständig war, den 
Arbeitsdirektor.72 Damit war das Modell für das spätere Montanmitbestimmungsgesetz 
des Bundes von 1951 vorgegeben. Im Gegensatz zu den Differenzen in der Entflech­
tungsfrage wurde die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften zu 
diesem Zeitpunkt von keiner Seite in Frage gestellt. In der ersten Aufsichtsratssitzung der 
Hüttenwerk Haspe AG am 12. Februar 1947, dem Gründungstag, erklärte GünterH en- 
/e, Aufsichtsratsmitglied der neuen Gesellschaft und Vorstandsmitglied der Klöckner- 
Werke AG: „Die Aufgaben, die erfüllt werden sollen, beschränken sich nicht auf die Fra­
ge einer Neuorganisation in bezug auf die Eisen- und Stahlindustrie, sondern ein weite­
res Ziel ist die Beschaffung einer neuen sozialen Struktur, die Einführung dessen, was 
man allgemein als die Wirtschaftsdemokratie bezeichnet. Mit anderen Worten: Die Ar­
beitnehmer sollen maßgebend an der Leitung des Unternehmens beteiligt werden. In 
diesem Punkte stimmen die Meinungen überein.“73
Anders als in der Eisen- und Stahlindustrie führten die Besatzungsmächte im Kohle­
bergbau keine gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen durch. Die Herauslösung der Be­
triebe aus den Konzernen wurde im wesentlichen abrechnungstechnisch vollzogen. Da 
für die Alliierten eine Erhöhung der Kohleproduktion vorrangig war, fanden sie sich zu­
nächst nicht zu einer Beteiligung deutscher Stellen an der Entflechtung bereit.74 Die 
Umstellung der Gesellschaftsorgane entsprechend der bei der Entflechtung der Eisen- 
und Stahlindustrie angewandten Grundsätze war später im Zuge der Neuordnung der 
Kohlewirtschaft vorgesehen.75 Die IG Bergbau forderte zwar schon frühzeitig die Ein­
führung der paritätischen Mitbestimmung auch im Bergbau — so erklärte der Verbands­
vorsitzende August S chm id t auf der 2 .Generalversammlung vom 28. November bis 1.

71 Zum Gründungsverfahren s. Neuordnung, S. 64 ff.
72 Ursprünglich regelte das sog. Lohnbüro die Arbeiterangelegenheiten. Später wurden alle die Beleg­

schaft betreffenden Dinge in einer besonderen Abteilung, dem Sozialbüro, erledigt, dessen Leitung bei 
dem kaufmännischen Vorstandsmitglied lag. Die Aufgaben des Arbeitsdirektors sind im einzelnen in 
einem Memorandum des WW1 niedergelegt: „Die Aufgaben des Arbeitsdirektors“, Druck: Neuord­
nung, S. 701 ff.; s. dazu auch Tätigkeitsbericht WWI, S. 58ff.

73 E. Potthoff, Montanmitbestimmung, S. 48 f.
74 Gewerkschaftsbewegung^. 122f.
75 Schöne, Kommentar, S. 6; s. zur weiteren Entwicklung der Neuordnung Kap. III. 2. a).
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Dezember 1948 in Recklinghausen: „Wir verlangen [ . . . ] ,  daß wir genauso gleichbe­
rechtigt sind wie die Direktoren. [ . . .] Wir fordern die Mitbestimmung der Arbeitneh­
mer, der Arbeiter und Angestellten, und wir fordern in der Wirtschaft die Demokratie! “ 76 
Doch erst im Zuge der Auseinandersetzungen über eine gesetzliche Regelung der Mon­
tanmitbestimmung auf Bundesebene sollte es auch im Kohlebergbau zu einer die Ge­
werkschaften befriedigenden Regelung kommen.

4. B ed eu tu n g  d e r  M itb estim m un gs fra ge in d e r  f r ü h en  N achk riegsz eit

Wie 1918 zeigte sich auch nach 1945 bei Arbeitgebern und Gewerkschaften eine größe­
re Bereitschaft zu partnerschaftlicher Zusammenarbeit. Bedingt durch die weitgehende 
Zerstörung der Industrieanlagen und die dringende Notwendigkeit einer baldigen In­
standsetzung, insbesondere hinsichtlich der Kohleförderung, richtete sich das gemein­
same Bemühen jetzt allerdings weniger auf den überbetrieblichen als auf den Untemeh- 
mensbereich.
Gerade im Hinblick auf die hoffnungslose Situation in der deutschen Montanindustrie, 
die vielfältigen Ressentiments der Alliierten gegen deren führende Vertreter und die Un­
gewißheit über das weitere Schicksal der Unternehmen erschien eine enge, das grund­
sätzliche Mißtrauen auf beiden Seiten außer acht lassende Zusammenarbeit als einzige 
Möglichkeit, die Produktion wieder in Gang zu bringen und den dafür unerläßli chen „in­
dustriellen Frieden“ zu sichern. In der allgemeinen Unsicherheit der ersten Nachkriegs- 
monate „wurde viel von Sozialisierung, Kontrolle, Verhinderung der Machtkonzentra­
tion geredet, kurz: Kohle und Eisen standen im Mittelpunkt des politischen 
Geschehens“77. Vor allem Betriebsräte der Montanuntemehmen griffen diese Schlag­
worte auf und erhoben radikale und oft unpraktikable Forderungen. Die im allgemeinen 
besonneneren und eher pragmatisch orientierten Gewerkschaften wurden demgegen­
über als stabilisierendes Element sowohl von Unternehmern als auch von der Besat­
zungsmacht um so mehr geschätzt. Für die Sozialisierung hatten sich zwar auch führen­
de Vertreter der britischen Regierung ausgesprochen, die sich aber aufgrund ihrer finan­
ziellen Abhängigkeit von den USA zunehmend der amerikanischen Politik, die ein pri­
vatwirtschaftliches System forcierte, anpassen mußte.78 Zudem hatte auch für die briti­
sche Besatzungsmacht die Sicherung des ungestörten Produktionsablaufs in der Mon­
tanindustrie Vorrang vor der schon von Anfang an umstrittenen Sozialisierung.
Die in den entflochtenen Eisen- und Stahluntemehmen eingeführte paritätische Mitbe­
stimmung sollte nach Bekundung des britischen Controllers H arris-B urland  denn auch 
nicht den Beginn der Sozialisierung bedeuten, sondern ein Mittel zur Demokratisierung 
sein.79 Damit war weiter das wirtschaftspolitische Ziel verbunden, durch Vermeidung 
von Betriebsunruhen die Produktion nach und nach zu steigern, bis eine Selbstversor­
gung der deutschen Bevölkerung erreicht und die weitere Belastung der britischen Fi­
nanzen hinfällig würde.

76 Protokoll IG Bergbau 1948, S. 58, in der Vorlage gesperrt.
77 Wilhelm Zangen, Aus meinem Leben, Düsseldorf 1968, S. 171.
78 Vgl. S. XXXVII; s. dazu Clay, S. 206.
79 Vgl. Spiro, S. 3 2 f.

XXXV



Einleitung

Die später vielfach geäußerte Ansicht, die paritätische Mitbestimmung sei ein „Ge­
schenk“ der britischen Besatzungsmacht gewesen, wird von Gewerkschaftsseite bestrit­
ten. Das gewerkschaftliche Bestreben nach Mitbestimmung sei zwar von den Briten ge­
duldet und auch befürwortet worden, die Initiative habe aber allein bei den Gewerk­
schaften gelegen.80 Ungeachtet dieser Frage, ob und inwieweit nun die Forderung nach 
Mitbestimmung Teil des gewerkschaftlichen Programms nach 1945 war, bleibt festzu­
halten, daß „das, was in Eisen und Stahl bislang geschehen ist“ — so B öck ler  auf dem 
Gründungskongreß des DGB der britischen Zone im April 1947 in Bielefeld — „nichts 
anderes [ist] als allerhöchstens der erste kleine Schritt zur Demokratisierung eines Teils 
unserer Wirtschaft.“81 Erst später sollte die Mitbestimmung einen höheren Stellenwert 
in der gewerkschaftlichen Programmatik bekommen. Vorerst blieb die Sozialisierung 
Hauptziel der Gewerkschaften. Die Einführung der paritätischen Mitbestimmung in den 
entflochtenen Eisen- und Stahlgesellschaften wurde also nur als Teilerfolg auf dem Weg 
zu einer sozialistischen Wirtschaftsordnung betrachtet.
Diese Einschätzung hing außer mit der Notlage der Menschen, für die die Sorge ums täg­
liche Brot Vorrang vor der wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Neuordnung hatte, 
sicherlich auch mit der allgemeinen Stimmung in der deutschen Bevölkerung zusam­
men, die eine gleichberechtigte Teilnahme der Arbeitnehmer am Wirtschaftsleben nicht 
als revolutionäre Neuerung, sondern als Selbstverständlichkeit betrachtete. Für diese 
„sozial-moralische Stimmung“ der Deutschen nach 1945 waren verschiedene Faktoren 
bestimmend: „1. die nach 1945 sehr wirksame deutsche sozialreformerische Tradition 
[ . . .]; 2. die tiefgreifende und sozial weitreichende Erschütterung der Deutschen nach 
fehlgeschlagenen Illusionen [ . . . ] ;  3. die verbreitete Hoffnung auf gesellschaftliche 
Neuerungen im Geist sozialistischer Leitvorstellungen [ . . .] .“82
Insgesamt ist also die paritätische Mitbestimmung als Ergebnis mehrerer Entwicklungs­
linien zu betrachten. Neben der erwähnten weitverbreiteten Aufbruchstimmung waren 
die gewerkschaftlichen Vorstellungen von Wirtschaftsdemokratie, ergänzt durch die 
nach 1945 verstärkte Forderung nach betrieblicher Mitbestimmung, maßgebend. Dar­
über hinaus verstärkten die zu befürchtenden massiven Eingriffe der Besatzungsmächte 
in die deutsche Wirtschaft und die Schwierigkeiten mit den in verschiedenen Belegschaf­
ten vorherrschenden radikalen Kräften die ohnehin schon entgegenkommende Haltung 
der Unternehmer gegenüber den Gewerkschaften. Das Interesse an einem reibungslosen 
Produktionsverlauf bewog die britische Besatzungsmacht ihrerseits zu einer Beteiligung 
der Arbeitnehmerschaft.
Eine wichtige Rolle für die grundsätzlich positive Haltung, die weite Kreise — vor allem 
auch Untemehmerkreise — zur Mitbestimmung einnahmen, spielte nicht zuletzt auch 
die katholische Soziallehre. Einer ihrer maßgeblichen Vertreter war der Walberberger 
Dominikanerpater Eberhard W elty, der mit einem Kreis von Unternehmern und Arbeit­
nehmern schon frühzeitig die Mitbestimmungsfrage im Sinne der in Walberberg entwik- 
kelten Konzeption eines — streng antimarxistischen — christlichen Sozialismus behan­
delte. 83

80 Vgl. Hirsch-Weber, S. 87. So auch Prof. Dr. Erich Potthoffim Gespräch mit der Bearbeiterin am 13. 5. 
1980. Vgl. zu diesem Fragenkomplex Einführung, S. 23 ff.

81 Protokoll Gründungskongreß I, S. 28. Vgl. auch Gewerkschaftsbewegung, S. 109.
82 Conze, S. 714.
83 Das Ergebnis dieser Besprechungen ist in der von Kardinal Frings herausgegebenen Schrift: Verant-
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In der Öffentlichkeit gab es zunächst kaum Kontroversen über die im Zuge der Entflech­
tung eingeführte paritätische Mitbestimmung. Wichtigstes Ziel war vorläufig der Wieder­
aufbau der deutschen Wirtschaft. Man glaubte allgemein, die Leistung der Arbeiter un­
ter schwersten Lebens- und Arbeitsbedingungen werde dabei mit der Mitbestimmung zu 
Recht honoriert. Auch in den verschiedenen Stellungnahmen zur Entflechtung wurde 
die bei Eisen und Stahl geltende Mitbestimmungsregelung positiv gewertet. Selbst der 
Bericht der Konzerne enthält keine grundsätzliche Ablehnung.84 Bemängelt wird im Zu­
sammenhang mit der Mitbestimmungsregelung in erster Linie die Doppelfunktion des 
Arbeitsdirektors und die dadurch bedingte Interessenkollision, in der er sich bei der Ver­
tretung ausgesprochener Arbeitgeberinteressen befindet. Die allgemeine Kritik der Un­
ternehmer richtete sich dagegen, daß die Einführung der paritätischen Mitbestimmung 
„nur aufgrund der Befehlsgewalt einer im Aufträge der Besatzungsmacht handelnden 
Instanz [ . . .] der dauerhaften Grundlage [entbehrt], die nur aus der Mitwirkung der 
deutschen Gesetzgebung kommen kann.44 (Ziffer 181). Anders als bei der Einführung 
der Mitbestimmung, mit der die britische Besatzungsmacht auch eigene Interessen ver­
band, waren mit diesem Argument — daß nämlich solch grundsätzliche Entscheidungen 
nur einheitlich von einem deutschen Parlament getroffen werden könnten — die Soziali­
sierungsgesetze einiger Länder durch die britische und amerikanische Besatzungsmacht 
abgelehnt worden.85
Die Aussichten für eine Durchführung der Sozialisierung im Rahmen der Neuordnungs­
vorstellungen von Gewerkschaften und Sozialdemokraten verschlechterten sich in den 
folgenden Jahren mit der Verschärfung des Kalten Krieges und der damit verbundenen 
Politik der Westintegration zunehmend weiter. Vor allem das am 3. April 1948 vom 
amerikanischen Kongreß verabschiedete Auslandshilfegesetz, der sog. M arsha llp lan , 
der auf dem Wege der Kreditgewährung nicht nur ökonomische Probleme lösen, son­
dern zur Stabilisierung Westeuropas gegenüber den kommunistischen Expansionsbe­
strebungen beitragen sollte, begünstigte den Fortbestand eines privatwirtschaftlichen 
Systems in den Westzonen. Die Gewerkschaften gaben zum M ars ha llp lan  ihre Zustim­
mung, da sie sich davon eine nachdrückliche Belebung der deutschen Wirtschaft 
versprachen.86 Damit war ein entscheidender Schritt zur Integration der Gewerkschaf­
ten in den deutschen (West-)Staat getan, dessen Bildung in der Form der Bundesrepu­
blik Mitte 1948 voraussehbar war. Im Zuge dieser Entwicklung kam die Mitbestim­
mungsfrage, die im Programm der Gewerkschaften gegenüber der geforderten Soziali­
sierungursprünglich einen untergeordneten Stellenwert besaß, in den Vordergrund. Die 
Sozialisierung blieb zwar als Fernziel bestehen, zum Nahziel rückte jedoch bald nach 
Gründung der Bundesrepublik die Mitbestimmung auf.

wortung und Mitverantwortung in der Wirtschaft. Was sagt die katholische Gesellschaftslehre über 
Mitwirkung und Mitbestimmung?, Köln 1949 zusammengefaßt. Vgl. dazu die kritische Erörterung auf 
Gewerkschaftsseite von Karl Hinkel, „Verantwortung und Mitverantwortung in der Wirtschaft“, in: 
Gewerkschaftliche Monatshefte, Heft 2, 1 . Jg., 1950, S. 62ff. Zur Haltung der Kirchen in der Mitbe­
stimmungsfrage s. die entsprechenden Ausführungen in Kap. III. 1. b). Vgl. in diesem Zusammenhang 
auch Rolf Wenzel, Wirtschafts- und Sozialordnung, in: Becker/Stammen/Waldmann, S. 318ff.

84 S. Anm. 64 und Neuordnung, S. 5 2 3 ff.
85 Vgl. hierzu S. XLIIf.
86 S. hierzu Link, S. 73 und Lutz Niethammer, Strukturreform und Wachstumspakt. Westeuropäische 

Bedingungen der einheitsgewerkschaftlichen Bewegung nach dem Zusammenbruch des Faschismus 
in: Vetter, Böckler, bes. S. 3 4 9 f. Vgl. zur Kritik an der Haltung der Gewerkschaftsführung Schmidt, 
S. 10 8 ff., 1 17  und Pirker, S. 92ff.
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III. Diskussion der Mitbestimmung auf Bundesebene

1. B em ü h u n g en  um  e in e  a l lg em e in e  M itb estim m u n gsreg e lu n g  im p a r la m en ta r is ch en  
u n d  a u ß erp a r la m en ta r is ch en  B er e ich

a) Ausgangspositionen der politischen und gesellschaftlichen Interessengruppen

Die Wahlen zum ersten Deutschen Bundestag vom 14. August 1949 brachten einen Sieg 
der bürgerlichen Parteien. Bundeskanzler A denau er  bildete eine Koalition aus CDU und 
CSU, mit Freien Demokraten und Deutscher Partei. In seiner Regierungserklärung for­
derte A denau er  am 20. September: „Die Rechtsbeziehungen zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern müssen zeitgemäß neu geordnet werden. [ . . .] Ein verständiger Aus­
gleich sozialer Gegensätze ist eine unumgängliche Voraussetzung für den Aufstieg unse­
res Volks. Dieser Ausgleich muß durch die Sozialpartner selbst herbeigeführt werden. 
Die sozial- und gesellschaftspolitische Anerkennung der Arbeitnehmerschaft macht eine 
Neuordnung der Besitzverhältnisse in den Grundindustrien notwendig/41 
Mit der Konstituierung der Bundesrepublik war die Mitbestimmungsfrage nicht mehr auf 
die britische Zone beschränkt, sondern bundesweit gestellt. Zugleich ging es jetzt um ei­
ne Regelung für die gesamte Wirtschaft, nicht mehr nur für Eisen und Stahl. Ein Gesetz 
auf Bundesebene mußte jedoch auf Schwierigkeiten stoßen. Die weitgehende Einigkeit 
unter den politischen und gesellschaftlichen Kräften der ersten Nachkriegsjahre war 
nicht nur unter dem Einfluß der Amerikaner und ihrer Durchsetzung eines privatwirt­
schaftlichen Systems nach und nach verloren gegangen. Differenziertere Einschätzun­
gen waren an die Stelle der anfangs oft pauschalen Zustimmung getreten.
Widerstände kamen in erster Linie von den Freien Demokraten, die sich auch vorher in 
ihren programmatischen Äußerungen nie für die wirtschaftliche Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer ausgesprochen hatten.1 2 Auch die CDU hatte ihre Haltung geändert. Hatte 
sie im Ahlener Programm der britischen Zone vom 3. Februar 1947 noch eine weitrei­
chende Mitbestimmung gefordert, so war in den Düsseldorfer Leitsätzen der CDU vom
15. Juli 1949, die zum ersten Bundestagswahlkampf formuliert worden waren, nicht 
mehr von der wirtschaftlichen, sondern nur noch allgemein von einer Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer die Rede.3 Weitergehende Rechte für die Arbeitnehmer forderten die 
Sozialausschüsse der CDU. Nachdem sie schon 1949 mehrfach zur Mitbestimmungs­
frage Stellung bezogen, sich sogar positiv zur paritätischen Besetzung der Aufsichtsräte 
ausgesprochen hatten4, beschäftigten sie sich auf ihrer Deutschlandtagung vom 3. bis 5. 
Februar 1950 in Oberhausen eingehend mit dem Problem des Mitbestimmungsrechts. 
In den dort verabschiedeten Richtlinien war in sozialen und personellen Fragen das volle 
Mitbestimmungsrecht vorgesehen, während das Mitbestimmungsrecht in wirtschaftli­
chen Fragen „den Notwendigkeiten einer rationellen Betriebsgestaltung entsprechen44

1 BT-Sten. Ber., Bd. 1, S. 26 D.
2 Als grundlegende liberale Stellungnahme s.Franz Böhm, Das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht 

der Arbeiter im Betrieb, in: Ordo, Bd. 4, 1951 , S. 21 ff.
3 S. Flechtheim, Bd. 2, S. 5 7 f. und S. 6 9 ff. sowie Kunz/Maier/Stammen, S. 131 ff.
4 Vgl. dazu Nell-Breuning, Mitbestimmung 1950, S. 74 und Erich Kosthorst, Jakob Kaiser. Bundesmi­

nister für gesamtdeutsche Fragen 19 4 9 —1957, Stuttgart 1972, S. 53.
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müsse.5 In der Selbstverwaltung der Wirtschaft wurde eine paritätische Besetzung von 
Bundeswirtschaftsrat, von Landes- und Bezirkswirtschaftsräten wie der Kammern ver­
langt. Durchsetzen konnten sich die Sozialausschüsse mit diesen den gewerkschaftli­
chen Forderungen weitgehend entgegenkommenden Vorstellungen innerhalb ihrer Par­
tei allerdings nicht in gewünschtem Maße. Sie vermochten lediglich ihr Konzept in den 
späteren Gesetzentwurf der CDU/CSU-Bundestagsfraktion miteinzubringen.
Die Sozialdemokraten, die anfangs besonders die Sozialisierungsforderung herausge­
stellt hatten, verstärkten die Forderung nach Mitbestimmung, als eine baldige Sozialisie­
rung in die Feme gerückt war. Ungeachtet ihrer Auseinandersetzungen mit dem DGB in 
außenpolitischen Fragen — etwa beim Petersberger Abkommen oder dem Schumanpl& n 
— berief sich die SPD bei ihrer Haltung zur Mitbestimmung auf das sozialpolitische Pro­
gramm der Gewerkschaften, „das wohl in allen Punkten von der Sozialdemokratie ver­
treten wird“, so S ch u m a ch e r  am 21. September 1949 bei der Aussprache über die 
Regierungserklärung.6 Für die Politik der SPD im Bundestag hatte der Parteivorstand 
auf seiner Tagung in Bad Dürkheim am 29. und 30. August 1949 die Richtlinien 
beschlossen.7 Neben der Sozialisiemng der Grundstoff- und Schlüsselindustrien in 
Punkt 8 der sog. Dürkheimer 16 Punkte nannte Punkt 7 die „Mitbestimmung der Arbei­
tenden in den Betrieben und gleichberechtigte Einbeziehung der Gewerkschaften in die 
Selbstverwaltung der Wirtschaft“ als Ziel der sozialdemokratischen Politik.
Auch die Kirchen bezogen in der Mitbestimmungsfrage Stellung. In weiten Kreisen der 
katholischen Kirche wurde die Mitbestimmung als Teil der notwendigen Neuordnung 
betrachtet. Auf dem 73. Deutschen Katholikentag, der vom 31. August bis 4. September 
1949 in Bochum stattfand, war die Mitbestimmung eines der zentralen Themen.8 In der 
Gesamtentschließung hieß es dazu: „Der Mensch steht im Mittelpunkt jeglicher wirt­
schaftlicher und betriebswirtschaftlicher Betrachtung [ . . .] Die katholischen Arbeiter 
und Unternehmer stimmen darin überein, daß das Mitbestimmungsrecht aller Mitarbei­
tenden bei sozialen, personellen und wirtschaftlichen Fragen ein natürliches Recht in 
gottgewollter Ordnung ist, dem die Mitverantwortung aller entspricht. Wir fordern seine 
gesetzliche Festlegung.“9 Da die Bochumer Beschlüsse allerdings keine Verlautbarung 
des kirchlichen Lehramtes darstellten, gaben sie Anlaß zu mancherlei Interpretationen 
und Spekulationen. Eine Amtliche Kirchliche Meldung vom 4. Oktober 1949 stellte dar-

5 ParlA, 1 347, B, Bd. 2, lfd. Nr. 13. S. zur Haltung der Sozialausschüsse bei der Gesetzgebungsdebatte 
auch Kap. III. 1. c).

6 BT-Sten. Ber., Bd. 1, S. 41 A.
7 Druck bei Susanne Miller, Die SPD vor und nach Godesberg, Bonn 1974, S. 2 7 f.
8 Zur innerkatholischen Diskussion s. neben der von Kardinal Frings herausgegebenen Schrift bes. Oe- 

linger, S. 158 ff.; vgl. auch Nell-Breuning, Mitbestimmung 1950, S. 1 5 ff.; zur Einführung in die Pro­
blemstellung bes. Nell-Breuning, Mitbestimmung 1968, S. 9 ff. Daß die Mitbestimmung Thema des 
Bochumer Katholikentages wurde, ging z.T. auf die Initiative eines Gesprächskreises von Arbeitge­
bern, Arbeitnehmern und Politikern um den Kölner Kardinal Frings zurück; vgl. hierzu Kap. II., Anm. 
83 und Oelinger, S. 157.

9 Gerechtigkeit schafft Frieden. Bericht über den 73. Deutschen Katholikentag 3 1 .8 . bis 4. 9 .19 4 9 , Pa­
derborn 1949, S. 1 1 4 f .; Auszug bei Nell-Breuning, Mitbestimmung 1950, S. 74. Vgl. auch die gering­
fügig anders lautende Entschließung der Arbeitsgemeinschaft II des Bochumer Katholikentages, zitiert 
in Dok. Nr. 2, Anm. 2. S. dazu Johannes Hirschmann, Was sagte Bochum zum Mitbestimmungs­
recht?, Paderborn 1951, S. 11 ff. Zur nachfolgenden innerkirchlichen Diskussion um dieNaturrechts- 
qualifizierung und den Grad der Mitbestimmung s. Hirschmann, S. 1 3 f.; Nell-Breuning, Mitbestim­
mung 1950, S. 66f. und Oelinger, S. 158ff.
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aufhin fest: „Die Vertreter der katholischen Kirche stehen nach wie vor uneingeschränkt 
zu den Beschlüssen des Bochumer Katholikentages über das Mitbestimmungsrecht der 
Arbeitnehmerschaft.4410 Eine Modifizierung des katholischen Standpunktes erfolgte 
dann durch die Erklärung von Papst Pius XII. 11 In einer Ansprache an die Teilnehmer 
der Internationalen Sozialen Studientagung in Rom am 3. Juni 1950 nahm der Papst 
auch zur Frage des Mitbestimmungsrechts Stellung — ob mit besonderem Blick auf die 
Entwicklung in Deutschland, sei dahingestellt. Jedenfalls bewirkten die Worte des Pap­
stes, der vor einer falschen Handhabung des wirtschaftlichen Mitbestimmungsrechts 
warnte, namentlich wenn dies durch außerbetrieblich gesteuerte Kräfte ausgeübt werde, 
eine Abschwächung des katholischen Standpunktes.
In weitgehender Übereinstimmung mit der Entschließung des Bochumer Katholikenta­
ges äußerte sich ein Jahr später auch die EKD zur Mitbestimmungsfrage. Nachdem das 
Problem auf einer Reihe von Tagungen mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern erörtert 
worden war, verabschiedete der Rat der EKD am 25. August 1950 eine „Entschließung 
zur Frage der Mitbestimmung44.10 11 12 Darin wurde eine Erweiterung des Betriebsräterechts 
der Weimarer Zeit für erforderlich gehalten.
Die Mitbestimmung zielte nach Auffassung beider Kirchen auf eine Humanisierung der 
Wirtschaftsordnung und Arbeitsverfassung ab, ohne damit eine Beschränkung des Pri­
vateigentums und der unternehmerischen Freiheit zu verbinden. Das Mitbestimmungs­
recht sollte zudem in erster Linie von den Betriebsangehörigen, nicht von den Gewerk­
schaften wahrgenommen werden.
Gleichwohl bezeichnete der DGB in einem Rundschreiben vom 16. September 1949 die 
Bochumer Entschließung als „moralische Untermauerung unserer gewerkschaftlichen 
Arbeit44.13 Die Gewerkschaftsführung, eher zu Kooperation als zu Konfrontation ge­
neigt, hoffte auf möglichst breiten Konsens, um ihre Mitbestimmungsvorstellungen 
durchsetzen zu können. In Anbetracht der seit 1945 veränderten politischen und wirt­
schaftlichen Situation, die eine baldige Realisierung ihrer ursprünglich verfochtenen 
weitgesteckten Ziele unwahrscheinlich erscheinen ließ, bemühten sich die Gewerk­
schaften verstärkt um Durchsetzung wenigstens ihrer Mitbestimmungsforderung. Als 
Gegenleistung für ihre unbestrittenen Verdienste beim Wiederaufbau erwarteten sie die 
Anerkennung und faktische Sicherstellung als gleichberechtigter Partner in Wirtschaft 
und Gesellschaft. Auf dem Gründungskongreß des DGB, der vom 12. bis 14. Oktober 
1949 in München stattfand und Hans B öck ler  zum Vorsitzenden wählte, stand die Mit­
bestimmung im Mittelpunkt des Interesses. Als Grundsatzforderung wurde in den wirt­
schaftspolitischen Grundsätzen neben der Überführung der Schlüsselindustrien in Ge­
meineigentum auch die „Mitbestimmung der organisierten Arbeitnehmer in allen perso-

10 Nell-Breuning, Mitbestimmung 1950, S. 78 f.
11 S. Dok. Nr. 175, Anm. 24; vgl. außerdem den diesbezüglichen Beitrag Nell-Breunings in der Ketteler­

Wacht Nr. 14 vom 15. 7. 1950.
12 Druck: Kirchliches Jahrbuch für die evangelische Kirche in Deutschland, 77. Jg., 1950, S. 26f.; zur 

Haltung der evangelischen Kirche s. außerdem Eberhard Müller, Recht und Gerechtigkeit in der Mit­
bestimmung (Der Deutschenspiegel, Bd. 36/37), Stuttgart 1950, S. 26ff., Franz Grosse, Protestantis­
mus und Mitbestimmungsrecht, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Heft 8 ,1 .  Jg., 1950, S. 3 4 5 ff. und 
Herbert Koch, Die Mitbestimmungsidee in der evangelisch-sozialen Tradition, in: Zeitschrift für evan­
gelische Ethik, 20. Jg., 1976, S. 1 1 4 ff.

13 Franz Deus, Die Bochumer Beschlüsse, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 1. Jg. 1950, S. 121 ff., hier 
S. 121.
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nellen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen der Wirtschaftsführung und Wirtschaftsge­
staltung“ genannt. Vor allem in die Aufsichts- und Verwaltungsorgane der Großindu­
strie sollten „Vertreter der Arbeitnehmerschaft durch ihre gewerkschaftlichen Organisa­
tionen maßgeblich eingeschaltet werden“.14 Daneben wurden paritätisch besetzte 
Selbstverwaltungskörperschaften gefordert. Eine Denkschrift des Wirtschaftswissen­
schaftlichen Instituts der Gewerkschaften vom Dezember 1949, die als Diskussions­
grundlage dienen sollte, erläuterte diese Vorschläge im einzelnen.15
Besondere Bedeutung wurde der paritätischen Besetzung der Aufsichtsräte und der Ein­
richtung des Arbeitsdirektors in den Vorständen von Großunternehmen zugemessen. 
Auf überbetrieblichem Bereich waren ein Bundeswirtschaftsrat, Landeswirtschaftsräte, 
Fachbeiräte und Bezirkswirtschaftskammem mit paritätischer Besetzung vorgesehen. 
Auf der anderen Seite hatte die beginnende wirtschaftliche Stabilisierung der Unterneh­
merschaft nach den Mühen der ersten Nachkriegsjahre zu einem neuen Selbstwertgefühl 
verholfen. Dank der veränderten Lage erübrigten sich nun solch umfassenden Angebo­
te, wie sie 1947 einige Montanindustrielle den Gewerkschaften gemacht hatten. Nach 
wie vor war die Unternehmerschaft zu der von den Gewerkschaften geforderten „Demo­
kratisierung des Wirtschaftslebens“ bereit, konnte aber nun verstärkt unternehmerische 
Erfordernisse in den Vordergrund stellen. So sah der Entwurf einer Sozialordnung für 
den Bergbau, der 1949 in einem vom Generaldirektor der DKBL, K ost , einberufenen 
Ausschuß erarbeitet worden war, die paritätische Besetzung des Aufsichtsrats vor; der 
Aufsichtsratsvorsitz sollte allerdings bei einem Untemehmervertreter liegen. Ein Ar­
beitsdirektor war nicht vorgesehen.16 Einer der Haupteinwände, der schon 1947 vom 
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden der Gutehoffnungshütte AG, Hermann R eu s ch , vor­
gebracht worden war, richtete sich gegen den Einfluß der Gewerkschaften: wenn schon 
Mitbestimmung im Betrieb, dann nur von Betriebsangehörigen, keinesfalls von Betriebs­
fremden. Grundsätzliche Bedenken hatte vor allem die mittelständische Unternehmer­
schaft gegen eine wirtschaftliche Mitbestimmung. Der Vorsitzende des Deutschen Indu­
strie- und Handelstages, Alfred P e te r s en , erklärte auf einer Kundgebung am 27. Okto­
ber 1949 zu den gewerkschaftlichen Mitbestimmungsvorstellungen: „Die Entscheidun­
gen, die die wirtschaftliche Führung des Betriebes betreffen, können immer nur bei dem 
Unternehmer als demjenigen liegen, der die Verantwortung für die wirtschaftliche Füh­
rung trägt.“17 Schärfer noch formulierte das der Präsident des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, Fritz B e r g , am 28. März 1950 auf einer Tagung in Bad Dürkheim: 
„Ich jedenfalls kann mir nicht vorstellen, um es ganz kurz zu sagen, daß es möglich sein 
soll, aus einem Industriebetrieb ein Schiff zu machen, das von zwei Kapitänen gesteuert 
wird.“18 Als nicht vereinbar mit dem Grundgesetz bezeichnete die Arbeitsgemeinschaft 
der Schutz Vereinigungen für Wertpapierbesitz in einer Sonderausgabe ihrer Mitteilun­
gen vom Mai 1950 eine paritätische Besetzung der Aufsichtsräte und die Bildung paritä­
tischer Wirtschaftsausschüsse in mittleren Betrieben. Mit solchen Forderungen griffen 
die Gewerkschaften „unter dem Schein einer Neugestaltung des Arbeitsrechtes in die Ei-

14 Vgl. die Wirtschaftspolitischen Grundsätze des DGB, Protokoll Gründungskongreß II, S. 3 1 8 ff. und 
das Grundsatzreferat Böcklers, ebd., bes. S. 19 8 ff.

15 „Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der Wirtschaft“, vorh. ParlA, 1 347, B, Bd. 2, lfd. Nr. 5.
16 S. Dok. Nr. 29, Anm. 1 und 2.
17 BA, B 156, Nr. 2.
18 BDIDS 4, S. 6.
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gentums Sphäre“ ein .19 Die Ablehnung des gewerkschaftlichen Mitbestimmungskon­
zepts wurde vielfach auch mit dem Argument begründet, eine derartige Neuerung falle 
völlig aus dem Rahmen, sei in keinem anderen Land auch nur ans atz weise vorhanden 
oder fände dort Zustimmung.20
Vor allem die Amerikaner hatten gewisse Verständnis Schwierigkeiten, die allerdings 
nicht nur in den umfassenden, ihrer Auffassung weitgehend entgegenstehenden Ge­
werkschaftsforderungen begründet waren. Für die Haltung der amerikanischen Besat­
zungsmacht in der Mitbestimmungsfrage spielten nicht zuletzt die Unterschiede in der 
Organisation deutscher und amerikanischer Aktiengesellschaften eine Rolle.
Funktion und Bedeutung der maßgeblichen Organe — Aufsichtsrat und Vorstand in 
Deutschland, vereinigtes Management (corporate management) und Direktorium 
(board of directors) in den USA -  unterscheiden sich fundamental. Die scharfe Tren­
nung zwischen Aufsichtsrat und Vorstand in Deutschland ist in den USA nicht üblich. 
Dort besteht nur ein einziges Organ für die Leitung der Aktiengesellschaft: das von der 
Aktionärs Versammlung bestellte Direktorium. Im Gegensatz zum amerikanischen Di­
rektorium ist der Aufsichtsrat nicht ermächtigt, die Untemehmenspolitik zu bestimmen. 
Seine entscheidende Aufgabe ist die Aufsichtsfunktion. Ein Aufsichtsratsmitglied kann 
— anders als in der amerikanischen Aktiengesellschaft — nicht zugleich Mitglied des Vor­
standes sein.21
Die deutschen VerwaltungsStrukturen waren den Vertretern der amerikanischen Besat­
zungsmacht in ihrer Tragweite vielfach nicht ganz geläufig22, so daß auch von daher die 
gewisse Distanz zu begreifen ist, die ihr Verhalten in der Mitbestimmungsfrage zu diesem 
Zeitpunkt bestimmte. So zeigte sich das Office of Labor Affairs bei der amerikanischen 
Hohen Kommission erstaunt darüber, daß die Gewerkschaften sich so stark für die Mit­
bestimmung engagierten. Man hielt es für richtiger, wenn sie sich stärker mit „real, every- 
day union tasks“ beschäftigten.23 Hatte die amerikanische Besatzungsmacht vor 1949 
noch maßgeblichen Einfluß ausgeübt auf die Gestaltung der gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Neuordnung — wenn zum Teil auch nur über eine Politik des Aufschiebens, 
etwa bei ihrer Suspendierung einiger Ländergesetze, die die Sozialisierung und wirt­
schaftliche Mitbestimmung betrafen —, so spielte sie in der nun verstärkt aufgenomme­
nen Mitbestimmungsdiskussion keine unmittelbare Rolle mehr. Die Mitbestimmungs-

19 ParlA, I 347, B, Bd. 2, lfd. Nr. 22. Die Diskussion um die Berücksichtigung der Arbeits- und Wirt­
schaftsordnung im GG ist hier ausgeklammert; vgl. dazu Karlheinz Niclauß, Demokratiegründung in 
Westdeutschland. Die Entstehung der Bundesrepublik von 1 9 4 5 -1 9 4 9 , München 1974, S. 1 7 2 ff. 
und S. 1 7 9 ff.

20 Einen Überblick über die Mitbestimmung in anderen westeuropäischen Staaten geben Karl Otto 
Hondrich, Mitbestimmung in Europa, Köln 1970 und Gerhard Leminsky, Entwicklung und Formen 
der Mitbestimmung in einigen westeuropäischen Ländern, in: Vetter, Böckler, S. 4 2 7 ff.

21 Das Aktiengesetz von 1937 legte Rechte und Pflichten von Aufsichtsrats- und Vorstandsmitgliedern 
genau fest, s. Gesetz über Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien vom 30. 1. 
1937, RGBl. 1 1937, S. 1 0 7 ff.; Auszüge bei Boldt, S. 150ff.; Höcker/Johannsen, Gesetzlc. 1., S. lff. 
und Müller-Lehmann, S. 2 2 3 ff. Vgl. auch Blumenthal, S. 19.

22 In Gesprächen, die deutsche Sachverständige mit der amerikanischen Besatzungsmacht führten, 
mußte oft zunächst einmal diese unterschiedliche Organisation der Aktiengesellschaften näher erläu­
tert werden. Frdl. Hinweis von Herrn Prof. Dr. Erich Potthoff. Vgl. in diesem Zusammenhang Gillen, 
S. 5 5 f.

23 Schreiben H. W. Browns an Werts vom 4. 10. 1950, Gillen, S. 49.
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frage wurde als rein deutsche Angelegenheit betrachtet, in der die amerikanische Hohe 
Kommission Neutralität zu wahren hatte.24 Diese Haltung sollte sie auch noch vertreten, 
als sich die Auseinandersetzungen um die Mitbestimmung Ende 1950 radikal zuspitz­
ten. Angesichts dieser Zurückhaltung der offiziellen Stellen waren die zwischen deut­
schen und amerikanischen Gewerkschaften und Untemehmerverbänden bestehenden 
Kontakte von besonderer Bedeutung. Während sich letztere allerdings erst Anfang 
1951, als es um eine Sonderregelung für den Montanbereich ging, in die Auseinander­
setzung einschalteten, bezogen die amerikanischen Gewerkschaften — die American Fe­
deration of Labor wie der Congress of Industrial Organizations — schon früher deutlich 
Stellung in der Mitbestimmungsfrage.25 Wiederholt sprachen sie sich zugunsten der Ge­
werkschaftsforderungen aus. Die Mitbestimmung, die als Alternative zur Sozialisierung 
betrachtet wurde, schien der geeignete Weg, um eine politische wie auch wirtschaftliche 
Diktatur zu verhindern. Zunächst blieben ihre Bemühungen allerdings ohne Erfolg; die 
Suspendierung der erwähnten Ländergesetze vermochten sie nicht zu verhindern. Um 
so nachdrücklicher setzten sie sich nachfolgend für die deutschen Mitbestimmungsfor­
derungen ein. Auf das Drängen der AFL hin, die damit den Bitten ihrer deutschen Kolle­
gen entsprach, forderte der amerikanische Hohe Kommissar die Bundesregierung zur 
baldigen Vorlage eines entsprechenden Gesetzentwurfs auf. Andernfalls sollten die bis­
her suspendierten Artikel über die wirtschaftliche Mitbestimmung in den Betriebsrätege­
setzen Hessens und Württemberg-Badens in Kraft treten. Der Bundeskanzler stellte 
M cC loy  daraufhin im Januar 1950 die Einbringung eines Gesetzentwurfs über das „Mit­
bestimmungsrecht der Arbeiter in sozialen, personellen und wirtschaftlichen Fragen44 
bis zum 1. April 1950 in Aussicht, über dessen Grundzüge sich vorab die Sozialpartner 
selbst einigen sollten.26 Nachdem eine solche Einigung aber auf sich warten ließ, bat 
A denau er  am 29. März um weiteren Aufschub. Doch auch in den folgenden Verhand­
lungen am 30. und 31. März erzielten die Sozialpartner kein Einvernehmen. Nachdem 
B öck ler  am 4. April M cC loy  das Scheitern der Verhandlungen mitgeteilt hatte, wurden 
am 8. April — trotz Bitten der deutschen Untemehmerverbände, die vor einem Ausblei­
ben amerikanischer Investitionen als Reaktion auf die deutsche Mitbestimmungsrege­
lung warnten — 27 auch die bis dahin suspendierten Artikel der Betriebsrätegesetze Hes­
sens und Württemberg-Badens in Kraft gesetzt.
Damit geriet die Bundesregierung in Zugzwang. Eine baldige bundesgesetzliche Rege­
lung der Mitbestimmungsfrage schien dringend geboten. Schon am 4. November 1949 
hatte der Bundestag einen Antrag der CDU/CSU-Fraktion verabschiedet, in dem die 
Bundesregierung zur Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Mitbestimmung aufgefordert 
wurde.28 Dieser Vorstoß blieb aber zunächst — nicht nur wegen der bei der Bundestags­
debatte sichtbar gewordenen Verzögerungstaktik der FDP29 — ohne Ergebnis. Allge­
mein wurde gewünscht, die anstehenden Probleme einer wirtschaftlichen Neuordnung

24 S. hierzu Näheres in Kap. IV. 2. b).
25 S. zum folgenden Link, S. 75 f.
26 Vgl. hierzu Dok. Nr. 10, 13a  und b sowie 15. Zu den Verhandlungen der Sozialpartner s. Kap. III. 

i.b ).
27 Vgl. die entsprechenden Ausführungen in Dok. Nr. 12 und 15 sowie in der New York Times vom 1 1 .4 .  

1950 und derE4Z vom 10. 6. 1950.
28 S. Dok. Nr. 1.
29 Vgl. die entsprechenden Ausführungen in Dok. Nr. 9 und Kabinettsprotokolle 1, S. 226ff.
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durch Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern zu regeln. Vor allem der Bundes­
kanzler war im Hinblick auf das Fehlen eines einheitlichen, unter den Koalitionsparteien 
abgestimmten Konzepts an einer vorparlamentarischen Einigung der Sozialpartner in­
teressiert. Auf diese Weise konnte er eine neutrale Haltung einnehmen und brauchte sich 
weder auf die Linie der Gewerkschaften noch auf die der Unternehmer festzulegen. Eine 
Stellungnahme zugunsten der Gewerkschaften hätte zu Konflikten mit den Koalitions­
partnern geführt, während eine Unterstützung des Untemehmerstandpunktes die Ge­
werkschaften aufgebracht hätte, die er in das neue Staatswesen einzubinden suchte.
In einer Unterredung zwischen B öck ler  und dem Vorsitzenden der Vereinigung der Ar­
beitgeberverbände, Walter R aym ond , am 15. November 1949 hatten beide den Wunsch 
geäußert, vor Einschaltung des Parlaments eine Einigung zwischen den Sozialpartnern 
zu suchen.30 Der Beginn dieser Verhandlungen wurde auf den Anfang des Jahres 1950 
festgesetzt.

b) Verhandlungen der Sozialpartner in Hattenheim, Bonn und Maria Laach

Entsprechend ihrer im November 1949 getroffenen Vereinbarung trafen sich Arbeitge­
ber- und Gewerkschaftsvertreter am 9. und 10. Januar 1950 in Hattenheim zu ersten 
Gesprächen über das Mitbestimmungsrecht.31 In diesen Vorverhandlungen verständig­
te man sich darüber, daß sich die weiteren Beratungen nicht nur auf die Mitbestimmung 
im Betrieb, sondern auch auf die Mitbestimmung der Arbeitnehmer außerhalb der Be­
triebe erstrecken sollten. Für den überbetrieblichen Bereich wurde übereinstimmend die 
Einrichtung eines paritätisch besetzten Bundeswirtschaftsrates gewünscht. Während 
über die wirtschaftliche Mitbestimmung im Betrieb keine Einigung erzielt werden konn­
te, erklärten sich die Arbeitgebervertreter zur Anerkennung eines personellen und sozia­
len Mitbestimmungsrechts grundsätzlich bereit. Damit sahen die Gewerkschaftsvertre­
ter die Voraussetzung für eine „gute Lösung des Gesamtproblems der Gleichberechti­
gung der Arbeitnehmer in der Wirtschaft“ gegeben. Die Weichen für eine friedliche Ver­
einbarung schienen gestellt. Grundlage der beabsichtigten weiteren Verhandlungen, 
dann auch über Einzelfragen, sollten die bis dahin ausgearbeiteten gewerkschaftlichen 
Vorschläge zum Mitbestimmungsrecht sein. Gewerkschaft sintern war schon Ende De­
zember 1949 eine Ausarbeitung des Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts der Ge­
werkschaften vorgelegt worden, die der DGB-Bundesausschuß auf seiner ersten Sitzung 
am 25. Januar 1950 diskutierte.32 Davon ausgehend erarbeitete die Hauptabteilung 
Wirtschaft beim DGB-Bundesvorstand in Zusammenarbeit mit dem WWI den Entwurf 
für eine gesetzliche Regelung, die vor ihrer Veröffentlichung den weiteren Beratungen 
der Sozialpartner zugrundegelegt werden sollte.
Zwischenzeitlich beschäftigten sich die unterschiedlichsten Organisationen und Ver­
bände mit dem Mitbestimmungsrecht. Gutachten, Stellungnahmen und Vorschläge 
wurden vorgelegt und diskutiert, so die bereits erwähnten Richtlinien der CDU-Sozial­
ausschüsse vom Februar 1950 oder die Stellungnahme des Hauptvorstandes der DAG

30 S. Dok. Nr. 3.
31 S. zum folgenden Dok. Nr. 6.
32 Vgl. Dok. Nr. 7c und b.
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ebenfalls vom Februar 1950.33Am 13. März schließlich übergab der DGB seine „Vor­
schläge zur Neuordnung der deutschen Wirtschaft44 den Spitzenorganisationen der Un­
ternehmer. Auf ihrer Basis fanden am 30. und 31. März wiederum in Hattenheim die 
nächsten Beratungen statt.34 An ihnen nahmen u .a . Walter R aym on d , Vorsitzender, 
und Gerhard E rdmann, Geschäftsführer der Vereinigung der Arbeitgeberverbände, so­
wie Viktor Agartz, Leiter des WWI der Gewerkschaften, und Werner H ansen , DGB-Lan- 
desvorsitzender in Nordrhein-Westfalen, teil, außerdem Vertreter der Bundesministerien 
für Arbeit und für Wirtschaft. Grundsätzliche Einigung bestand dabei wiederum nur 
über die Einrichtung eines paritätisch besetzten Bundeswirtschaftsrates. Eine paritäti­
sche Besetzung der Industrie- und Handelskammern lehnten die Arbeitgeber ab. Die 
Kammern, so erklärten sie, hätten als traditionelle Untemehmervertretungen nicht die 
Bedeutung, die ihnen von Gewerkschaftsseite zugemessen werde. Denn in ihnen würden 
keine wirtschaftspolitischen Fragen gelöst, sondern lediglich die unterschiedlichen Mei­
nungen der Unternehmer aller Wirtschaftszweige aufeinander abgestimmt. Unvereinbar 
blieben ebenfalls die Standpunkte zu der gewerkschaftlichen Forderung nach paritäti­
scher Besetzung der Aufsichtsräte, die, wie R aym ond  sagte, „Erschrecken bei den Un­
ternehmern44 hervorgerufen hätte. Damit werde die Handlungsfähigkeit des Aufsichts­
rats blockiert, und für die Konkurrenzfähigkeit ergäben sich schwerwiegende wirtschaft­
liche Folgen. Außerdem bedeute eine solche Regelung eine in der Wirtschaftsgeschichte 
einmalige Machtzusammenballung bei den Gewerkschaften. Vergeblich hielten deren 
Vertreter den Arbeitgebern die Erfahrungen mit der paritätischen Mitbestimmung in der 
Eisen- und Stahlindustrie seit 1947 entgegen.
Die zweite Verhandlungsrunde in Hattenheim mußte somit als gescheitert gelten. Zum 
Abschluß erkundigte sich Professor Wilhelm H ersch el, der Vertreter des Bundesarbeits­
ministeriums, ob bei den Verhandlungspartnern der Wunsch bestehe, daß das Ministe­
rium die Vorlage eines Gesetzentwurfs, die Bundes arbeitsminister S to rch  Anfang des 
Jahres dem Kanzler im Falle eines Scheitems der Hattenheimer Verhandlungen für den
1. April bindend zugesagt hatte35, weiter hinauszögere. Das hielten beide Parteien im 
Hinblick auf das negative Verhandlungsergebnis für ausgeschlossen.
In dieser Situation versuchten nun Gewerkschaften wie Arbeitgeber, ihre Vorstellungen 
auf parlamentarischer Ebene durchzusetzen. Am 22. Mai veröffentlichte der DGB sei­
nen Gesetzesvorschlag zur Neuordnung der deutschen Wirtschaft und leitete ihn Bun­
desregierung sowie Bundestag und Bundesrat zu.36 Die Gewerkschaftsfühmng war ent­
schlossen, hiermit „einen entschiedenen Kampf um die Anerkennung des Mitbestim-

33 Der Hauptvorstand der DAG hatte sich auf seiner Arbeitstagung am 24. 2. 1950 in Fulda mit der Mit­
bestimmungsfrage auseinandergesetzt. Das Beratungsergebnis wurde als Beitrag der DAG zur Mitbe­
stimmungsfrage veröffentlicht, vorh. u. a. in ParlA, I 347, B, Bd. 2, lfd. Nr. 12. Zu den Auffassungen 
der DAG s. auch Wilhelm Klempien, Das Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte, DAG-Schriftenreihe, 
Heft 6, Februar 1950, bes. S. 1 3 ff. und S. 43.
Weitere Stellungnahmen — so die des Deutschen Bauernverbandes vom Juni 1950  oder die des Deut­
schen Beamtenbundes vom Oktober 1950 — wurden nach Bekanntwerden der verschiedenen Gesetz­
entwürfe zum Mitbestimmungsrecht (s. Kap. III. l.c) veröffentlicht. Da sie aber nicht in näherem Bezug 
zum Problem der Montanmitbestimmung stehen, kann hier eine Einzelerörterung unterbleiben.

34 S. Dok. Nr. 1 1 a -  11c.
35 Vgl. Dok. Nr. 18, Anm. 3. S. zu den Gesetzesvorlagen von Bundesregierung und Parteien Kap. III. 

l.c ) .
36 Zum Inhalt s. Dok. Nr. 37.
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mungsrechtes zu beginnen.“ Alle propagandistischen Möglichkeiten sollten eingesetzt 
werden, damit „jedes einzelne Mitglied diesen Kampf zu seiner eigenen Sache macht“.37 
Der Entwurf beinhaltete die einstimmig am 14. April vom Bundesausschuß verabschie­
deten gewerkschaftlichen Forderungen nach betrieblicher und überbetrieblicher Mitbe­
stimmung. Die Aufsichtsräte aller Unternehmen mit mehr als 300 Beschäftigten sollten 
paritätisch besetzt und die Arbeitnehmer je zur Hälfte aus den Reihen der Betriebsräte 
und der Gewerkschaften entsandt werden, deren Spitzenorganisation für sämtliche Ar­
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat das Vorschlagsrecht erhalten sollte. Der Arbeitsdi­
rektor schließlich sollte nicht gegen die Stimmen der Arbeitnehmervertreter im Auf­
sichtsrat gewählt werden können.
Mit diesen Forderungen setzte sich die gleichfalls im Mai veröffentlichte Stellungnahme 
der Untemehmerverbände zum Problem des Mitbestimmungsrechts auseinander.38 
Zwar lehnten die Arbeitgeber den Mitbestimmungsgedanken nicht grundsätzlich ab, 
doch von den gewerkschaftlichen Vorstellungen war ihr Konzept weit entfernt. Gegen 
den Gewerkschafts Vorschlag wurde vor allem eingewandt, daß dieser „die unternehme­
rische Leistung“ gefährde. Insbesondere schränke der betriebsfremde Einfluß der Ge­
werkschaften die Eigentumsrechte und die Vermögenssubstanz ein. Dementsprechend 
wollten die Arbeitgeber den Arbeitnehmern nur ein Drittel der Aufsichtsratssitze zuge­
stehen. Zudem sollten die Arbeitnehmervertreter mindestens dreißig Jahre alt sein und 
eine mehr als zehnjährige Betriebszugehörigkeit nachweisen können. Die Gewerkschaf­
ten blieben also ausgeschlossen. Den Arbeitnehmern wurde zudem in wirtschaftlichen 
Fragen kein Mitbestimmungs-, sondern nur ein Mitwirkungsrecht zugestanden.
Obwohl nach dem Scheitern der Hattenheimer Verhandlungen weitere Gespräche von 
allen Beteiligten zunächst für aussichtslos gehalten wurden39, bemühte sich die Bundes­
regierung schon bald danach um eine Wiederaufnahme der Gespräche. Vor allem der 
Bundesarbeitsminister, den A denau er am 15. Mai aufgefordert hatte, „binnen vierzehn 
Tagen einen Entwurf vorzulegen“40, war unter diesem Eindruck an einer Fortsetzung 
der Verhandlungen interessiert, um sich möglicherweise doch noch auf eine Einigung 
der Sozialpartner berufen zu können. Am 24. Mai begann die erste von fünf Verhand­
lungsrunden zuerst im Bonner Arbeitsministerium, dann im Kloster Maria Laach, an de­
nen teilweise der Bundeskanzler selbst, Bundesarbeitsminister S to rch  und Bundeswirt­
schaftsminister E rhard  teilnahmen.41 Bei der ersten Zusammenkunft wies der Bundes­
kanzler eindringlich auf den Emst der Lage hin. Angesichts des Ost-West-Konflikts und 
der besonderen Situation Deutschlands sei ein dauernder sozialer Friede, besonders in 
den Großbetrieben, notwendig. Obschon beide Verhandlungspartner ihre Verständi­
gungsbereitschaft bekräftigten, kam es auch jetzt zu keiner Einigung. Die Gespräche 
verzettelten sich teilweise in unfruchtbaren Gmndsatzdiskussionen, etwa über den Ei-

37 DGB-Archiv, Protokolle Bundesausschuß (2. Sitzung vom 14. 4. 1950).
38 Zum Inhalt s. Dok. Nr. 37.
39 Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 12, 13 a und b. Daß aber auch die Sozialpartner 

selbst schon wenig später zu einer Weiterbehandlung zumindest der überbetrieblichen Mitbestim­
mung bereit waren, zeigt Dok. Nr. 14.

40 Nachlaß Adenauer III/21; vgl. Dok. Nr. 18 Anm. 3. Der Druck Adenauers hing nicht unerheblich mit 
der anstehenden Veröffentlichung eines eigenen CDU/CSU-Entwurfes zusammen, die der Kanzler 
verhindern wollte, vgl. hierzu Kap. III. 1. c).

41 Vgl. Dok. Nr. 19, 21, 24, 25 und 2 6 a -d .
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gentumsbegriff. In der Kammerfrage und besonders in der Frage der paritätischen Be­
setzung der Aufsichtsräte bestanden nach wie vor kontroverse Ansichten. Nach mehre­
ren Unterbrechungen und wiederholten Vermittlungsversuchen des Bundesarbeitsmini­
sters wurden die Verhandlungen am 6. Juli 1950 abgebrochen. Eine gemeinsame Pres­
seerklärung betonte zwar die grundsätzliche Übereinstimmung über die Errichtung ei­
nes paritätisch besetzten Bundeswirtschaftsrats und über das personelle und soziale 
Mitbestimmungsrecht im Betrieb; es war aber offensichtlich, daß der Versuch, durch ei­
ne Einigung zwischen den Sozialpartnern die Grundlage für eine gesetzliche Regelung zu 
schaffen, gescheitert war. Angesichts dieser negativen Bilanz mehrmonatiger Bemühun­
gen war eine Verschärfung der Auseinandersetzungen zu erwarten. In einem Beschluß 
vom 18. Juli 1950 erklärte der DGB-Bundesausschuß: „Die Mitbestimmung in derWirt- 
schaft ist für den DGB unabdingbar und ein unteilbares Ganzes. Bundesvorstand und 
Bundesausschuß sind gewillt, gewerkschaftliche Kampfmittel zur Durchsetzung dieser 
Ziele anzuwenden.42
Mit dem Abbruch der Verhandlungen im Juli 1950 war die erste Phase vorparlamentari­
scher Beratungen beendet. Nach dem gescheiterten Versuch, auf breiter Basis eine Ver­
ständigung zwischen Arbeitgebern, Gewerkschaften und Bundesregierung zu erreichen, 
fanden allenfalls noch Einzelgespräche zwischen Unternehmern und Gewerkschaftern 
sowie zwischen Vertretern dieser beiden Gruppen mit Regierungs- und Parlaments Ver­
tretern statt. Eine weitere Annäherung erzielten jedoch auch diese Gespräche nicht; sie 
ließen eher die unterschiedlichen Auffassungen noch deutlicher zum Ausdruck kom­
men. So berichtet Adalbert S ten z ei von der Hauptabteilung Wirtschaft beim DGB über 
eine Unterredung, die am 27. Juli 1950 in kleinem Kreis zwischen ihm selbst und Hans 
vom  H off, geschäftsführendes Bundesvorstandsmitglied des DGB, mit E rdmann  und 
R aym ond  von der BDA stattgefunden hatte: „Bei der Besprechung ergab sich, daß die 
bisherigen Verhandlungen in Hattenheim, Bonn und Maria Laach nur optisch in ver­
schiedenen grundlegenden Fragen die proklamierte Einmütigkeit der Auffassungen er­
geben haben.“43 Zu bedeutenderen Kontakten sollte es erst gegen Jahresende kommen, 
als sich Vertreter der Montankonzeme in Gesprächen mit der Gewerkschaftsführung 
verstärkt um eine Beilegung des bis dahin zugespitzten Konfliktes bemühten.

c) Gesetzgebungsinitiativen

Nach den gescheiterten Verhandlungen der Sozialpartner sahen sich Bundesregierung 
und Bundestag vor die Aufgabe gestellt, eine gesetzliche Regelung der Mitbestimmungs­
frage ohne vorherige Einigung der Kontrahenten zu finden. Gerade der Bundesregierung 
mußte eine Regelung um so dringlicher erscheinen, als sie zuvor die Einbringung eines 
Regierungsentwurfs im Hinblick auf die noch andauernden Verhandlungen der Sozial­
partner mehrfach zurückgestellt hatte.44 Vor allem der Bundeskanzler hatte auf größere 
Erfolgsaussichten für den Regierungsentwurf gehofft, wenn vorher eine Einigung auf 
möglichst breiter Basis erzielt würde. Zum einen sollte ein Ausbrechen des Arbeitneh-

42 S. Dok. Nr. 28b.
43 Aktennotiz Stenzeis vom 27. 7. 1950, DGB-Archiv, 8; vgl. in diesem Zusammenhang auch Dok. Nr. 

30.
44 Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 9,bes. Anm. 3, Nr. 10, Nr. 18, Anm. 3 und Nr. 22.
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merflügels aus der CDU/CSU-Fraktion vermieden werden, indem die gewerkschaftli­
chen Wünsche berücksichtigt wurden, allerdings nur in einem solchen Maße, das auch 
vom Untemehmerflügel der Fraktion und den Koalitionspartnern FDP und DP akzep­
tiert würde.45 Daher hatte A denau er auch die Einbringung eines eigenen CDU/CSU- 
Entwurfs verhindern wollen, allerdings ohne Erfolg.46 Schon am 17. Mai 1950 hatte die 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU ihren Gesetzentwurf zum Mitbestimmungsrecht ein­
gebracht, „auf den sich die gesamte Fraktion einmütig geeinigt hat[te]“47. Die Fraktion 
begründete ihr Vorgehen mit der bisher mangelnden Initiative der Bundesregierung und 
der in Kürze zu erwartenden Veröffentlichung des DGB-Entwurfs. Der CDU/CSU-Ent- 
wurf, der in seinen Grundzügen der ebenfalls im Mai veröffentlichten Denkschrift der 
Unternehmer entsprach, fand dennoch nicht deren ungeteilte Zustimmung.48 Hatte 
schon A denau er die unzureichende Berücksichtigung der kleineren und mittleren Be­
triebe bemängelt49, stieß sich die Unternehmerschaft nun besonders daran, daß der 
CDU/CSU-Entwurf den Arbeitnehmern „mindestens“ ein Drittel der Sitze im Aufsichts­
rat einräumte, während sie selbst den Arbeitnehmern „höchstens“ ein Drittel zuzugeste­
hen bereit waren.
Der Entwurf, den die sozialdemokratische Fraktion am 25. Juli — nach dem Scheitern 
der Sozialpartner-Verhandlungen — dem Bundestag vorlegte, beruhte in seinen Grund­
zügen auf dem Gesetzentwurf des DGB. Er bezog im Gegensatz zu dem CDU/CSU-Ent­
wurf und dem erst Ende August endgültig verabschiedeten und am 31. Oktober 1950 
eingebrachten Regierungsentwurf auch die überbetriebliche Mitbestimmung mit ein.50 
Während der CDU/CSU-Entwurf die Wahl betriebsfremder Arbeitnehmer in den Auf­
sichtsrat zuließ — die Gewerkschaften hatten allerdings kein eigenes Entsendungs­
recht —, sah der Regierungsentwurf nur noch die Wahl von Betriebsangehörigen in den 
Aufsichtsrat vor. Auf Veranlassung der Koalitionspartner FDP und DP war damit der 
noch im ursprünglichen Entwurf zugestandene Einfluß der Gewerkschaften — dort 
konnte maximal die Hälfte der den Arbeitnehmern zugeteilten Aufsichtsratssitze von au­

45 Während die Sozialausschüsse die Gewerkschaftsvorstellungen weitgehend befürworteten, vertrat et­
wa der Wirtschaftsausschuß der CDU des Rheinlandes eine entschieden ablehnende Haltung. Eine 
wirtschaftliche Mitbestimmung vor allem könne sich nur auf überbetrieblicher Ebene vollziehen. Im 
Betrieb selbst müsse die Entscheidung über wirtschaftliche Fragen allein der Betriebsleitung zustehen. 
Eine paritätische AR-Besetzung sei abzulehnen. S. Ausarbeitung des Wirtschaftsausschusses der 
CDU Rheinland, ParlA, 1347, B, Bd. 2, lfd. Nr. 20; vgl. auch Entschließung des Wirtschaftsausschus­
ses vom 8. 5. 1950, ebd., lfd. Nr. 24.

46 Zum Inhalt des CDU/CSU-Entwurfs s. Dok. Nr. 37; zur Kontroverse zwischen Adenauer und der 
Fraktion s. Wenzel, S. 132 ff., vgl. dazu auch Dok. Nr. 17bes. Anm. 1 und 3. Zur Warnung des Koali­
tionspartners FDP vor den Konsequenzen eines Alleingangs der CDU/CSU-Fraktion s. Dok. Nr. 17.

47 Darauf glaubte von Brentano als Fraktionsvorsitzender in seinem Schreiben an den Bundeskanzler 
vom 1 3 .5 .1 9 5 0  besonders hinweisen zu müssen, nachdem ihm Pete — wohl im Aufträge Adenauers — 
vorher vorgeschlagen hatte, den Entwurf von nur etwa zehn Abgeordneten einbringen zu lassen. An­
dernfalls könnte sich die Fraktion — so Petz — zu sehr an ihren Antrag gebunden fühlen, was die 
Durchsetzung des später einzubringenden Regierungsentwurfs erschweren könnte. Daß dabei der 
Eindruck einer in der Regierungsfraktion bestehenden Uneinigkeit erweckt werden könnte, glaubte 
Petz in Kauf nehmen zu können. (Von Brentano an Adenauer vom 13. 5. 1950 und Vermerk Pete’ für 
Adenauersom 12. 5. 1950, BA, B 136/721.)

48 Vgl. Dok. Nr. 20.
49 So Adenauer in seinem Schreiben vom 15. 5. 1950 an Seeling (Nachlaß Adenauer 10.04); vgl. Dok. 

Nr. 17, Anm. 3.
50 Zum Inhalt der Entwürfe s. Dok. Nr. 37.
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ßerbetrieblichen Gewerkschaftsvertretern besetzt werden — deutlich beschnitten 
worden.51
Uber die Gesetzentwürfe von CDU/CSU und SPD beriet der Bundestag erstmals am 27. 
Juli 1950. Sie wurden nach der ersten Lesung — wie später auch der Regierungsent­
wurf — an die Ausschüsse für Arbeit und für Wirtschaftspolitik überwiesen. Doch bevor 
der aus diesen gebildete Arbeitskreis seine Arbeiten abschließen konnte, unterbrachen 
verschärfte Auseinandersetzungen um die Mitbestimmung im Montanbereich die 
Beratungen.52

2. E ntw ick lung d e r  M itb estim m ung u n ter  d em  E influß p o l i t i s ch e r  
u n d  w ir ts ch a ft lich e r  V orgänge

a) Entflechtung und Neuordnung der Montanindustrie und Verhandlungen 
über den Schumanplan

Nachdem sich die Erwartung, eine Lösung des Mitbestimmungsproblems auf dem Ver­
handlungswege zu erreichen, als trügerisch erwiesen hatte und eine die Gewerkschaften 
befriedigende gesetzliche Regelung nicht in Sicht war, sah sich die DGB-Führung genö­
tigt, ihre Position und Zielsetzung neu zu überdenken.53 Um nicht das Vertrauen der 
Mitgliedschaft zu verlieren, war angesichts des Fehlschlags bei den Mitbestimmungsver­
handlungen wie auch der bisherigen Mißerfolge in der Sozialisierungsfrage ein baldiger 
Erfolgsnachweis um so notwendiger, als auch keine nennenswerten materiellen Errun­
genschaften vorgewiesen werden konnten. Eine Möglichkeit, wenigstens einen Teilerfolg 
durchzusetzen, ergab sich für die Gewerkschaftsführung im Zusammenhang mit der 
Neuordnung im Montanbereich und den Verhandlungen über den S chum anp lan . 
Gesetzliche Grundlage der Neuordnung von Schwerindustrie und Kohlebergbau war das 
alliierte Gesetz Nr. 27 vom 20. Mai 195054, das die für die britische und amerikanische 
Zone nahezu gleichlautend erlassenen Gesetze Nr. 75 der britischen und der amerikani­
schen Militärregierung vom 10. November 194855 ablöste. Da die Gesetze Nr. 75 nur für 
die amerikanische und britische Zone erlassen waren, wollten die Alliierten, die sich 
auch nach Konstituierung der Bundesrepublik auf dem Gebiet der Dekartellisierung und 
Entflechtung ihre bisherigen gesetzgeberischen Rechte Vorbehalten hatten, mit dem Ge­
setz Nr. 27 eine für das gesamte Bundesgebiet geltende Rechtsgrundlage für die Neuord­
nung schaffen. Ziel der Gesetze war die Dezentralisation der deutschen Montanindustrie 
und die Verhinderung der Entwicklung eines neuen Kriegspotentials. Die Eigentumsfra-

51 Vgl. Vermerk Petz’ über Kabinettssitzung vom 31. 8. 1950 (BA, B 136/719).
52 Nachdem Ende Januar 1951 ein eigener Gesetzentwurf für den Montanbereich eingebracht worden 

war, beschlossen die zuständigen Ausschüsse, die Beratung der Entwürfe für ein allgemeines Betriebs­
verfassungsgesetz auszusetzen, bis der neugebildete Arbeitskreis „Mitbestimmung in Bergbau und Ei­
sen“ seine Arbeit abgeschlossen habe, s. Dok. Nr. 133, Anm. 1.

53 S. hierzu Dok. Nr. 31.
54 Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission für Deutschland, S. 2 9 8 ff.; Druck auch bei Höcker/Jo- 

hannsen, Gesetz, I c—4, S. 1 ff. und Neuordnung, S. 341 ff.
55 Military Government Gazette, Germany, Nr. 27, British Zone of Control, S. 1025ff.; Druck auch in 

Neuordnung, S. 329 ff. S. zum Erlaß und Inhalt der Gesetze Neuordnung, S. 86 ff.; vgl. auch Einfüh­
rung, S. 36ff., bes. auch S. 36, Anm. 1.
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ge war in ihnen nicht behandelt. Die endgültige Entscheidung über die Eigentumsver­
hältnisse sollte einem aus freien Wahlen hervorgegangenen deutschen Parlament über­
lassen werden, wie in den Präambeln der Gesetze festgehalten wurde. Wie schon die Ge­
setze Nr. 75, so regelte auch das Gesetz Nr. 27 hauptsächlich folgende Bereiche: 1. Kreis 
der betroffenen Unternehmen, 2. Kontrolle, 3. Planung der Neuordnung, 4. Bildung der 
Einheitsgesellschaften, 5. Liquidation der Konzerne, 6. Alliierte Durchführungs- 
organe.56 Der Schwerpunkt lag bei der Bildung der neuen Einheitsgesellschaften. Die­
sen von den aufzulösenden Konzernen unabhängigen Unternehmen sollten die zentra­
len Vermögensteile der Konzerne — Eisen— und Stahlerzeugung und Kohlenbergbau — 
übertragen werden.
Als Durchführungsorgan für den Bereich Eisen und Stahl wurde die im April 1949 aus 
der UK/US-Steel Group gebildete, durch Aufnahme von Vertretern der französischen 
Militärregierung erweiterte Combined Steel Group eingesetzt. Auf deutscher Seite wirkte 
die aufgrund der DVO Nr. 2 zu Gesetz Nr. 75 der britischen Militärregierung errichtete 
Stahltreuhändervereinigung an der Planung und Durchführung der Neuordnung und 
der Kontrolle der dafür vorgesehenen Vermögenskomplexe mit.57 Während sie bei der 
Durchführung der Neuordnung und in ihrer Kontrollfunktion dem Weisungsrecht der 
CSG unterstand, war die Stahltreuhändervereinigung bei der Ausarbeitung von Neuord­
nungsvorschlägen nicht an Weisungen gebunden. Falls die CSG mit ihren Plänen nicht 
übereinstimmte, konnte sie der AHK anderslautende Vorschläge unterbreiten. Im Be­
reich des Kohlenbergbaus war nach Erlaß der Gesetze Nr. 75 die am 20. November 
1947 gegründete Deutsche Kohlenbergbauleitung am 6. Juli 1949 beauftragt worden, 
auf deutscher Seite Pläne zur Neuordnung des Kohlenbergbaus zu entwickeln.58 Diesen 
Auftrag bestätigte am 15. Juli 1950 nach Erlaß des alliierten Gesetzes Nr. 27 die aus der 
UK/US-Coal Control Group unter Beteiligung auch der französischen Militärregierung 
gebildete Combined Goal Control Group. Die DKBL hatte ihre Vorschläge der CCCG zur 
Prüfung und weiteren Veranlassung zu unterbreiten.
Zur Erörterung der gemeinsamen Probleme nahmen Stahltreuhändervereinigung und 
Deutsche Kohlenbergbauleitung im April 1950 Verhandlungen auf. Im Mittelpunkt 
stand die Frage nach dem Umfang des eigentumsmäßigen Verbundes der aus den bishe­
rigen Konzemzusammenhängen gelösten Eisen- und Stahluntemehmen mit Bergbau­
betrieben. Während in der Stahltreuhändervereinigung ein gemäßigter eigentumsrecht­
licher Verbund von Eisen und Kohle gewünscht wurde, sah der Neuordnungsplan der 
DKBL vom September 1950 die Gründung von 23 unabhängigen Bergbaugesellschaf­
ten vor. Dieser Plan, der im Beirat der DKBL gemeinsam mit den Vertretern der IG Berg­
bau entwickelt worden war, fand die Zustimmung der Gewerkschaften, die sich ebenfalls 
in die Neuordnungsdiskussion eingeschaltet hatten und von einer weitestgehenden 
Trennung von Eisen und Kohle ausgingen.59 Lediglich in wirtschaftlich begründeten 
Ausnahmefällen sollte ein Verbund möglich sein.

56 S. im einzelnen Neuordnung, S. 9 5 ff.
57 S. Neuordnung, S. llO ff. und Einführung, S. 38 ff.; vgl. zum Aufbau der alliierten Kontrollorgane und 

der nachgeordneten deutschen Stellen im Bereich der Montanindustrie die diesbezüglichen Ausfüh­
rungen in Kap. II. 1. a).

58 S. Kost, S. 8 9 ff. und Martiny, S. 3 8 9 ff.; vgl. auch Neuordnung, S. 153.
59 Vgl. Thum, S. 54ff. Zur Haltung der Gewerkschaften vgl. deren verschiedene Stellungnahmen, bes.: 

Stellungnahme der Gewerkschaften zum Ruhrstatut und Gesetz Nr. 75 vom 21. 11 . 1949, hrsg. vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund, Düsseldorf 1949 und Stellungnahme zur Neuregelung der Grund-
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Während Stahltreuhändervereinigung und DKBL im Auftrag der Alliierten, in ihren 
Planungen jedoch selbständig, NeuordnungsvorSchläge erarbeiteten, waren die Bemü­
hungen der Bundesregierung, gleichfalls an der Neuordnung der Montanindustrie betei­
ligt zu werden, zunächst vergeblich. Erste Überlegungen, auf welchem Wege eine deut­
sche Kompetenz für diese Angelegenheit herzustellen sei, waren bereits im Winter 
1949/50 angestellt worden. Bundeswirtschaftsminister E rhard  führte zu dieser Zeit un­
ter Beteiligung einiger Ministerialbeamter Gespräche mit Unternehmern und Wirt­
schaftsexperten über dieses Thema.60 Am 22. Januar 1950 richtete der Bundeskanzler 
an die AHK die Frage, ob seitens der Bundesregierung eigene Neuordnungsvorschläge 
vorbereitet werden sollten.61 Entsprechende Vorschläge dafür hatte er von einigen Un- 
temehmerpersönlichkeiten erbeten. Die AHK wies dieses Ansinnen am 23. Februar 
1950 mit Hinweis auf ihre Vorbehaltsrechte zurück.
Erst im Zusammenhang mit den im Juni 1950 aufgenommenen Verhandlungen über 
den Schumanpi& n ergab sich eine günstigere Situation für weitere Vorstöße der Bundes­
regierung. Nachdem A denau er in seinem Bemühen um schrittweise Zurückerlangung 
der deutschen Souveränität schon im November 1949 das Petersberger Abkommen un­
terzeichnet hatte, mit dem die Bundesregierung als Gegenleistung für ihren Beitritt zur 
internationalen Ruhrbehörde eine Einschränkung der Demontagen erreicht hatte, 
stimmte das Bundeskabinett am 9. Mai 1950 auch den Grundzügen des S ch um an p la n s  
zu. Obwohl mit dem Schumanpl& n die wirtschaftliche und politische Gleichberechti­
gung im Bereich der Montanindustrie in greifbare Nähe rückte, hatte der Bundeskanzler 
angesichts der restriktiven Entflechtungspolitik der AHK Schwierigkeiten, die notwendi­
ge parlamentarische Unterstützung zu finden. Das gab ihm die Möglichkeit, der AHK mit 
dem Scheitern der Verhandlungen über den S ch um an p la n  zu drohen, falls die Bundes­
regierung nicht an der Neuordnung beteiligt werde. Am 2. Oktober 1950 richtete die 
Bundesregierung eine erneute Anfrage an die AHK, um vor der Entscheidung über die 
inzwischen nahezu fertigen Vorschläge von DKBL und Stahltreuhändervereinigung 
doch noch Gelegenheit zu eigener Stellungnahme zu erhalten.62 Dieses Gesuch bewillig­
te die AHK dann auch endlich am 26. Oktober 1950. In den nun beginnenden Verhand­
lungen suchte die Bundesregierung ihre Vorstellungen eines möglichst weitgehenden 
Verbundes von Kohle und Eisen durchzusetzen. Das von DKBL und Stahltreuhänder­
vereinigung in Zusammenarbeit mit dem Bundeswirtschaftsministerium erarbeitete 
Neuordnungskonzept63 sah eine eigentumsmäßige Bindung der Kohleförderung an die 
Eisenindustrie vor. Die Bundesregierung erreichte zwar letztlich nur eine Quote von 
höchstens 15 %, doch war auch das überhaupt nur möglich auf der Grundlage einer 
breiten Zustimmung der beteiligten Interessengruppen.64

Stoffindustrien vom 29. 3 .19 5 0 , in: Informationsdienst DGB I (1950), S. 16 ff.; weitere gewerkschaftli­
che Stellungnahmen sind genannt bei Thum, S. 54, Anm. 61.

60 Auskunft von Herrn Dr. habil. Fritz Hellwig, der selbst mit Erhard in dieser Angelegenheit konferierte 
(Gespräch mit der Bearbeiterin am 18. 6. 1980).

61 Hierzu und zum folgenden Thum, S. 56 ff.
62 Der damit beginnende Notenwechsel zur Neuordnungsfrage zwischen Bundeskanzler und AHK und 

die verschiedenen Stellungnahmen sind abgedruckt in Neuordnung, S. 413  ff.
63 S. Thum, S. 60 und Neuordnung, S. 447 ff.
64 Zur endgültigen Durchführung der Neuordnung s. Neuordnung, S. 2 11  ff.; vgl. auch Geschäftsbericht 

DGB 1950/51, S.198ff.undHenle, S. 83 f., 89f. und lOOff. Ein guter Überblick über die Neuordnung 
findet sich überdies bei Karl Heinrich Herchenröder/Johannes Schäfer/Manfred Zapp, Die Nachfolger 
der Ruhrkonzeme, Düsseldorf 1953.
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Für ihre Unterstützung erwarteten die Gewerkschaften im Gegenzug ein Entgegenkom­
men in der Mitbestimmungsfrage. Zunächst allerdings schien sich ihre Position eher zu 
verschlechtern. Mit der Einschaltung der Bundesregierung in die Neuordnung gewannen 
auch die Altkonzeme, die unter Hinweis auf die Verhandlungen zum Schumanpl& n die 
Bundesregierung erfolgreich veranlassen konnten, ihre Interessen in der Verbundfrage 
maßgeblich zu berücksichtigen65, zunehmend an Einfluß. Zudem gab die im alliierten 
Gesetz Nr. 27 enthaltene Bestimmung, die den Altaktionären eine „angemessene Ent­
schädigung44 in Aussicht stellte und den späteren Aktienumtausch ermöglichte, den Ge­
werkschaften verstärkt Anlaß, um eine Neuregelung der Eigentumsverhältnisse bei den 
Schlüsselindustrien an Rhein und Ruhr im Sinne ihrer Forderungen zu fürchten.66 Im 
Zusammenhang mit der Diskussion um die Neuordnung im Montanbereich erfuhren die 
Gewerkschaften schließlich Ende Oktober 1950 von dem Entwurf einer Durchführungs­
verordnung, der im Bundeswirtschaftsministerium zu Gesetz Nr. 27 erarbeitet wurde 
und sie um den Bestand der in den bereits entflochtenen Gesellschaften geltenden Mit­
bestimmungsregelung fürchten ließ. Nähere Bestimmungen zum Mitbestimmungsrecht 
enthielt der Entwurf nicht. Die Vertretung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat sollte sich 
nach den noch zu ergehenden gesetzlichen Vorschriften richten.67 Weiterhin sah der 
Entwurf aber die Bildung der neuen Gesellschaften nach deutschem Recht vor. Da nun 
im geltenden deutschen Aktienrecht eine Vertretung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
und im Vorstand nicht vorgeschrieben war, konnte die seit 1947 bestehende Montan­
mitbestimmung als mit dem deutschen Aktienrecht nicht vereinbar gelten. Die Gewerk­
schaften sahen sich nun genötigt, mit allem Nachdruck wenigstens um die Erhaltung 
dieses frühen Teilerfolgs zu kämpfen.
Die Erfolgs aus sichten dafür hatten sich mittlerweile verbessert. Sowohl die Bundesregie­
rung wie die Montanindustriellen waren an einer Übereinstimmung mit den Gewerk­
schaften in der Neuordnungsfrage interessiert. Denn nur ein einheitliches Vorgehen auf 
deutscher Seite ließ auf einen Erfolg der deutschen Neuordnungswünsche bei den Alli­
ierten hoffen. Das wiederum war die Voraussetzung für eine breite innenpolitische Un­
terstützung A denau ers bei seinen Absichten in der Frage des Sc/u/raanplans. Nicht nur 
die Zustimmung der Unternehmerschaft und ihr nahestehender parlamentarischer 
Kreise war in diesem Zusammenhang wichtig. Angesichts der strikt ablehnenden Hal­
tung der SPD mußte A denau er  vor allem auch an einer Zustimmung der Gewerkschaften 
gelegen sein68, die schon beim Petersberger Abkommen seine Politik unterstützt hatten. 
Um nicht ins politische Abseits zu geraten und jeglichen Einfluß in der Neuordnungsfra­
ge zu verlieren, waren die Gewerkschaften ihrerseits in dieser Frage — anders als die 
SPD — zu konstruktiver Zusammenarbeit mit der Bundesregierung grundsätzlich bereit. 
Mit dem deutlichen Interesse der Bundesregierung an ihrer Zustimmung war ihnen aber

65 Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 108 a und b, 112  und 128.
66 So Böckler in einem Schreiben an Murray, CIO, vom 1 1 .4 .  1950 (DGB-Archiv, 7).
67 Während der Arbeiten an der DVO bestanden Kontakte zwischen dem für diese Fragen zuständigen 

Regierungsdirektor Thiesing und dem CDU-Ab geordneten Schröder. Die dabei entwickelten Vorstel­
lungen zur Mitbestimmung tendierten in die Richtung des unter maßgeblicher Beteiligung Schröders 
zustandegekommenen CDU-Entwurfs zum Betriebsverfassungsgesetz. (Mitteilung von Herrn Dr. ha­
bil. Fritz Hellwig an die Bearbeiterin vom 18. 6. 1980.

68 Vgl. dazu Dok. Nr. 184 und Thum, S. 9 8 ff.; s. zum folgenden die näheren Ausführungen in Kap. III. 
3. a) und 3. c).
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jetzt ein geeignetes Druckmittel zur Durchsetzung ihrer eigenen Forderungen in die 
Hand gegeben. Die Gewerkschaftsführung entschloß sich in dieser Situation für den 
Kampf um die Montanmitbestimmung.

b) Diskussion um einen westdeutschen Verteidigungsbeitrag

Während die Verhandlungen über Neuordnung und Schum anp lam  geführt wurden, und 
die Auseinandersetzung in der Mitbestimmungsfrage ihrem Höhepunkt zustrebte, rück­
te die Frage eines westdeutschen Verteidigungsbeitrags zunehmend in den Mittelpunkt 
der öffentlichen Diskussion. Der Ausbruch des Korea-Krieges am 25. Juni 1950 hatte in 
der westlichen Welt der Furcht vor einem kommunistischen Expansionsstreben neue 
Nahrung gegeben und den Vergleich mit der Situation Deutschlands nahegelegt.69 
Nachdem die Frage eines deutschen Wehrbeitrags vor allem auf internationaler Ebene 
bereits eingehend erörtert wurde, nahm A denau er die Gelegenheit wahr, um unter Hin­
weis auf das erhöhte Sicherheitsrisiko der Bundesrepublik bei den Alliierten verstärkt in 
dieser Frage zu intervenieren. Am 29. August 1952 übersandte er schließlich der Hohen 
Kommission sein Sicherheitsmemorandum.
Da sowohl in der Öffentlichkeit als auch im Parlament ein möglicher deutscher Wehrbei­
trag zum Teil auf entschiedene Ablehnung stieß, war A denau er  auch hier auf die Unter­
stützung der Gewerkschaften angewiesen. Schon die im Aufträge A denau ers verfaßte 
Denkschrift des militärischen Sachverständigen der Bundesregierung, Hans S p e id e l , 
vom August 1950 hatte das Einverständnis der Gewerkschaften für unerläßlich 
gehalten.70 Die Gewerkschaften selbst konnten nicht umhin, nun auch ihrerseits in die­
ser Frage Stellung zu beziehen. Bemühungen S ch u m a ch e r s , der B öck ler  eindringlich zur 
notwendigen Aktionseinheit von DGB und SPD in dieser Angelegenheit mahnte, blieben 
dabei ohne nachhaltige Wirkung.71 Wie schon vor 1949 beimMars/ia//plan, später beim 
Petersberger Abkommen und in der Frage des S ch um an p ian s  ließ sich B öck ler  nicht von 
parteipolitischen Interessen leiten, sondern verfolgte — nicht nur, weil er sich streng an 
den Grundsatz der für die Einheitsgewerkschaft geltenden parteipolitischen Neutralität 
hielt — eine pragmatische Politik, die ihm im Gegensatz zur SPD politische Mitwirkungs­
möglichkeiten eröffnete. Am 21. November beriet der DGB-Bundesvorstand auf seiner
11. Sitzung eingehend über die Frage des deutschen Wehrbeitrags. Eine eindeutige, den 
eigenen Aktionsradius festlegende Stellungnahme wußte man allerdings zu vermeiden. 
Mit dem auf dieser Sitzung gefaßten Beschluß sprach sich die Gewerkschaftsführung ge­
gen „die Wiedererrichtung einer selbständigen deutschen Armee aus44, ließ aber gleich­
zeitig verhaltene Zustimmung zu einem westdeutschen Wehrbeitrag erkennen, da die

69 S. hierzu Schwarz, Gründerjahre, bes. S. 104ff., 121 ff. und 1 3 5 ff. sowie Baring, Außenpolitik, 
S. 81 ff. Zum Pleven-Plan, auf den hier nicht näher eingegangen werden kann, s. bes. Baring, Außen­
politik, S. 92 ff. Eine ausführliche Darstellung der deutschen Wiederbewaffnung findet sich bei Ger­
hard Wettig, Entmilitarisierung und Wiederbewaffnung in Deutschland 19 4 3 -1 9 5 5 , München 1967; 
vgl. auch die jüngsten Forschungsergebnisse, in: Anfänge westdeutscher Sicherheitspolitik 
19 4 5 -19 5 6 . Hrsg, vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt. Bd. 1. Roland G. Foerster/Christian 
Greiner/Georg Meyer/Hans-Jürgen Rautenberg/Norbert Wiggershaus: Von der Kapitulation bis zum 
Plevenplan, München 1982.

70 Vgl. Baring, Außenpolitik, S. 83 ff.
71 Ebd.,S. 197.
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„Verteidigung der westlichen Kultur und der persönlichen Freiheit auch an Deutschland 
Anforderungen stellt, denen sich das deutsche Volk nicht verschließen kann.“ In erster 
Linie jedoch sollte der Frieden durch die Schaffung sozialer Gerechtigkeit, vor allem 
durch ein Mitbestimmungsrecht von Arbeitnehmern und Gewerkschaften in der Wirt­
schaft, gewährleistet werden.72
Ob nun die Gewerkschaften allerdings — ähnlich wie im Zusammenhang mit Neuord­
nung und S chum an p la n  — ihre Unterstützung von A denau ers Verteidigungspolitik von 
seinem noch näher zu schildernden Einsatz für ihre Mitbestimmungsforderungen ab­
hängig machten, läßt sich nicht mit Sicherheit feststellen.73 Zwar wurden auf der er­
wähnten Sitzung des DGB-Bundesvorstandes am 21. November 1950 beide Fragen­
komplexe — sowohl Wehrbeitrag wie Mitbestimmung — behandelt, eine Verknüpfung 
läßt sich aus dem Protokoll jedoch nicht ableiten. Auch die Tatsache, daß A denau er  am
28. August 1950, also einen Tag vor seinem Angebot eines westdeutschen Wehrbeitrags 
an die Alliierten, mit B öck ler  ein Gespräch über die „wichtigsten politischen, wirtschaft­
lichen und sozialen Probleme“ geführt hatte, in dem er zugesagt hatte „seinerseits mit 
den Unternehmern in Verbindung zu treten, um — wenn möglich — eine Annäherung der 
Sozialpartner in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen zu erreichen“74 läßt keine 
eindeutige Aussage zu. Trotz des Fehlens konkreter Hinweise dürfte aber die Annahme, 
daß A denau er als Gegenleistung für die gewerkschaftliche Tolerierung seiner Verteidi­
gungsbestrebungen deren Mitbestimmungsforderungen nachdrücklich unterstützte, 
nicht ganz abwegig sein. Ein solcher Zusammenhang wurde übrigens auch schon in der 
zeitgenössischen Presse angenommen.75 Dafür spricht auch der Inhalt eines streng ver­
traulichen Gutachtens vom Januar 1951, das der Wirtschaftswissenschaftler Professor 
Kurt H esse  im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums zur Frage eines deutschen 
Verteidigungsbeitrags ausgearbeitet hatte. Unter dem Punkt: Besondere Gesichtspunkte 
heißt es da: „Der Aufbau einer deutschen Rüstungswirtschaft kann niemals als eine rein 
organisatorische, politische, militärische oder wirtschaftlich-kapitalistische Angelegen­
heit angesehen werden. Er kann sich immer nur auf der Bereitschaft der deutschen Indu­
striearbeiter vollziehen. Die deutsche Wirtschaftspolitik der kommenden Jahre sieht sich 
deshalb auch noch mehr als bisher vor die Frage der Prüfung der großen sozialen Forde­
rungen unserer Zeit gestellt.“76
Mit Sicherheit erwartete die Gewerkschaftsführung um B öck ler  von dem Bundeskanzler 
eine Gegenleistung für ihre Unterstützung seiner Politik. Zweifellos spielte auch ihre eher

72 DGB-Archiv, Protokolle Bundesvorstand. Zur Haltung der Gewerkschaften in der späteren Phase der 
Auseinandersetzung um die Wiederbewaffnung s. Baring, Außenpolitik, S. 200 und 202 sowie Pirker, 
S. 233f.

73 Diese These eines Zusammenhangs zwischen der Unterstützung von Adenauers Verteidigungspolitik 
durch den DGB und dem Zustandekommen des Montanmitbestimmungsgesetzes hat erstmals Baring 
aufgestellt; vgl. Baring, Außenpolitik, S. 1 9 7 ff. In Anlehnung an Baring auch Hans Günter Hockerts, 
Adenauer als Sozialpolitiker, in: Blumenwitz u. a., Bd. 2, S. 470.

74 Bericht Böcklers über sein Gespräch mit Adenauer auf der 32. Sitzung des GBV am 29. 8 .19 5 0  (DGB- 
Archiv, Protokolle GBV I).

75 So im Artikel „Aufrüstung verkoppelt mit DGB-Mitbestimmung?“, Industriekurier \om 20. 3. 1951. 
Zum weiteren Verlauf der Mitbestimmungsdiskussion s. Kap. III. 3. a)—c).

76 Vom Hoff übersandte eine Abschrift des Gutachtens unter dem 30. 1. 1951 an Böckler, Fächer und 
Reuter. Daß er in seinem Begleitschreiben besonders auf die oben zitierten Sätze verwies, unterstreicht 
die erwähnte Vermutung. (DGB-Archiv, 10).
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stillschweigende Zustimmung in der Frage eines deutschen Wehrbeitrags eine gewisse 
Rolle im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung um die Montanmitbestimmung. 
Weitaus bedeutender als die Vorgänge um den Verteidigungsbeitrag dürfte jedoch für 
das Zustandekommen des Gesetzes über die Montanmitbestimmung die bereits darge­
legte Verknüpfung mit der Entwicklung der Neuordnungsfrage und den Verhandlungen 
zum S chum an p lan  gewesen sein.

3. A uf d em  Weg zur S o n d e r r e g e lu n g  im M on tan b er e ich

a) Kampfansage der Gewerkschaften

Nachdem die Gewerkschaftsführung von dem im Bundeswirtschaftsministerium erar­
beiteten Entwurf einer Durchführungsverordnung zu Gesetz Nr. 27 Kenntnis erhalten 
hatte, entschied sie sich angesichts der für sie günstigen politischen Umstände dafür, mit 
allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln in den Kampf um die Montanmitbestimmung 
einzutreten.77 Bei einer Besprechung des DGB-Bundesvorstandes mit dem 
Bundeswirtschaftsminister über Neuordnungsfragen am 20. November 1950 machte 
vom  H o ff die Zustimmung der Gewerkschaften zu einer von Bundesregierung und Alt­
konzemen angestrebten Verbundwirtschaft von Eisen und Kohle und einem einheitli­
chen deutschen Neuordnungsplan von der Beibehaltung der seit 1947 praktizierten 
Montanmitbestimmung abhängig.78 Der Hinweis E rhards , daß die Entscheidung über 
die Mitbestimmungsregelung dem Parlament überlassen werden müsse, verstärkte die 
Befürchtungen der Gewerkschaften und wurde zum unmittelbaren Anlaß für ihre Streik­
drohung genommen. Der DGB-Bundesvorstand erörtete auf seiner Sitzung am folgen­
den Tag die zu treffenden Maßnahmen und gab der Hoffnung Ausdmck, daß nach einer 
Regelung für die Montanuntemehmen um so leichter auch eine befriedigende Regelung 
für die übrige Wirtschaft erreicht werden könne.79 Am 23. November schrieb B öck ler  
dem Bundeskanzler, man erwarte, daß die gewerkschaftlichen Forderungen nach pari­
tätischer Besetzung der Aufsichtsräte der unter das Gesetz Nr. 27 fallenden Unterneh­
men und die Einrichtung des Arbeitsdirektors in den Vorständen dieser Unternehmen 
volle Berücksichtigung fänden. Darüber hinaus kündigte er eine Urabstimmung der IG 
Metall zur Verteidigung der Mitbestimmungsrechte in der Eisen- und Stahlindustrie 
an .80 Diese Urabstimmung wurde schon zwei Tage später, am 25. November, auf einer 
von der IG Metall einberufenen Konferenz der Betriebsräte und Arbeitsdirektoren der ei­
senschaffenden Werke und der Bevollmächtigten der Ortsverwaltungen einstimmig auf 
den 29. und 30. November festgesetzt.81 Der hohe Organisationsgrad in diesem Bereich

77 Vgl. Thum, S. 67.
78 Dok. Nr. 38; vgl. auch die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 56.
79 Dok. Nr. 40.
80 Dok. Nr. 41.
81 Schon am 19. Oktober 1950 hatten Betriebsratsvorsitzende und Belegschaftsmitglieder von 24 eisen­

schaffenden Großbetrieben in ihrer vom IG Metall-Vorstand veranlaßten Versammlung eine Ent­
schließung zur Neuordnungsfrage verabschiedet, in der nachdrücklich die Beibehaltung der paritäti­
schen Mitbestimmung gefordert wurde. Eine Schmälerung der bestehenden Mitbestimmungsrechte 
würden die Belegschaften „auf der Stelle mit all ihnen zur Verfügung stehenden gewerkschaftlichen 
Mitteln zu verhindern wissen.“ (IGM-Archiv, Ordner: Mitbestimmung. 1950. W).
Der Aufruf zur Urabstimmung ist abgedruckt in: Montanmitbestimmung. Dokumente, S. 158f.
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versprach eine breite Unterstützung des gewerkschaftlichen Vorhabens.82 In der Tat 
sprachen sich fast 96 Prozent der abgegebenen Stimmen für einen Streik aus. Die Urab­
stimmung im Bergbau, die vom 17. bis 19. Januar 1951 folgte, hatte ein ähnliches Er­
gebnis; fast 93 Prozent befürworteten hier einen Streik. Schon im Herbst 1950 hatte sich 
der Hauptvorstand der IG Bergbau entschlossen, die Mitbestimmungsforderungen des 
DGB „hundertprozentig“ zu unterstützen.83 Auf ihrer 3. Generalversammlung stellte 
sich die IG Bergbau dann am 2. Dezember 1950 vorbehaltlos hinter die Haltung des 
DGB.84
In der Öffentlichkeit wurde die Streikdrohung kontrovers diskutiert, nachdem Presse 
und Rundfunk seit November 1950 verstärkt das Thema Mitbestimmung aufgriffen. 
Weite Teile der öffentlichen Meinung lehnten einen Streik ab. Auch in den Reihen der 
betroffenen Arbeitnehmer wuchs die Unruhe.85 Bald nach der Urabstimmung in der Ei­
sen- und Stahlindustrie versuchte der Bundeskanzler im Briefwechsel mit dem DGB- 
Vorsitzenden die Lage zu klären und unter Hinweis auf die Unzulässigkeit eines solchen 
politischen Streiks die Gewerkschaften zur Umkehr zu bewegen.86 
Aber schon am 3. Januar 1951 wurde auf der Delegiertenkonferenz der IG Metall in Bo­
chum, an der die Vertrauensleute und Betriebsräte aller Werke der Eisen- und Stahlin­
dustrie teilnahmen, der Beschluß von Hauptvorstand und Beirat der IG Metall verkün­
det, ab 1. Februar die Arbeit in den Werken der Eisen- und Stahlindustrie einzustellen. 
Den Versammelten empfahl der Hauptvorstand, ihre Arbeitsvertrüge zum 31. Januar zu 
kündigen, um Schadenersatzansprüche der Unternehmer, die entsprechende juristi­
sche Schritte vorbereiteten, zu verhindern.87 Die Präsidenten von BDI und BDA wand­
ten sich daraufhin mit der Warnung vor den wirtschaftlichen und politischen Folgen des 
gewerkschaftlichen Vorhabens an den Bundeskanzler, von dem sie eine Intervention 
erhofften.88 Unter dem Vorwurf, die Streikdrohung richte sich gegen das Parlament, ließ

82 Vgl. hierzu Geschäftsbericht DGB 1950/51, S. 797.
83 Sitzung des Hauptvorstands der IG Bergbau am 12. 9. 1950 (IGBE-Archiv, V 1, Bl. 123).
84 Protokoll IG Bergbau 1950, S. 2 6 5 f.
85 Vgl. die Ergebnisse der 1950/51 zu diesem Thema durchgeführten Repräsentativ-Befragungen. In der 

Ende Dezember 1950 veranstalteten Befragung des Emnid-Instituts hielt zwar die überwiegende 
Mehrheit der befragten Arbeiter und Angestellten aus Bergbau und eisenschaffender Industrie das Mit­
bestimmungsrecht für ein „sehr wichtiges“ oder „wichtiges“ Problem, dessen Lösung jedoch auf dem 
Verständigungswege, nicht über einen Streik, wünschenswert sei. Außerdem sollte sich das Mitbestim­
mungsrecht nach dem Willen der Befragten, von denen ein großer Teil nach eigenen Angaben keine 
oder nur unklare Vorstellungen über die verschiedenen Vorschläge besaß, vornehmlich auf den sozia­
len Bereich erstrecken; die personelle und wirtschaftliche Mitbestimmung wurde als erheblich weniger 
bedeutend eingestuft. Nach mehrheitlichem Wunsch sollte die Vertretung der Arbeitnehmerinteressen 
überdies durch Betriebsangehörige wahrgenommen werden. Das Ergebnis der Emnid-Befragung ist 
vorhanden in: AThAG, VSt-SW 10/14/2. Zu ähnlichen Ergebnissen wie das Emnid-Institut kamen 
die im März 1950 und Januar 1951 durchgeführten Befragungen des Allensbach-Instituts, s. Elisa­
beth Noelle/Erich Peter Neumann (Hrsg.), Jahrbuch der Öffentlichen Meinung 1947 bis 1955, Allens­
bach 1956, S. 2 4 2 ff.

86 Vgl. Dok. Nr. 45, 51, 53 und 57. Zu dem auch in diesem Briefwechsel deutlich gewordenen Staatsver­
ständnis Böcklers vgl. Beier, Einfluß, S. 40ff. und ders., Volksstaat, S. 259ff.

87 Dok. Nr. 59. Der Verband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände Nordrhein-Westfalens be­
schloß in diesem Zusammenhang, daß später unter keinen Umständen Arbeitnehmer wieder einge­
stellt werden sollten, die im Hinblick auf den Streik ihren Arbeitsplatz gekündigt hatten (Rundschrei­
ben B 5/51 vom 11. 1. 1951 , u.a. in AThAG, VSt-SW 72/02/2, lfd. Nr. 273).

88 Dok. Nr. 60 und 61.
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B öck ler  die Rechtslage von dem Kölner Arbeitsrechtler Professor Hans-Carl N ipp erd ey  
prüfen, der gegen die rechtliche Zulässigkeit des Streiks keine Bedenken sah, sofern ein­
deutig klargestellt sei, daß der Streik nicht das Parlament unter Druck setzen wolle.89 
Dagegen kamen die im Auftrag der Vereinigung Nordrhein-Westfähscher Arbeitgeber­
verbände verfaßten Gutachten der Arbeitsrechtler Rolf D ietz , Ordinarius in Münster, 
und Heinrich L ehm ann , emeritierter Ordinarius in Köln, zu dem Ergebnis, der angekün­
digte Streik sei zweifelsfrei politischer Natur und verstoße gegen die Verfassung, gegen 
das Privatrecht und die guten Sitten. Für die durch den Streik verursachten Schäden sei­
en die Gewerkschaften zivilrechtlich haftbar zu machen.90 Auch die Sozialausschüsse 
der CDU/CSU, die den Gewerkschaftsforderungen grundsätzlich positiv gegenüber­
standen und die Beibehaltung der Montanmitbestimmung forderten, lehnten die ge­
werkschaftliche Streikdrohung entschieden ab .91
Obwohl die Gewerkschaften mit ihrem Streikbeschluß vielfach auf Unverständnis stie­
ßen, gingen sie von ihrer kampfentschlossenen Haltung nicht ab. Die Krise hatte ihren 
Höhepunkt erreicht. Ein offener Konflikt, der ernste politische und wirtschaftliche Fol­
gen nach sich ziehen mußte, schien unausweichlich. Gerade auch im Hinblick auf die 
infolge des Korea-Krieges stark angestiegene Nachfrage nach Kohle und Stahl mußte ein 
Streik in eben diesen Industriezweigen empfindliche Folgen für die deutsche Wirtschaft 
haben.92 Um so dringender schien eine Verständigung geboten.

b) Vergebliche Einigungsversuche

Gegen Ende des Jahres 1950 verstärkten sich die Bemühungen um erneute Kontakte 
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften. Ansprechpartner der Gewerkschaften wa­
ren aber nun nicht mehr — wie bei den gescheiterten Verhandlungen der Sozialpartner 
im Sommer — Vertreter der Arbeitgeberverbände, sondern einzelne Untemehmerper- 
sönlichkeiten aus dem Montanbereich. Wie bei der Bundesregierung herrschte inzwi­
schen auch bei einem Teil der Ruhrindustriellen die Auffassung vor, daß eine Einigung

89 Nipperdey an Böckler vom 14. 1. 1951 (DGB-Archiv, 10). Die juristische Frage spielte insgesamt je­
doch keine oder nur eine untergeordnete Rolle bei den Überlegungen der Gewerkschaftsseite. Ent­
scheidend war die emotionale Einstellung und die Entschlossenheit, die nach 1945 erworbenen Rech­
te bis zum äußersten zu verteidigen. (So Prof. Dr. Erich Potthoff im Gespräch mit der Bearbeiterin am 
13 .5 . 1980).
Vgl. zur Diskussion über die Rechtmäßigkeit des angedrohten Streiks Wolfgang Abendroth, Verfas­
sungsrechtliche Grenzen des Streikrechts, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 2. Jg., Februar 1951, 
Heft 2, S. 5 7 ff. und BDA JB, S. 5 8 ff.

90 Beide Gutachten [Lehmann vom 8. 1. 1951, Dietz vom 10. 1. 1951) sind u.a. vorh.: AThAG, VSt-SW  
72/02/2; AMAG, M 2 1 .551 ; Nachlaß Henle, 2 und BA, B 136/725.

91 Vgl. die Entschließung des Sozialausschusses der CDU Mülheim-Ruhr vom 10. 12. 1950, die exem­
plarisch ist für die pro-gewerkschaftliche Haltung der Sozialausschüsse (BA, B 136/721) und die Stel­
lungnahme der Vorsitzenden der Sozialausschüsse und der Arbeitnehmer-Abgeordneten der CDU/ 
CSU zum Streikbeschluß der IG Metall vom 6. 1. 1951 , die zwar das Ziel der Gewerkschaften, nicht 
aber deren gewählte Methoden billigt (BA, B 136/721). Auszüge aus diesen Stellungnahmen bei 
Thum, S. 76 f. Zur Kontroverse, die sich aufgrund letzterer Stellungnahme innerhalb der christlichen 
Arbeitnehmerschaft entspann — eine Gruppe von der CDU/CSU angehörenden Gewerkschaftsmitglie­
dern um den stellvertretenden DGB-Vorsitzenden Fächer wandte sich in einer Entschließung vom 8 .1 .  
1951 gegen die in der Stellungnahme vom 6 .1 .1 9 5 1  enthaltene Kritik am Vorgehen der Gewerkschaf­
ten — s. ebd., S. 7 7 f.

92 Vgl. hierzu Abelshauser, Probleme, S. 243.
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mit den Gewerkschaften unerläßlich sei.93 Statt es auf den offenen Ausbruch des Kon­
fliktes mit all seinen schwerwiegenden politischen und wirtschaftlichen Folgen ankom­
men zu lassen, hielt man es für richtiger, einzulenken und die Aufrechterhaltung des 
Status quo in den entflochtenen Betrieben in Erwägung zu ziehen. Während D ink elbach  
als Repräsentant der entflochtenen Gesellschaften nicht nur die Beibehaltung der Mon­
tanmitbestimmung in den bereits entflochtenen Gesellschaften befürwortete, sondern 
darüber hinaus sogar diese Regelung auch bei den neu zu bildenden Kemgesellschaften 
anzuwenden gedachte, hielten die Vertreter der Altgesellschaften, bei deren Überlegun­
gen schon zu diesem Zeitpunkt der Gedanke einer Beteiligung der öffentlichen Hand 
auftauchte, äußerstenfalls eine paritätische Mitbestimmung in der Form für tragbar, 
daß jede Seite fünf Personen stellt, der Vorsitz aber bei der Anteilseignerseite liegt.94 Im­
merhin begann sich nun eine Sonderregelung für die Montanindustrie abzuzeichnen. 
Anfang Dezember regte Bundesinnenminister Lehr, der sowohl zu maßgeblichen Ver­
tretern der Montanindustrie wie auch zu führenden Gewerkschaftern gute Verbindun­
gen besaß, nach einem Gespräch mit B ö ek ler, an dem auch F ä ch er  und Ministerpräsi­
dent A rnold95 teilgenommen hatten, eine Aussprache in kleinstem Kreis zur Klärung der 
Differenzen an. In seinem Schreiben an den Bundeskanzler vom 1. Dezember 1950 
schlug L ehr eine Zusammenkunft maßgeblicher Vertreter beider Seiten mit der Regie­
rung vor. Für die Unternehmers eite empfahl L ehr ausdrücklich Günter H enle vom 
Klöckner-Konzern und den Liquidator der Vereinigten Stahlwerke AG, Hans-Günther 
Sohl. Der Bundeskanzler begrüßte diesen Vorschlag, erklärte aber L ehr gegenüber, zu­
nächst noch den Monat Dezember verstreichen lassen zu wollen, bevor er selbst den 
Kontakt mit B öck ler  aufnehme.96 Ein erstes vertrauliches Gespräch, das in der Woh­
nung B öck lers  zwischen Vertretern der Montanindustrie (u. a. W inkhaus, S oh l, H en le , 
K ost, H ueck) und der Gewerkschaften (u. a. B öck le r , vom  H off, F reita g , S ch m id t, D eist) 
stattfinden sollte, war auf Veranlassung der Untemehmerseite in Anbetracht der zwi­
schen A denau er  und L ehr vereinbarten Vorgehensweise verschoben worden.97 Nach ei­
nem neuen Termin Vorschlag der Gewerkschaften wurde die geplante Unterredung für 
den 6. Januar 1951 anberaumt, aber wiederum — diesmal auf Wunsch der Gewerk­
schaften — auf den 11. Januar verschoben. Nachdem schließlich feststand, daß der 
Bundeskanzler selbst Verhandlungen mit Vertretern beider Seiten aufnehmen würde, 
wurde auch dieser Termin abgesetzt. Dennoch waren die Bemühungen um verstärkte 
Kontakte zwischen Ruhrindustrie und Gewerkschaften nicht umsonst. Beide hatten ihre 
Gesprächsbereitschaft zu erkennen gegeben, so daß ein positiver Ansatz für weitere Ver­
handlungen unter Vermittlung des Bundeskanzlers gegeben war.

c) Einschaltung des Bundeskanzlers

Mit der Zuspitzung des Streits um die Montanmitbestimmung konzentrierte sich das Au­
genmerk aller Beteiligten auf den Bundeskanzler, von dem allein noch eine Beilegung des

93 Vgl. hierzu und zum folgenden Dok. Nr. 44, 46, 50, 52, 58, 63 und 65. S. dazu auch Thum, S. 73.
94 Vgl. Dok. Nr. 43 und 39.
95 Zur Haltung Arnolds in der Mitbestimmungsfrage s. Hüwel, S. 2 3 6 ff., zum Verhältnis Arnolds zu 

Böckler vgl. ebd., S. 84 und 89.
96 Vgl. Dok. Nr. 46, bes. Anm. 5.
97 Unterlagen zu diesen und den nachfolgend erwähnten Vorgängen in: Nachlaß Lehr 20, Nachlaß Hen­

le 1 und AMAG, M 21.551; vgl. auch Dok. Nr. 65.
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Konflikts erwartet wurde. Besonders die Gewerkschaften ließen deutlich erkennen, daß 
sie nur an Verhandlungen unter Leitung des Bundeskanzlers interessiert waren.98 Eine 
Vermittlertätigkeit des Bundeswirtschafts- oder auch des Bundesarbeitsministers wurde 
als unzweckmäßig erachtet. Vor allem der Bundesarbeitsminister, in dessen besonderen 
Zuständigkeitsbereich die Mitbestimmungsfrage eigentlich fiel, war in dieser Angelegen­
heit gänzlich ins Abseits geraten.99 Seit dem Scheitern der Sozialpartner-Verhandlun­
gen im Sommer 1950, bei denen er immerhin noch eine gewisse Vermittlertätigkeit aus­
geübt hatte, war S to rch  in der Mitbestimmungsfrage nicht mehr nennenswert in Erschei­
nung getreten. In der Folgezeit konnte er sich nur noch darum bemühen, eine breite 
Mehrheit für den späteren Regierungsentwurf für das Gesetz über die Montanmitbestim­
mung zu finden, der auf der Grundlage des unter A denau ers Vermittlung zustandege­
kommenen Verhandlungsergebnisses im Bundesarbeitsministerium erarbeitet wurde.100
Nachdem das Kabinett schon Mitte Dezember dem Bundeskanzler nahegelegt hatte, un­
ter seiner Leitung Einigungsverhandlungen einzuberufen, wurde auch von verschiede­
nen anderen Seiten dieser Wunsch an A denau er herangetragen.101 Darüber hinaus wur­
den sowohl Vertreter des DGB wie der Arbeitgeberverbände beim Bundespräsidenten 
vorstellig, um diesen von der Notwendigkeit zu überzeugen, A denau er  zur Vermittlung 
zu veranlassen.102
Der Bundeskanzler selbst war, obwohl er den angedrohten Streik als ungesetzlich und 
verfassungswidrig betrachtete, angesichts der damit verbundenen Gefährdung seiner 
Innen- und Außenpolitik schon seit Mitte Dezember zur Vermittlung bereit, wollte sich 
aber aus taktischen Gründen erst im folgenden Monat in die Angelegenheit einschalten. 
Innenpolitisch lag A denau er viel an der Erhaltung des sozialen Friedens, der ihm für sei­
ne Bemühungen um allmähliche Aufhebung des Besatzungsstatuts und besonders auch 
im Hinblick auf mögliche Expansionsbestrebungen des Ostblocks wichtig war.103 Eine 
Stabilisierung nach innen und nach außen setzte die Integration der Gewerkschaften in 
den neuen deutschen Staat voraus. Hauptbeweggrund für A denau ers Eingreifen dürften 
jedoch die bereits näher erläuterten Zusammenhänge von SchumanpX on und Neuord­
nung gewesen sein.

98 Vgl. Dok. Nr. 55 und 70.
99 Bestätigt wurde diese Auffassung in Gesprächen mit den Herren Prof. Dr. Karl Fitting am 2. 4. 1980, 

Prof. Dr. Erich Potthoff am 13. 5 .19 8 0 , Dr. habil. Fritz Hellwig am 18. 6. 1980  und Anton Sabel am 
19. 5. 1981. Storch selbst (S. 335f.) erwähnt in seinen Erinnerungen die Ereignisse um die Entste­
hung des Montanmitbestimmungsgesetzes nur am Rande.

100 Storch, S. 336: „Ich versicherte Böckler, daß die Mehrheit der CDU-Fraktion hinter mir stehe, wo­
durch im Bundestag eine breite Mehrheit gewährleistet sei.“

101 S. hierzu Dok. Nr. 52 und 55, bes. Anm. 2; vgl. auch die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 
67 und Hermann Josef Abs: Konrad Adenauer und die Wirtschaftspolitik der fünfziger Jahre, in: Blu­
menwitz u.a., Bd. 1, S. 235.

102 S. den entsprechenden Hinweis in Dok. Nr. 127; vgl. auch Thum, S. 73f.
103 Weitestgehend bestätigt wurde die im folgenden dargelegte Auffassung von der Motivation Ac/enauers 

in Gesprächen mit den Herren Prof. Dr. Karl Fitting am 2 .4 .1 9 8 0 , Prof. Dr. Erich Potthoff am 13 .5 . 
1980, Prof. Dr. Harald Koch am 3. 10. 1980, Dr. Ing. h.c. Hans-Günther Sohl am 27. 2. 1981 und 
Anton Sabel am 19. 5. 1981. Ob auch die Sozialisierungsfrage in diesem Zusammenhang eine Rolle 
spielte — Prof. Dr. Koch hält etwa eine zumindest stillschweigende Absprache zwischen Adenauer 
und Böckler im Sinne „Mitbestimmung an Stelle von Sozialisierung“ für möglich und auch in der Lite­
ratur (so exemplarisch bei Pirker) klingt derartiges an — wäre noch näher zu untersuchen, erscheint 
aber zunächst zweifelhaft.
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Ein erstes Gespräch über die weitere Entwicklung der Mitbestimmungsfrage führten 
A denau er u n d  B öck ler am  11. Januar 1951. Nicht unerheblich für den Erfolg dieser Un­
terredung unter vier Augen mag das gute persönliche Verhältnis zwischen A denau er  und 
B öck ler  gewesen sein. Beide kannten sich schon seit den 20er Jahren aus der Kölner 
Kommunalpolitik — A denau er war Oberbürgermeister, B öck ler  SPD-Stadtverordne­
ter — und wußten einander genau einzuschätzen. Dieses Wissen und vor allem der ge­
genseitige Respekt vor Persönlichkeit und Leistung des anderen erleichterten die Koope­
ration, die sich schon vielfach erwiesen hatte.104 Bei der Unterredung am 11. Januar ge­
lang es, der Beilegung des Konflikts um die Montanmitbestimmung einen Schritt näher 
zu kommen.105 Erneute Verhandlungen zwischen Gewerkschafts- und Unternehmer­
Vertretern, für die der Bundeskanzler seine Vermittlung anbot, wurden in Aussicht ge­
nommen. Daß bei diesen Verhandlungen schließlich die Arbeitgebers eite nicht durch 
Vertreter der Verbände, sondern durch sachverständige Unternehmer von Kohle und 
Stahl repräsentiert war, gab Anlaß zu Auseinandersetzungen zwischen Montanindu­
striellen und Arbeitgeberverbänden, die durch die Sonderregelung für den Montanbe­
reich eine Präjudizierung für die übrige Industrie befürchteten.106
Die bis dahin für die Beratung des Mitbestimmungskomplexes zuständigen Bundestags­
ausschüsse für Arbeit und für Wirtschaftspolitik fühlten sich im Hinblick auf die beson­
dere Entwicklung im Montanbereich von der Bundesregierung, besonders aber von dem 
Bundeskanzler übergangen. Am 5. Januar 1951 hielt es der Vorsitzende des Arbeitsaus­
schusses, Anton S a b e l , für notwendig, seine Bedenken dem Bundeskanzler vorzutragen 
und ihn zu bitten, „daß künftig der Arbeitskreis über alle diejenigen Maßnahmen der 
Bundesregierung unterrichtet wird, die die Frage des Mitbestimmungsrechts betreffen“. 
Insbesondere wollte man auch über die Vermittlungsversuche des Bundeskanzlers infor­
miert werden.107 Verärgert über den Alleingang A denau ers äußerten sich auch die Frak­
tionsvorsitzenden der Koalitionsparteien von  B ren ta n o , Euler und von  M erkatzv die ver­
langten, über die Besprechung des Bundeskanzlers mit B öck le r , über die auch in der 
Presse nur eine kurze Notiz erschienen war, unterrichtet zu werden.108 Nachträglich 
dankte dann allerdings von  B ren ta n o  A denau er  für seine „persönlichen Bemühungen 
um die Verhinderung des Streiks“, die von der gesamten Fraktion „auf das wärmste“ be­
grüßt würden, glaubte aber gleichzeitig auf die ernste Sorge hinweisen zu müssen, die 
sich aus einem Nachgeben gegenüber der Streikdrohung für die „rechtsstaatlichen 
Grundlagen unseres Staates“ ergebe.109 Zu Widerstand gegen den späteren Gesetzent­
wurf sollten diese Vorbehalte jedoch keinen Anlaß geben.

104 So vor allem in der Hauptstadtfrage (vgl. das Schreiben Böcklers an Adenauer vom 28. 2. 1949, 
ParlA, Bestand Pari. Rat, Drucks. Nr. 656) und beim Petersberger Abkommen (vgl. BT-Sten. Ber., 
Bd. 1, S. 501 B-D). Vgl. zum Verhältnis Adenauer—Böckler auch Morsey, S. 96f. und Gerhard Beier, 
Willi Richter. Ein Leben für die soziale Neuordnung, Köln 1978, S. 231.

105 Vgl. dazu Dok. Nr. 66a, bes. Anm. 1 und Nr. 68a, bes. Anm. 5.
106 S. hierzu Dok. Nr. 75, Anm. 6, Nr. 7 8 ,8 1 ,8 2 , 90 ,92  und 109. Vgl. auch die diesbezüglichen Ausfüh­

rungen in Dok. Nr. 39.
107 Sabel an Adenauer vom 5 .1 .  1951 (BA, B 136/725). Auf ihrer Sitzung am 17. Januar wurden die 

Ausschüsse von der Mitteilung des Bundesarbeitsministers überrascht, daß die Grundstoffiindustrien 
aus den Beratungen über das allgemeine Mitbestimmungsrecht ausgeklammert seien (Vermerk Sel­
bachs für Pete vom 17. 1. 1951, BA, B 136/725). Vgl. dazu auch Dok. Nr. 73.

108 Vermerk Puste vom 15. 1. 1951 (BA, B 136/723).
109 Dok. Nr. 87.
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Verhandlungen im Bundeskanzleramt

IV. Die gesetzliche Absicherung der Montanmitbestimmung

7. V erhandlungen z w is ch en  G ew erk scha fts- u n d  U n tern ehm erv ertr etern  
im B und esk anz leram t

Während die Öffentlichkeit noch über die Rechtmäßigkeit des von den Gewerkschaften 
für den 1. Februar 1951 angekündigten Streiks diskutierte, begannen im Kanzleramt die 
entscheidenden Gespräche. A denau er  wollte zunächst mit den beiden Parteien getrennt 
verhandeln, um den Boden für eine tragfähige Regelung vorzubereiten. Am 17. Januar 
kam er mit den Unternehmern, einen Tag später mit den Gewerkschaften zusammen.1 
Dabei brachte er auch einen konkreten Kompromiß Vorschlag ein, der von dem Abgeord­
neten S ch rö d e r , Mitautor des CDU/CSU-Gesetzentwurfs zur Mitbestimmung vom Mai 
1950, entwickelt worden war. Aus seiner Arbeit in der Stahltreuhändervereinigung 
kannte S ch rö d e r  die besonderen Probleme der Ruhrindustrie. Sein Vorschlag sah fol­
gende Regelung vor: die elf Mitglieder des Aufsichtsrats sollten sich zusammensetzen aus 
je vier Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, unter letzteren zwei aus dem Be­
trieb, ferner einem Vertreter der Bundesregierung und zwei Vertretern der öffentlichen 
Hand.1 2
Sowohl Unternehmer wie Gewerkschaften waren grundsätzlich an einem friedlichen 
Ausgleich interessiert. Die Gewerkschaften brauchten einen Teilerfolg, weil inzwischen 
offenkundig war, daß sich ihre Forderungen für eine Neuordnung der Wirtschaft im gan­
zen nicht ohne weiteres durchsetzen ließen. Deshalb mußten sie alle Kräfte einsetzen, 
um wenigstens das bisher Erreichte zu halten, zumal auch „die materiellen Forderungen 
der Arbeiter“ bisher nicht befriedigend realisiert werden konnten.3 Ihr Entschluß, sich 
„aus taktischen Gründen“ öffentlich auf eine Mitbestimmungsregelung für den Montan­
bereich zu beschränken und Überlegungen für eine Ausdehnung auch auf die übrigen 
Industrien zurückzustellen4, erleichterte eine Vereinbarung. Zur Entspannung der Si­
tuation und einer Annäherung beider Seiten trug weiterhin der Verzicht der Gewerk­
schaftsführung bei, auch die Frage der Eigentumsregelung und der überbetrieblichen 
Mitbestimmung bei den Verhandlungen zur Sprache zu bringen.5 Die Unternehmer ih­
rerseits sahen in einem Entgegenkommen gegenüber den Gewerkschaften und der damit 
verbundenen Vermeidung des drohenden Streiks für sich die Chance, ihre Wünsche 
hinsichtlich der Neuordnung nach AHK-Gesetz Nr. 27 und besonders der Verbundwirt­
schaft durchzusetzen.6 Da es überdies A denau er gelang, die Vertreter der Arbeitgeber­
verbände, die nach wie vor eine ablehnende Haltung gegenüber den gewerkschaftlichen 
Forderungen einnahmen und es insbesondere ablehnten, unter dem Druck eines politi­
schen Streiks überhaupt zu verhandeln, von den kommenden Verhandlungen

1 S. hierzu Dok. Nr. 75 und 76.
2 Vgl. Dok. Nr. 72.
3 Vgl. Dok. Nr. 63.
4 S. hierzu die Ausführungen Böcklers in Dok. Nr. 68 a.
5 S. Dok. Nr. 76; vgl. auch die diesbezügliche Bemerkung Freitags in Dok. Nr. 56.
6 Vgl. hierzu Dok. Nr. 108  a und b, 112  und 128.
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auszuschalten7, schienen die Weichen für eine Beilegung des Konflikts gestellt. Die op­
positionellen Kräfte der Arbeitgebers eite suchte A denau er  mit der Versicherung zu beru­
higen, daß sich die zu treffende Vereinbarung lediglich auf den Montanbereich be­
schränke und eine Präjudizierung für die übrige Wirtschaft ausgeschlossen sei.8 
Am 19. Januar 1951 begannen schließlich die gemeinsamen Verhandlungen.9 Dabei 
ging es nun nicht mehr um grundsätzliche Erörterungen, sondern im wesentlichen um 
die Festlegung von Einzelheiten. Zu den wichtigsten Verhandlungspunkten zählten die 
Wahl des 11. Aufsichtsratsmitglieds und die Stellung des Arbeitsdirektors im Vorstand. 
Während letzterer nach dem Willen der Gewerkschaftsvertreter — wie der kaufmänni­
sche und der technische Direktor auch — von Anfang an gleichberechtigtes Vorstands­
mitglied sein sollte, gingen die Untemehmervertreter von einer zeitlich befristeten Be­
währungsfrist für den Arbeitsdirektor aus. Darüber hinaus vertraten sie die Auffassung, 
daß der 11. Mann zwar nicht Aktionär sein dürfe, aber doch der Anteilseignerseite nahe­
stehen müsse und von der Hauptversammlung frei zu wählen sei. Diese Hervorhebung 
der Untemehmerzugehörigkeit erschien den Gewerkschaften, die an eine neutrale Be­
zeichnung dachten, „aus optischen Gründen“ untragbar. Am 22. Januar drohten die 
Gespräche an dieser Frage zu scheitern. Nun schaltete sich wiederum der Bundeskanz­
ler ein, der am 19. Januar die Verhandlungen zwar eröffnet, an den Gesprächen selbst 
aber nicht teilgenommen hatte. Unter seiner maßgeblichen Vermittlung kam es am 25. 
Januar schließlich zu einer Verständigung. In der Frage des 11. Aufsichtsratsmitglieds 
hatte man eine Lösung gefunden, die die gewerkschaftliche Forderung berücksichtigte, 
der Untemehmerseite aber dennoch ein kleines Übergewicht sicherte.10 11 Das 11. Auf­
sichtsratsmitglied wurde nicht ausdrücklich der Kapitalseite zugesprochen, sollte aber 
letztlich frei durch die Hauptversammlung gewählt werden können. An den beiden fol­
genden Tagen arbeitete ein Redaktionskomitee aus je zwei Vertretern der Unternehmer 
und Gewerkschaften die „Richtlinien über die Mitbestimmung in der Kohle und Eisen 
schaffenden Industrie“ aus, die am 27. Januar veröffentlicht wurden.11 
Parallel zu den Verhandlungen wurde im Bundesarbeitsministerium der Referentenent­
wurf erarbeitet und dem Bundeskabinett zur Beschlußfassung vorgelegt.12 Am 30. Janu­
arverabschiedete das Bundeskabinett den Regierungsentwurf, der allerdings auf Betrei­
ben der FDP noch in einem wesentlichen Punkt geändert worden war13, und leitete ihn 
Bundestag und Bundesrat zu.

7 Vgl. hierzu die entsprechenden Ausführungen in Dok. Nr. 75, außerdem Nr. 78 und 90. Zur Auswahl 
der Verhandlungsteilnehmer s. Dok. Nr. 77, Anm. 2.

8 S. Dok. Nr. 75 und 79.
9 Dok. Nr. 80; zu den folgenden Verhandlungen s. Dok. Nr. 83, 86, 89 und 93 sowie zur Verhandlungs­

führung der Untemehmerseite Henle, S. 106.
Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Haltung der DAG und der Arbeitsgemeinschaft der Schutz­
vereinigungen für Wertpapierbesitz, s. dazu Dok. Nr. 75, Anm. 5 und Nr. 88.

10 Vgl. hierzu die entsprechenden Ausfühmngen in Dok. Nr. 86, 141 und 166.
11 S. Dok. Nr. 95 und 96. Vgl. dazu auch Boldt, S. 11 ff.
12 Dem für die Abfassung des Entwurfs verantwortlichen Referenten im Bundesarbeitsministerium, Fit­

ting, wurden über einen Kurier laufend die neuesten Ergebnisse der Verhandlungen mitgeteilt, auf de­
ren Gmndlage er dann den Referentenentwurf ausarbeitete (Auskunft von Herrn Prof. Dr. Karl Fitting 
im Gespräch mit der Bearbeiterin am 2 .4 .1980 ). Vgl. dazu auch Dok. Nr. 130, Anm. 8. Zum Wortlaut 
des Referentenentwurfs s. Dok. Nr. 106 a—c. Vgl. dazu auch Boldt, S. 1 3 ff.

13 Vgl. hierzu Dok. Nr. 107 und die diesbezügliche Äußerung Middelhauves in Dok. Nr. 126, s. bes. 
Anm. 5. Zum Wortlaut des Regierungsentwurfs s. Dok. Nr. 106d ; vgl. auch Boldt, S. 1 5 f.
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Erste Lesung und Ausschußberatungen

Mit der Einigung der Verhandlungspartner und der Abfassung eines entsprechenden 
Regierungsentwurfs ging die Streikdrohung der Industriegewerkschaften Bergbau und 
Metall ins Leere.
Am 29. Januar beschloß der DGB-Bundesausschuß, in Erwartung einer baldigen Ver­
abschiedung des Gesetzentwurfs auf die ab 1. Februar geplanten Maßnahmen zu 
verzichten.14

2. Die p a r la m en ta r is ch e  B eh a n d lu n g  d e r  M on tanm itb estim m un g

a) Erste Lesung und Ausschußberatungen

Da der Bundesrat in seiner Sitzung am 2. Februar 1951 keine Einwendungen gegen den 
Grundgedanken des Gesetzentwurfs erhob15, konnte der Bundestag am 14. Februar die 
erste Lesung abhalten.16 Einleitend nahm der Bundeskanzler dabei Stellung zu den 
Vorgängen, die zur Entwicklung des Gesetzentwurfs geführt hatten. Ausdrücklich be­
tonte er nochmals, daß sich „diese Sonderregelung, die [ . . .] für Kohle und Eisen ge­
troffen werden soll,“ nur auf diese beiden Gebiete bezieht. Der Bundesarbeitsminister 
erläuterte dann die einzelnen Bestimmungen. In der anschließenden Grundsatzaus­
sprache beklagte der FDP-Abgeordnete B eck er  stellvertretend für zahlreiche seiner Kol­
legen auch aus anderen Fraktionen die eingeschränkte Entschlußfreiheit des 
Parlaments17, dem nur noch die Detailarbeit am Gesetz oblag, während die grundlegen­
den Entscheidungen außerhalb des Parlaments gefallen waren.
Darüber hinaus entsprach auch der Inhalt des Gesetzentwurfs nicht den Vorstellungen 
der Freien Demokraten. Während CDU/CSU und SPD den Entwurf grundsätzlich billig­
ten, lehnten ihn DP und FDP entschieden ab. Die Liberalen hofften darauf, den Entwurf 
in den kommenden Ausschußberatungen wenigstens teilweise ihren Wünschen entspre­
chend abändem zu können.
Das Plenum überwies nach der ersten Lesung den Gesetzentwurf an die Ausschüsse für 
Arbeit und für Wirtschaftspolitik. Diese beschlossen in ihrer gemeinsamen Sitzung am 
15. Februar, zur Vorberatung einen Arbeitskreis einzusetzen. Am 16. Februar nahm 
dieser seine Beratungen auf.18 Am selben Tag starb der DGB-Vorsitzende Hans Böckler^ 
der sich in den letzten Monaten vor seinem Tode mit aller Kraft um die Erhaltung der 
Montanmitbestimmung bemüht hatte. Nicht zuletzt dank seines Einsatzes und seiner 
persönlichen Fähigkeiten war es überhaupt zu dem vorliegenden Gesetzentwurf gekom­
men.

14 Dok. Nr. 103 a und b.
15 Vgl. zum folgenden Dok. Nr. 130, aus dem die Grundhaltung der einzelnen Parteien ersichtlich wird. 

Zu den Verhandlungen des Bundestages s. auch Boldt, S. 17 ff. und Schöne, Werden, S. 394 ff.
16 Dok. Nr. 114 . Nach Abschluß seiner Ausschußberatungen reichte der Bundesrat am 9. 2 .19 5 1  ergän­

zende Empfehlungen nach; s. dazu Dok. Nr. 122 a—b und 125 sowie Boldt, S. 16f.
Vgl. auch die Stellungnahmen von DGB und Vertretern der Kohle- und Stahlindustrie zum Regie­
rungsentwurf in Dok. Nr. 1 1 1 , 118 , 120 und 123 b sowie die Stellungnahme der DAG in Dok. Nr. 
124 a—b und die des DIHT in Dok. Nr. 135.

17 BT-Sten. Ber., Bd. 6, S. 4443 D—4444 A; s. die entsprechende Passage in Dok. Nr. 130. Vgl. zur Hal­
tung der FDP auch Dok. Nr. 117 .

18 S. Dok. Nr. 133, Anm. 1.
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Bis zu seiner Verabschiedung hatte der Gesetzentwurf noch entscheidende Hürden zu 
nehmen. In den insgesamt zwölf Sitzungen des Arbeitskreises wurden wesentliche Be­
stimmungen des Regierungsentwurfs abgeändert.19 Besonders umstritten war nach wie 
vor das Benennungsrecht für die auf die Arbeitnehmerseite entfallenden Aufsichtsrats-
mitglieder. 20 Dem Wunsch der FDP entsprechend sollte dieses Recht nun nicht mehr, 
wie in den Richtlinien und im Regierungsentwurf vorgesehen, bei der Spitzenorganisa­
tion liegen, sondern bei den im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften. Für die bei­
den aus dem Betrieb kommenden Aufsichtsratsmitglieder, die zudem nicht Mitglieder 
des Betriebsrats zu sein brauchten, sah man ein kompliziertes Wahlverfahren vor, bei 
dem zu den Betriebsratsmitgliedem noch die dreifache Zahl von Wahlmännem hinzu­
kam. Eine weitere wichtige Änderung, die der Arbeitskreis vornahm, war die Streichung 
der im Regierungsentwurf für die Eisen- und Stahlindustrie und den Bergbau vorgesehe­
nen Senate, die einen Ansatz zur überbetrieblichen Mitbestimmung dargestellt hatten. 
Sie sollten paritätisch mit je drei Vertretern beider Seiten besetzt werden und für die Bei­
legung von Streitigkeiten, aber auch für die Beratung in Fragen der allgemeinen wirt­
schaftlichen Entwicklung bei Kohle und Stahl wie auch bei besonderen Problemen, wie 
Produktionsförderung oder Rationalisierung, zuständig sein. Stattdessen sah der Vor­
schlag des Arbeitskreises einen nur bei bestimmten Streitfällen zu bildenden Vermitt­
lungsausschuß aus je zwei Vertretern beider Seiten vor, wie er später auch im Gesetz 
festgelegt wurde. Der vom Arbeitskreis gewünschte Vorsitzende des Vermittlungsaus­
schusses, der von der Bundesregierung zu bestellen war, sollte allerdings bei der 2. Le­
sung wieder gestrichen werden.
In der Frage der Betriebsgröße hatten die Richtlinien die Zahl offengelassen, während 
der Referentenentwurf den gewerkschaftlichen Vorstellungen entsprechend die paritäti­
sche Mitbestimmung für Betriebe mit mehr als 300 Beschäftigten vorsah. Dagegen legte 
der Regierungsentwurf wie das spätere Gesetz die Grenze bei mindestens 1000 Beschäf­
tigten fest. Dafür sprach sich schließlich auch der Arbeitskreis aus.
Grundlegende Kontroversen bestanden weiterhin über die Wahl des 11. Aufsichtsrats-
mitgliedes. Entscheidend war die Frage, was zu geschehen habe, falls sich der Aufsichts­
rat nicht auf einen Wahlvorschlag für den sog. neutralen Mann an die Hauptversamm­
lung einigen könne. Während der Regierungsentwurf in solchen Fällen die Benennung 
dem Senat überlassen wollte, übertrug der Arbeitskreis das Vorschlagsrecht an den Ver­
mittlungsausschuß. Dieser sollte dann auch den 11. Mann von sich aus bestellen kön­
nen, falls die Hauptversammlung keinen der drei Vorschläge zu akzeptieren bereit war. 
Die weiteren Auseinandersetzungen über diese Fragen führten dann schließlich zu der 
komplizierten Kompromißlösung von § 8 Abs. 3 .21
Der Entwurf des Arbeitskreises wurde von den Ausschüssen für Arbeit und für Wirt­
schaftspolitik in drei gemeinsamen Sitzungen beraten.22 Am 15. März verabschiedeten

19 Auszüge aus den Arbeitskreissitzungen s. in Dok. Nr. 13 3 ,13 4 , 136, 139, 144 und 145. Zu den ab­
schließenden Vorschlägen des Arbeitskreises s. Dok. Nr. 146. An den Sitzungen des Arbeitskreises 
und den gemeinsamen Sitzungen der zuständigen Ausschüsse nahmen auch Vertreter von Bundesre­
gierung und Bundesrat teil. Das Bundeskanzleramt war in der Regel durch MinRat Petz vertreten, der 
über die jeweiligen Beratungen dem Bundeskanzler schriftlich Bericht erstattete (BA, B 136/723).

20 S. zum folgenden Schöne, Werden, S. 3 9 8 f.
21 S. den Wortlaut in Dok. Nr. 185.
22 S. hierzu Dok. Nr. 152, 159 und 161.

LXIV



1 Vorstellungen und Einflußnahmen beteiligter Interessengruppen

die Ausschüsse die Fassung des Arbeitskreises mit 22 gegen 18 Stimmen bei 7 Enthal­
tungen und überwiesen ihren Bericht dem Bundestag. Wegen der zuungunsten der ge­
werkschaftlichen Position vorgenommenen Änderungen stimmte die SPD geschlossen 
gegen den Entwurf des Arbeitskreises, während sich die Gewerkschaftsmitglieder der 
CDU der Stimme enthielten. Da auch von anderen Seiten entschiedener Protest gegen 
die Ausschußvorlage geäußert wurde, schien eine die Mehrheit zufriedenstellende Lö­
sung wiederum fraglich. Die Bemühungen der Gegner dieses Konzepts mußten sich nun 
bei der kommenden zweiten Lesung auf Wiederherstellung des Regierungsentwurfs kon­
zentrieren.

b) Vorstellungen und Einflußnahmen beteiligter Interessengruppen

Gegen die im Arbeitskreis erarbeiteten Abweichungen von der Regierungsvorlage oppo­
nierten neben den Gewerkschaften auch die an der Vereinbarung vom Januar 1951 be­
teiligten Vertreter der Montanindustrie. Uber H enle und den Kölner Bankier und — wie 
H enle — CDU-Bundestagsabgeordneten Robert P fe rd m en g e s  suchte man die Überle­
gungen des Arbeitskreises in Richtung der im Januar getroffenen Vereinbarung zu 
lenken.23 Nachdem der Arbeitskreis seine Arbeit beendet hatte, ohne die erhobenen 
Einwände zu berücksichtigen, intervenierte K ost persönlich beim Bundeskanzler.24 
A denau er  sicherte ihm zu, daß er sich nach wie vor bemühe, dem Regierungsentwurf 
Geltung zu verschaffen. Es könne erwartet werden, daß „der Regierungsentwurf im par­
lamentarischen Gesetzgebungsverfahren in seinen wesentlichen Bestimmungen wieder­
hergestellt wird“25. In wiederholten Gesprächen mit dem Bundeskanzler, aber auch mit 
anderen Vertretern der Bundesregierung, so mit Bundesinnenminister L ehr und Parla­
mentariern, trugen die am Januar-Kompromiß beteiligten Unternehmer und Gewerk­
schafter ihre Anliegen vor.26 Die Bemühungen A denau ers, in Besprechungen mit dem 
Fraktionsvorstand der CDU/CSU die Wiederherstellung der Regierungsvorlage zu errei­
chen, waren allerdings vergeblich. Die Unionsfraktion vertrat in ihrer Mehrheit die An­
sicht, jetzt sei es Sache des Parlaments, eine Entscheidung zu treffen. Erst Anfang April, 
kurz vor der zweiten Lesung, zeichnete sich in der CDU/CSU-Fraktion die Tendenz ab, 
auf die Vorhaltungen des Bundeskanzlers einzugehen und die Regierungsvorlage zu 
stützen.27 Zuvor hatte der DGB-Bundesausschuß in seiner Sitzung am 2. und 3. April 
beraten, welche Schritte zur Durchsetzung der gewerkschaftlichen Forderungen zu tref­
fen seien.28 Streikmaßnahmen hielt man derzeit nicht für geeignet. Angesichts der Be­
reitwilligkeit des Bundeskanzlers, sich für ihre Belange einzusetzen, entschied sich die

23 Vgl. Dok. Nr. 1 3 8 ,1 4 1 - 1 4 3 .
24 Dok. Nr. 147.
25 Vgl. ebd. Anm. 1.
26 Vgl. hierzu die entsprechenden Ausführungen in Dok. Nr. 150, 163, 166, 167, 169, 170 und 172, 

Anm. 2.
27 S. Dok. Nr. 151 , Anm. 7 ,1 5 5  sowie Dok. Nr. 173 und 174.
28 Dok. Nr. 172a. Schon am 2 1 .3 . 1951 hatte sich der Hauptvorstand der IG Bergbau in einer Entschlie­

ßung gegen die Verschlechterung des Gesetzentwurfs ausgesprochen und die Verantwortung für die 
Folgen abgelehnt (IGBE-Archiv, W 19.1). Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Bemühungen der 
DAG zur Durchsetzung ihrer besonderen Interessen; s. dazu Dok. Nr. 168 sowie Nr. 169, Anm. 2.
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Gewerkschaftsführung dafür, zunächst einmal den Verlauf der zweiten Lesung abzu­
warten.
Eine positive Resonanz fanden die Vorschläge des Arbeitskreises dagegen bei den Ar­
beitgeberverbänden, die in den vom Arbeitskreis vorgenommenen Änderungen deutli­
che Verbesserungen sahen. Schon am 19. Februar 1951 hatte sich die BDA an die Abge­
ordneten des Deutschen Bundestages gewandt, um ihren Bedenken Nachdruck zu ver­
leihen und das Parlament zu eingehender Prüfung unter „allen Sonderinteressen unter­
geordneten Gesichtspunkten“ aufzufordem. Besonders gefährlich erschien ihr am Re­
gierungsentwurf dessen enteignender Charakter und die darin manifestierte gesetzliche 
Monopolstellung des DGB.29 Vor den negativen Auswirkungen eines derartigen Gesetzes 
warnten auch amerikanische Arbeitgeberorganisationen. Bereits Ende Januar 1951 hat­
te die National Association of Manufacturers in einem Schreiben an den deutschen Ge­
neralkonsul in New York ihre Einwände mitgeteilt und das geplante Mitbestimmungsge­
setz als „schweren Hemmschuh“ für weitere amerikanische Investitionen in der von der 
Mitbestimmungsregelung betroffenen deutschen Industrie bezeichnet.30 Während sich 
die amerikanischen Gewerkschaften auf die Seite ihrer deutschen Kollegen gestellt hat­
ten, suchten die amerikanischen Untemehmerverbände in der Folge auch aktiv die 
deutschen Gegner des Mitbestimmungsgesetzes zu unterstützen. Führende Vertreter 
amerikanischer Banken und Industrieverbände bemühten sich in Gesprächen mit Ver­
tretern der Bundesregierung und Parlamentariern, mit Unternehmern und Gewerk­
schaften, den Gesetzgebungsprozeß in ihrem Sinne — Ausschaltung betriebsfremder 
Gewerkschafter, Festlegung des 11. Aufsichtsratsmitgliedes als Vertreter der Kapitalsei­
te — zu beeinflussen.31
Entsprechende Versuche, auf die deutsche Mitbestimmungsgesetzgebung einzuwirken, 
unternahm neben den amerikanischen Untemehmerorganisationen auch die französi­
sche Regierung. Gleich nach Vorlage des Regierungsentwurfs hatte der französische Ho­
he Kommissar in einem Schreiben an den Bundeskanzler den Schutz der ausländischen 
Interessen verlangt, die er durch die Bestimmungen des Gesetzentwurfs gefährdet sah.32 
Da sich die Zusicherung des Bundeskanzlers, daß die geäußerten Bedenken bei den Be­
ratungen der gesetzgebenden Körperschaften eingehende Beachtung fänden, nicht be­
stätigte, machte die französische Regierung — wie wenige Tage zuvor auch die belgische 
Gesandtschaft -  in einem Aide-memoire vom 10. März 1951 nochmals auf ihr Anliegen 
aufmerksam. Insbesondere verlangte man im Hinblick auf die ausländischen Eigentü­
mer ein stärkeres Recht der Kapitalseite bei der Bestellung des 11. Aufsichtsratsmit­
glieds. Am 12. März wurde die Lage auf einer Zusammenkunft des Wirtschaftsaus­
schusses der Alliierten Hohen Kommission mit Vertretern der Benelux-Staaten einge­
hend erörtert. Auf die Beratungen des Arbeitskreises hatten diese Interventionen jedoch 
keinen Einfluß. Der Arbeitskreis vertrat die Ansicht, diese Bedenken zu berücksichtigen, 
sei Sache der Gremien, die später den 11. Mann zu wählen hatten.33

29 In ParlA, 1 159 B, lfd. Nr. 27; BA, B 136/726 und BA, B 149/9876.
30 Dok. Nr. 110. Vgl. hierzu und zum folgenden auch Dok. Nr. 181 und die die amerikanische Haltung 

betreffenden Passagen in Kap. III. l.a) sowie Link, S. 7 8 ff. und Gillen, S. 62ff.
31 Vgl. Dok. Nr. 171.
32 S. zum folgenden Dok. Nr. 129, 137, 140, 149 und 154.
33 Vgl. Dok. Nr. 159, Anm. 6.
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Anders als Frankreich bezog die amerikanische Regierung nicht offiziell Stellung in der 
derzeitigen Mitbestimmungsdiskussion, sondern nahm eine strikt neutrale Haltung ein. 
Bereits zum Zeitpunkt, als die Streikdrohung der Gewerkschaften im Raum stand, wur­
de der amerikanische Hohe Kommissar vom State Department dahingehend unterrich­
tet, daß die Mitbestimmungsfrage eine rein deutsche Angelegenheit sei, in die die Alliier­
ten nicht einzugreifen hätten. In bezug auf die unter alliierter Kontrolle stehenden Ge­
sellschaften seien Schwierigkeiten so weit wie möglich zu vermeiden, indem der Status 
quo aufrechterhalten werden solle.34 Einer der Hauptgründe für die Distanz der ameri­
kanischen Regierung war sicher ihr Interesse an einem vertrauensvollen Verhältnis zu 
den deutschen Gewerkschaften, das sie nicht mit Auseinandersetzungen um die Mitbe­
stimmungsfrage belasten wollte.35 Ein Angriff auf die gewerkschaftlichen Zielvorstellun­
gen, unter denen die Mitbestimmung inzwischen den ersten Rang einnahm, sollte ver­
mieden werden, um keine Radikalisierungstendenzen innerhalb der Gewerkschaften 
aufkommen und sie anfällig werden zu lassen für kommunistische Propaganda. Eine 
daraus resultierende Gefährdung der demokratischen deutschen Gewerkschaftsbewe­
gung und damit der amerikanischen Politik wollte man auf jeden Fall vermeiden.

c) Zweite Lesung und Verabschiedung des Gesetzentwurfs

Da die Bundestagsausschüsse für Arbeit und für Wirtschaftspolitik ihre Beratungen über 
die Vorschläge des Arbeitskreises bis zum 14. März 1951, auf den die zweite Lesung an­
gesetzt war, noch nicht abgeschlossen hatten, beantragte von  B ren ta n o  auf Veranlas­
sung des Bundeskanzlers die Absetzung der zweiten Lesung von der Tagesordnung.36 
Eine Verschiebung hielt A denau er  auch wegen der allgemeinen Verwirrung für nötig, die 
die vom Arbeitskreis vorgenommenen Änderungen am Regierungsentwurf ausgelöst 
hatten. Er hoffte, in der durch den Aufschub zusätzlich gewonnenen Zeit die eigene 
Fraktion auf eine einheitliche Linie zu bringen und möglicherweise noch die Zustim­
mung der Koalitionspartner, unter Umständen selbst die der SPD, zu gewinnen. In der 
Plenarsitzung am 14. März bezeichnete O llenhau er  den Antrag als Verzögerungstaktik 
und sprach sich entschieden gegen seine Annahme aus.37 Da noch kein Ausschußbe­
richt vorlag, billigte jedoch die Mehrheit eine Vertagung der zweiten Lesung, die dann 
erst am 4. April 1951 stattfand.
Deutlicher noch als bei der ersten Lesung trafen jetzt die unterschiedlichen Auffassun­
gen aufeinander.38 Hauptstreitpunkte waren wiederum der Geltungsbereich des Geset-

34 Telegramm anMcC/oyvom 5 .12 . 1950, s. Gillen, S. 61. Vgl. in diesem Zusammenhang auch Dok. Nr. 
47, 49 und 54 sowie William H. McPherson, Codetermination: Germany’s Move Toward A New Eco­
nomy, in: Industrial and Labor Relations Review, 5, Bd. 1, October 1951 , S. 2 0 —32, hier S. 20. S. 
auch die diesbezüglichen Ausführungen in Kap. III. 1. a).

35 S. hierzu Gillen, S. 5 6 f. Vgl. überdies die bereits in Kap. III. 1. a) geäußerte Annahme, daß auch die 
unterschiedliche Aktiengesellschaftsorganisation eine gewisse Rolle für die amerikanische Haltung in 
der Mitbestimmungsfrage spielte.

36 Vgl. Dok. Nr. 157.
37 S. Dok. Nr. 160; vgl. auch Dok. Nr. 156.
38 Zum Verlauf der zweiten Lesung s. Dok. Nr. 175, zu den dabei gefaßten Beschlüssen Dok. Nr. 176; 

vgl. dazu auch Dok. Nr. 161.
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zes, die Wahl des 11. Aufsichtsratsmitglieds und das Delegationsrecht der Gewerkschaf­
ten. Letzteres war schon bei den Arbeitskreis- und Ausschußberatungen besonders um­
stritten gewesen. Die Freien Demokraten stellten den Antrag, daß alle Arbeitnehmerver­
treter des Aufsichtsrats Betriebsangehörige sein müßten, scheiterten damit jedoch — wie 
später auch bei der dritten Lesung — an der Ablehnung von CDU/CSU und SPD. Ver­
geblich hatte der Bundeskanzler schon Mitte März versucht, den Koalitionspartner von 
der Notwendigkeit seiner Zustimmung zu überzeugen.39 Anders als bei der FDP und 
dem zweiten Koalitionspartner DP fand er Unterstützung bei der oppositionellen sozial­
demokratischen Fraktion, die in diesem Punkt die Regierungsvorlage wiederhergestellt 
haben wollte. Der SPD wurde die Zusammenarbeit dadurch erleichtert, daß auch von 
der CDU Abänderungsanträge zu Paragraph 6 der Ausschuß Vorlage gestellt wurden, in 
dem es um die Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat und die Rechte der 
Gewerkschaften ging. In der Fraktion der CDU/CSU selbst war die Ansicht geteilt. Die 
Mehrheit der CDU/CSU-Mitglieder der zuständigen Ausschüsse hatte dafür plädiert, 
das Delegationsrecht der Gewerkschaften durch die Belegschaftswahl der jeweiligen Be­
triebe zu ersetzen. Bei der zweiten Lesung kamen nun aus den Reihen der CDU Abände­
rungsanträge, die eine stärkere Berücksichtigung der gewerkschaftlichen Rechte vorsa­
hen, während der konservative Flügel der Fraktion weiterhin das Delegationsrecht ein­
zuschränken wünschte. Nach einer von der SPD beantragten Beratungspause wurde 
mehrheitlich der von dem CDU-Abgeordneten F eister  eingebrachte Antrag angenom­
men.
Neue Konflikte ergaben sich noch einmal während der dritten Lesung am 10. April 
195140, als die Wahl des 11. Aufsichtsratsmitglieds zur Debatte stand. Für den Fall, daß 
das Gesetz „eine die Gewerkschaften unbefriedigende Form“ erhalte, hatte der dem lin­
ken Flügel der CDU zuzurechnende nordrhein-westfälische Ministerpräsident A rnold 
bereits vor der zweiten Lesung dessen Ablehnung durch den Bundesrat angekündigt.41 
Während die CDU die endgültige Entscheidung über den 11. Mann in der Hauptver­
sammlung getroffen wissen wollte, verlangte die SPD, die Hauptversammlung müsse an 
den Wahlvorschlag des Vermittlungsausschusses gebunden sein. In dieser Situation griff 
wiederum der Bundeskanzler ein, um im Sinne der von den Verhandlungspartnern im 
Januar getroffenen Vereinbarung zu vermitteln.42 Nach seinem Kompromiß Vorschlag 
sollte die Hauptversammlung die Wahlvorschläge nur aus wichtigen Gründen zurück­
weisen können. Weil sich bei der Einzelabstimmung geschäftsordnungsmäßige Unklar­
heiten ergeben hatten, wurde die Sitzung auf Wunsch der SPD unterbrochen. In der 
Zwischenzeit bemühten sich Vertreter von CDU und SPD in einem gemeinsamen Ge­
spräch mit dem Bundeskanzler um eine Klärung der Meinungsverschiedenheiten.43 In 
der Schlußabstimmung wurde dann die Vorlage „gegen etwa 50 Stimmen“ vorwiegend 
aus den Reihen von FDP und DP und bei einigen Enthaltungen mit großer Mehrheit ver-

39 Vgl. hierzu Dok. Nr. 1 5 5 ,1 5 7 ,158a; s. zur ablehnenden Haltung der FDP auch Dok. Nr. 14 8 ,16 4  so­
wie die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 174.

40 S. zum folgenden Dok. Nr. 182.
41 S. die diesbezügliche Bemerkung Fächers in Dok. Nr. 172 a.
42 Vgl. hierzu Dok. Nr. 177 und 178; vgl. auch Dok. Nr. 180, Anm. 1 sowie die entsprechenden Ausfüh­

rungen des Bundeskanzlers in Dok. Nr. 182.
43 Vgl. Dok. Nr. 182, Anm. 20.
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abschiedet. Da der Bundesrat keine Einwendungen erhob44, konnte das Gesetz über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unterneh­
men des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie am 21. Mai 1951 ver­
kündet werden.45

3. Zur p o l i t is ch en  B ed eu tu n g  d e s  G esetz es ü b e r  d ie  M on tanm itb estim m un g

Mit der Verabschiedung des Montanmitbestimmungsgesetzes hatte die Bundesrepublik 
kaum zwei Jahre nach ihrer Gründung eine entscheidende Bewährungsprobe bestan­
den. Mit der Einigung zwischen Unternehmern und Gewerkschaften, mit der Befriedi­
gung ideologischer Arbeitnehmerinteressen durch den Bundesgesetzgeber wurde dessen 
Ansehen gestärkt und das Fundament des neuen Staates wesentlich gefestigt. Es war vor 
allem das Verdienst von Bundeskanzler Adenauer^ daß die Streikdrohung der Gewerk­
schaften zur Durchsetzung der paritätischen Mitbestimmung in der Montanindustrie 
unterlaufen und der parlamentarischen Entscheidung der Weg bereitet werden 
konnte.46 Unter Einbeziehung aller innen- und außenpolitischen Momente, die nicht 
nur der Bundeskanzler, sondern auch der DGB-Vorsitzende B öck ler  richtig einzuschät­
zen und für die eigenen Interessen zu nutzen wußte, konnte die Situation geklärt werden. 
Indem er ihnen wenigstens zu diesem Teilerfolg verhalf, verpflichtete sich A denau er die 
Gewerkschaften und gab ihnen gleichzeitig die Möglichkeit, ohne Gesichtsverlust das 
Kampffeld zu verlassen und auf Integrationskurs einzuschwenken. Daß der Bundes­
kanzler dabei nicht unbedingt als Repräsentant seiner Fraktion, die sich gelegentlich 
völlig übergangen sah, und schon gar nicht als Repräsentant der Koalition handelte, tat 
seinem Erfolg keinen Abbruch. Seine Position wurde dadurch gestärkt, daß schließlich 
nur noch er selbst von beiden Seiten — Unternehmern wie Gewerkschaften — als Ver­
handlungspartner und Vermittler akzeptiert wurde.
Wenn das Gesetz über die Montanmitbestimmung in der damaligen Öffentlichkeit, vor 
allem aber auch in den meisten der bisher vorliegenden Darstellungen zur neueren Ge­
werkschaftsgeschichte als überragender Erfolg der Gewerkschaften bezeichnet wird47, 
läßt das entscheidende Faktoren außer acht. Wie die Niederlage der Gewerkschaften bei 
den folgenden Auseinandersetzungen um das Betriebsverfassungsgesetz zeigt48, die kei­
neswegs — wie auf Gewerkschaftsseite meist unterstellt — hauptsächlich auf die Person

44 Dok. Nr. 183.
45 Zum Wortlaut des verabschiedeten Gesetzes s. Dok. Nr. 185.
46 Der Ansicht Barings, das Montanmitbestimmungsgesetz sei unter wesentlicher Mitwirkung von Staats­

sekretär Lenz zustandegekommen (vgl. Baring, Außenpolitik, S. 353, Anm. 35 und S. 428, Anm. 26), 
kann nicht zugestimmt werden. In den Quellen finden sich keinerlei Hinweise dafür. Lenz nahm zwar 
an einigen der entscheidenden Gespräche teil (vgl. z. B. Dok. Nr. 86, Anm. 1 und Nr. 89) und trat auch 
als der für die Mitbestimmungsfrage zuständige Ansprechpartner im Bundeskanzleramt in Erschei­
nung (vgl. z.B. Dok. Nr. 88, Anm. 1), erfüllte damit aber nur die ihm vom Bundeskanzler übertragenen 
Kompetenzen. Maßgeblich war allein der Bundeskanzler. Wenn Lenz in Kreisen der französischen 
Hohen Kommission als „pere de la loi sur la co-gestion“ galt (Schreiben Cheyssons an Lenz vom 28 .4 . 
1951, BA, B 136/726), so dürfte das darauf zurückzuführen sein, daß Lenz bei Fragen der Montan­
mitbestimmung als zuständige Anlaufstelle für Anfragen seitens der französischen Hohen Kommission 
fungierte.

47 Vgl. z.B. Hirsch-Weber, S. 95; E. Potthoff, Montanmitbestimmung, S. 7 8 ff.; Schmidt, S. 1 8 6 ff.
48 S. dazu Thum, S. 120ff; bes. S. 1 3 4 ff.
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Christian F ette s , erster Vorsitzender der IG Druck und Papier und Nachfolger B öck lers  
im Amt des DGB-Bundesvorsitzenden, zurückzuführen ist, wurde das Montanmitbe­
stimmungsgesetz nicht vorrangig mit der Kampfentschlossenheit der Gewerkschaften 
durchgesetzt. Seine Entstehung, die ohnehin nur auf der Grundlage der bereits 1947 
unter Billigung der britischen Besatzungsmacht in den entflochtenen Eisen- und Stahl­
gesellschaften eingeführten paritätischen Mitbestimmung möglich war, wurde vielmehr 
begünstigt durch das Zusammentreffen verschiedener innen- und außenpolitischer 
Faktoren. Um bei der Neuordnung der Montanindustrie den Plan der Bundesregierung 
mit seinem weitgehenden Verbund von Kohle und Eisen gegen den restriktiven Entflech­
tungsplan der Alliierten behaupten zu können, brauchte A denau er  eine breite Unter­
stützung seines Konzepts. Ein Gelingen war nur dann denkbar, wenn auch die Gewerk­
schaften den Plan der Bundesregierung unterstützten. Von einem Erfolg in der Neuord­
nungsfrage hing wiederum der Abschluß des Vertrages über die Montanunion ab. Die 
Zustimmung der Unternehmer zum Schumanp\s.n  könnte  A denau er nur erwarten, wenn 
deren verbundwirtschaftliche Vorstellungen, die in den Neuordnungsplan der Bundes­
regierung Eingang gefunden hatten, entsprechend berücksichtigt wurden. Angesichts 
der ablehnenden Haltung der Opposition mußte A denau er  überdies auch an einer Zu­
stimmung der Gewerkschaften zum S ch u m an p la n  gelegen sein. Das gleiche galt hin­
sichtlich der seit dem Ausbruch des Korea-Krieges verstärkten Bemühungen um einen 
deutschen Verteidigungsbeitrag. Um eine Unterstützung der Gewerkschaften zu errei­
chen, war A denau er bereit, sich für deren Mitbestimmungsforderungen einzusetzen und 
auch die Vertreter der Montankonzeme, die ihrerseits ein Entgegenkommen in der Ver­
bundfrage erwarteten, zum Einlenken in der Mitbestimmungsfrage zu bewegen.
Umgekehrt verband die Gewerkschaftsführung mit ihrer Bereitwilligkeit, die Politik der 
Bundesregierung zu unterstützen, zumindest aber zu tolerieren, die Erwartung einer ge­
setzlichen Absicherung der Montanmitbestimmung und überdies die Hoffnung einer 
schrittweisen Einführung der paritätischen Mitbestimmung auch in der übrigen Indu­
strie. Daß sie ihren Erfolg bei der Montanmitbestimmung später nach außen hin wie 
auch größtenteils in den eigenen Reihen als Modell und Anfang einer weitgehenden Ver­
änderung der Wirtschaftsordnung wertete, darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß die Montanmitbestimmung für die Gewerkschaftsführung auch eine gewisse Alibi­
funktion gegenüber ihrer Mitgliedschaft besaß. Angesichts der bisherigen Erfolglosigkeit 
ihrer weitreichenden Neuordnungspläne brauchte die Gewerkschaftsführung dringend 
einen Teilerfolg als Legitimation vor den eigenen Leuten. In dieser Situation bot sich der 
Kampf um die Montanmitbestimmung an, bei dem es tatsächlich nicht um das Erringen 
eines neuen Erfolges, sondern um die Verteidigung bereits bestehender, in der frühen 
Nachkriegszeit unter besonderen Umständen erworbener Rechte ging. Der erreichte 
Kompromiß in der Montanmitbestimmung lieferte der Gewerkschaftsführung die nötige 
Profilierung, bestätigte ihre Taktik und gab ihr gleichzeitig die Möglichkeit, ihre bisherige 
Politik der Kooperation fortzusetzen.

4. W eiteren tw ick lung d e r  M on tanm itb estim m un g

Mit der gesonderten Mitbestimmungsregelung für den Montanbereich wurde der Grund­
stein gelegt für die kommende Aufsplitterung der Mitbestimmungsgesetzgebung. Dem 
Montanmitbestimmungsgesetz vom 21. Mai 1951 folgten das Betriebsverfassungsgesetz
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vom 14. November 1952 und das Personalvertretungsgesetz vom 6. September 1955. 
Die Weiterentwicklung der Mitbestimmungsgesetzgebung über das novellierte Betriebs­
verfassungsgesetz vom 19. Januar 1972 bis hin zum Mitbestimmungsgesetz vom 4. Mai 
1976 ist allerdings nicht Thema dieser Ausführungen. In diesem Zusammenhang kann 
nur in kurzen Zügen die weitere Entwicklung der Montanmitbestimmung skizziert 
werden.49
Zur Fortgeltung der mit dem Gesetz von 1951 festgelegten paritätischen Mitbestimmung 
in der Montanindustrie wurden bis 1983 vier weitere Gesetze notwendig. Eine erste Er­
gänzungwar bereits wenige Jahre nach der Verabschiedung des 51er Gesetzes vonnöten. 
Im Zuge der wirtschaftlichen und untemehmenspolitischen Entwicklung der 50er Jahre 
verringerte sich zunehmend durch Zechenschließungen, Fusionen und Produktionsver­
lagerungen die Zahl der der Montanmitbestimmung unterliegenden Gesellschaften. Um 
zu verhindern, daß das Gesetz zudem noch durch Übertragung von Entscheidungsbe­
fugnissen auf nicht der Montanmitbestimmung unterliegende Gesellschaften eines Kon­
zerns unterlaufen wird, wurde 1956 das Gesetz zur Ergänzung des Montanmitbestim­
mungsgesetzes erlassen.50 Die Frage der Holdinggesellschaften war bereits während der 
Beratungen zum Montanmitbestimmungsgesetz von 1951 behandelt worden. Bei der 
dritten Lesung hatte der ehemalige Wirtschaftsminister Hessens (1947—1950), der 
SPD-Abgeordnete Harald K o ch  beantragt, dem Kreis der dem Gesetz unterstellten Un­
ternehmen auch diejenigen zuzufügen, deren Hauptgeschäftsbetrieb darin besteht, sich 
an Bergbaugesellschaften und Unternehmen der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
zu beteiligen.51 Für die CDU entgegnete damals der Abgeordnete S ch r ö d e r , eine Pau­
schalregelung sei nicht möglich, da noch gar nicht absehbar sei, ob und mit welcher 
Struktur im Montanbereich Holdinggesellschaften gebildet würden. Der Antrag K o ch s  
wurde abgelehnt, Holdinggesellschaften dem Montanmitbestimmungsgesetz bewußt 
noch nicht unterstellt.52
Nur wenig später begann sich jedoch die Entstehung von Holdinggesellschaften abzu­
zeichnen. Allerdings forderten die Alliierten, die sich im Herbst 1951 mit der Bildung von 
Obergesellschaften einverstanden erklärten, in diesem Zusammenhang Zugeständnisse

49 Zur Weiterberatung des Betriebsverfassungsgesetzes s. Hirsch-Weber, S. 100ff.; Schmidt, S. 204 ff.; 
Thum, S. 120ff. Zum Inhalt der verschiedenen Mitbestimmungsgesetze s. einführend Barthel/Dikau, 
S. 10 4 ff. und Niedenhoff, S. 1 9 ff., zur aktuellen Diskussion um die Mitbestimmungsfrage ebd., S. 
57 ff.
Weitere Literaturangaben sind folgenden Bibliographien zu entnehmen : Bibliographie zur Mitbestim­
mung und Betriebsverfassung (Stand vom 31. 12. 1961), hrsg. vom Deutschen Industrieinstitut, Köln 
1963; Mitbestimmung in der Wirtschaft, Bibliographie Nr. 21 des wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages, Bonn 1969 (betr. Schrifttum der Jahre 19 6 2 —1969); Mitbestimmung auf 
Untemehmensebene, Bibliographie Nr. 41 des wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundesta­
ges, Bonn 1975 (betr. Schrifttum der Jahre 1969—1974); Karl-Peter Dapper/Gerhard Hahn, Biblio­
graphie zur Sozialen Marktwirtschaft. Die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland 1945/49—1981, hrsg. von der Ludwig-Erhard-Stiftung e.V. Bonn, Baden-Baden 1983  
(Stichworte: Mitbestimmungsrecht und Montanmitbestimmung).
Vgl. zum folgenden Barthel/Dikau, S. 80 und 128 ff. und Niedenhoff, S. 33 f.

50 Vgl. hierzu E. Potthoff, Montanmitbestimmung, S. 81 ff., bes. S. 1 0 3 ff. und Gerhard Boldt, Mitbe­
stimmungsergänzungsgesetz. Kommentar, München und Berlin 1957, S. 9 ff.

51 S. die Ausführungen Kochs in Dok. Nr. 182.
52 Vgl. zum letzteren die Begründung des Regierungsentwurfs des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes, 

BT-Drucks. Nr. 986, S. 6.

LXXI



Einleitung

der Anteilseigner hinsichtlich der Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer. Es wurden 
also Vereinbarungen mit dem DGB und den betroffenen Gewerkschaften ausgehandelt 
(so bei Mannesmann, Klöckner, Hoesch und Krupp), die bis zum Abschluß einer gesetz­
lichen Regelung die Mitbestimmung in den Holdinggesellschaften regeln sollten. Als sich 
darüber im Mannesmann-Konzem ein Rechtsstreit entspann53, wurde eine gesetzliche 
Regelung unerläßlich. Der Abgeordnete S a b e l brachte im Bundestag mit 61 Fraktions­
kollegen von der CDU/CSU einen Entwurf zur Änderung des Gesetzes über die Montan­
mitbestimmung ein; wenig später folgte ein Entwurf der Bundesregierung. In den Aus­
schußberatungen — beteiligt waren die Ausschüse für Arbeit (federführend), für Wirt­
schaftspolitik und für Rechtswesen und Verfassungsrecht — wurde der Regierungsent­
wurf favorisiert, der aber dennoch in verschiedenen Punkten abgeändert wurde. Der 
Ausschußbericht stellte schließlich einen Kompromiß zwischen dem S ab el- und dem 
Regierungsentwurf dar. Nach der zweiten und dritten Lesung am 7. Juni 1956 wurde 
dann das Gesetz in der Fassung des Ausschußberichts mit den Stimmen von SPD, BHE 
und einem Teil der CDU/CSU angenommen. Nachdem der Bundesrat dem Gesetz im 
zweiten Durchgang am 29. Juni zugestimmt hatte, konnte es mit Datum vom 7. August 
im Bundesgesetzblatt54 erscheinen und trat am 9. August 1956 in Kraft. Die sog. Hol­
ding-Novelle dehnte den Geltungsbereich des Gesetzes über die Montanmitbestimmung 
aus auf die Obergesellschaften des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden In­
dustrie, sofern deren Tätigkeitsbereich überwiegend den Voraussetzungen des Montan­
mitbestimmungsgesetzes entsprach oder die abhängigen Montanuntemehmen mehr als 
50 Prozent des Gesamtumsatzes erbrachten. Mit Ausnahme einiger Veränderungen zu­
ungunsten der Gewerkschaften55 wurden weitgehend die Bestimmungen des Gesetzes 
von 1951 übernommen.
Da sich in der Folge die Zahl der der Montanmitbestimmung unterliegenden Konzemge- 
sellschaften weiter verringerte56, wurden zusätzliche Sicherungsgesetze nötig. Beson­
ders aktuell wurde das 1967 im Zusammenhang mit der Rheinstahl AG. Da bis dahin 
galt, daß bei einem Wegfall der für die Anwendung der Montanmitbestimmung gelten­
den Voraussetzungen — Anteil der Umsätze in Kohle und Stahl höher als 50 Prozent des 
Gesamtumsatzes — nach einer Frist von zwei Jahren für den betroffenen Konzern das 
Betriebsverfassungsgesetz anstelle des Montanmitbetimmungsgesetzes Geltung bekam, 
war bei der Rheinstahl AG mit dem Wegfall der Montanmitbestimmung zu rechnen. Um 
das zu verhindern, wurde ein Mitbestimmungsfortgeltungsgesetz „lex Rheinstahl“ ge­
nannt, verabschiedet, mit dem die Frist zur Fortgeltung der Montanmitbestimmung auf 
fünf Jahre verlängert wurde.57
Als sich erwies, daß auch diese Frist nicht ausreichte, wurde ein zweites Sicherungsge­
setz erlassen. Das bis 1975 befristete Mitbestimmungsfortgeltungsgesetz vom 29. No-

53 Näheres bei Boldt, Mitbestimmungsergänzungsgesetz, S. 10.
54 BGBl. I, S. 7 0 7 ff.
55 Beispielsweise erhöhte sich der Anteil der betriebsangehörigen Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 

zu Lasten der Gewerkschaftsvertreter.
56 In verschiedenen Unternehmen wurde dann die Mitbestimmung allerdings auf dem Wege privatrecht­

licher Einzelvereinbarungen zwischen Konzemleitung und Gewerkschaften geregelt, so erstmals im 
sog. Lüdenscheider Abkommen von 1959 mit den Firmen Hoesch, Ilseder Hütte und Klöckner.

57 Mitbestimmungsfortgeltungsgesetz vom 27. April 1967, BGBl. I, S. 5 0 5 ff.
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vember 197158 suchte die Fortgeltung der Montanmitbestimmung zusätzlich dadurch 
zu gewährleisten, daß auch der Anwendungsbereich von der Stahlerzeugung auf die 
Stahlverarbeitung ausgedehnt wurde.
Die Diskussion um die Montanmitbestimmung entbrannte erneut, als im Sommer 1980 
die geplante Neuorganisation des Mannesmann-Konzems bekannt wurde. Die Kon- 
zemleitung beabsichtigte, die ihr bisher direkt unterstellten Hüttenwerke den Mannes - 
mannröhrenwerken, einem selbständigen Tochtemntemehmen, zu verpachten. Diese 
Umstrukturierung hätte die bisher für den Gesamtkonzem geltende Montanmitbestim­
mung hinfällig gemacht. Nach langem Tauziehen zwischen Konzemleitung, Gewerk­
schaften und Parteien kam ein Kompromiß zustande. Am 8. April 1981 verabschiedete 
der Bundestag einen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Sicherung der 
Montanmitbestimmung.59 Mit dem Gesetz zur Änderung des Montanmitbestimmungs­
gesetzes und des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes vom 27. Mai 1981, das zum 1. Ju­
li 1981 in Kraft trat, wurde die Montanmitbestimmung für weitere sechs Jahre auch in 
den Unternehmen festgeschrieben, bei denen die Voraussetzungen für die Anwendung 
der Montanmitbestimmungsregelung entfallen waren.60 Weitere Auseinandersetzungen 
um die Montanmitbestimmung sind allerdings mit dieser befristeten Kompromißrege­
lung bereits absehbar.

58 BGBl. I, S. 1 8 5 7 ff.
59 BGBl. I, S. 441 ff.
60 Mit Ausnahme dieses letzten sind die erwähnten Gesetze sowie die einschlägigen Stellungnahmen und 

Vorschläge in der Mitbestimmungsdiskussion der 60er und beginnenden 70er Jahre ganz oder aus­
zugsweise abgedruckt in: Ingo von Münch (Hrsg.), Mitbestimmung in privaten Unternehmen, zusam­
mengestellt von Günther Schwerdtfeger, Berlin, New York 1973.
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V. Zeittafel zur Entwicklung der Mitbestimmungsfrage (1945—1951)

1945

2. August 

22. Dezember

1946 

12. März 

10. April 

20. August

21 .—23. August

14. Oktober

15. Oktober

15. Oktober

12. Dezember 
14. Dezember

18. Dezember 

18. —19. Dezember

Potsdamer Abkommen, Punkt 12: Dezentralisierung der 
deutschen Wirtschaft
Beschlagnahme des deutschen Kohlebergbaus durch die 
britische Militärregierung (allgemeine Verfügung Nr. 5 
zu AHK-Gesetz Nr. 52)

Erste Gewerkschaftskonferenz für die britische Zone in 
Hannover-Linden: Entschließung zur Mitbestimmung 
Erlaß des Kontrollratsgesetzes Nr. 22 betr. Bildung von 
Betriebsräten
Beschlagnahme der deutschen Eisen- und Stahlindu­
strie durch die britische Militärregierung (allgemeine 
Verfügung Nr. 7 zu AHK-Gesetz Nr.52); Gründung der 
North German Iron and Steel Control (NGISC), Leitung: 
Harris-Burland
Gewerkschaftskonferenz für die britische Zone in Biele­
feld: Entschließung zur Mitbestimmung 
Erste Beprechung NGISC, Treuhandverwaltung, Wirt­
schaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie 
Gründung der „Treuhandverwaltung im Aufträge der 
North German Iron and Steel Control“ zur Durchfüh­
rung der Neuordnung
Erste Besprechung NGISC, Treuhandverwaltung, Ge­
werkschaften
Stellungnahme der Gewerkschaften zur Sozialisierung 
Besprechung NGISC, Treuhandverwaltung, Gewerk­
schaften über den Entflechtungsplan und die Mitbestim­
mung der Arbeitnehmer (weitere Gespräche im Januar/ 
Februar 1947)
Besprechung NGISC, Treuhandverwaltung, Konzern - 
vertreter über den Entflechtungsplan
2. Interzonenkonferenz der Gewerkschaften in Hanno­
ver: Entschließung zur Mitbestimmung
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1947  

1. Januar 

18. Januar

21. Januar

I .  —3. Februar 

8. Februar

10. Februar

I I . Februar 
12. Februar

22 . -2 5 . April 

20. November 

Dezember

Beginn des Vereinigten Wirtschaftsgebietes der amerika­
nischen und britischen Zone (Bizone) 
Mitbestimmungsangebote der Gutehoffnungshütte 
Oberhausen ÄG (Reusch/Hilbert) und der Klöckner- 
Werke AG (Jarres) an die Gewerkschaften 
Schreiben Reusch, Jarres, Hehemann an den Leiter des 
Verwaltungsamtes für Wirtschaft, Agartz: Angebot der 
paritätischen Besetzung der Aufsichtsräte 
Verabschiedung des Ahlener Programms auf der Tagung 
des Zonenausschusses der CDU der britischen Zone 
Gründung der 1 .entflochtenen Gesellschaft: Hüttenwerk 
Oberhausen AG (vorher GHH Oberhausen AG); es fol­
gen am
Hüttenwerk Hoerde AG (vorher Vereinigte Stahlwerke 
AG)
Stahlwerke Bochum AG (vorher Otto-Wolff-Gruppe) 
Hüttenwerk Haspe AG (Vorher Klöckner-Werke AG) 
paritätische Besetzung des Aufsichtsrats; Arbeitsdirek­
tor im Vorstand; bis April 1948 Gründung von weiteren 
20 entflochtenen Gesellschaften
Gründungskongreß des DGB der britischen Zone in Bie­
lefeld
Gründung der Deutschen Kohlenbergbau-Leitung 
(DKBL), Leitung: Kost
Denkschrift der Konzerne gegen die Entflechtung

1948

Januar

April

6. August

September

Wirtschaftsprogramm der FDP (Mitwirkungsrecht der 
Betriebsräte)
Stellungnahme der Treuhandverwaltung zur Entflech­
tung: Anwort auf verschiedene Denkschriften der Kon­
zerne; volle Bejahung der Mitbestimmung 
Verabschiedung des Gesetzes zur Sozialisierung des 
Kohlebergbaus im nordrhein-westfälischen Landtag; 
Suspendierung durch britische Militärregierung 
Deißmann-Bericht über die Entflechtung an den Direk­
tor der Verwaltung für Wirtschaft unter Berücksichti­
gung der Stellungnahme der Konzerne und der Gewerk­
schaften
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10. November Gesetze Nr. 75 der britischen und der amerikanischen
Militärregierung schaffen Voraussetzungen für Einrich­
tung der Stahltreuhändervereinigung, die Planung der 
Entflechtung und Neuordnung übernehmen soll

28. November — 1. Dezember 2. Generalversammlung der IG Bergbau in Recklinghau­
sen: Entschließung zur Mitbestimmung

22. Dezember Ruhrstatut
Sozialwirtschaftliche Leitsätze der FDP (Überlegungen 
zur Mitbestimmung)
Stellungnahme der CDU zur Gemeinwirtschaft (Überle­
gungen zur Mitbestimmung)
Programm der CDU der britischen Zone „Was will die 
CDU“ (Gleichberechtigung der Arbeitnehmer)

1949

15. Juli 
14. August 
28. August
31. August — 4. September 

1. September

20. September 
4. Oktober

12. — 14. Oktober

19. Oktober

27. Oktober 

29. — 30. Oktober

Ausarbeitung einer Sozialordnung für den Bergbau in 
einem vom Generaldirektor der DKBL, Kost, einberu­
fenen Ausschuß 
Düsseldorfer Leitsätze der CDU 
Wahl zum 1. Deutschen Bundestag 
„Dürkheimer 16 Punkte“ der SPD
Bochumer Katholikentag: Entschließung zur Mitbestim­
mung
Stahltreuhändervereinigung nimmt unter Leitung von 
Dinkelbach ihre Tätigkeit auf; 4 von 12 Stahltreuhän- 
dem auf Vorschlag der Gewerkschaften eingesetzt 
Regierungserklärung von Bundeskanzler Adenauer 
Amtliche Kirchliche Erklärung zur Resolution des Bo­
chumer Katholikentages zur Mitbestimmung 
Gründungskongreß des DGB: Verabschiedung des wirt­
schafts- und sozialpolitischen Grundsatzprogramms; 
Wahl Böcklers zum DGB-Vorsitzenden 
Antrag der Bundestagsfraktion der CDU/CSU auf Vorla­
ge eines Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur 
Neuordnung der Rechtsbeziehungen zwischen Arbeit­
nehmern und Arbeitgebern
Kundgebung des DIHT: Ausführungen gegen wirt­
schaftliche Mitbestimmung
Tagung des Bundes Katholischer Unternehmer in Bad 
Neuenahr zu Fragen des Mitbestimmungsrechts und der 
Eigentumsordnung
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4. November

15. November

21. November

22. November

Ende 1949

Annahme des Antrags der Bundestagsfraktion der CDU/ 
CSU auf Vorlage eines Gesetzentwurfs der Bundesregie­
rung zur Neuordnung der Rechtsbeziehungen zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern durch den Bundestag 
Aussprache zwischen Gewerkschafts- und Arbeitgeber­
Vertretern über Verhandlungen der Sozialpartner zum 
Mitbestimmungsrecht
Stellungnahme der Gewerkschaften zum Ruhrstatut und 
zum Gesetz Nr. 75 vom 10. November 1948 
Petersberger Abkommen; Böckler billigt in einem Tele­
gramm an den Bundeskanzler namens der Gewerkschaf­
ten die Mitarbeit der Bundesregierung an der internatio­
nalen Ruhrbehörde
Gutachten des Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts 
der Gewerkschaften zum Mitbestimmungsrecht

1950

9. — 10. Januar 
25. Januar

Februar

3 .-5 .  Februar

13. März

30. —31. März 
Mai

Mai 

1. Mai

8. Mai

16. Mai

17. Mai

Verhandlungen der Sozialpartner in Hattenheim 
Entschließung des DGB-Bundesausschusses zur wirt­
schaftlichen Mitbestimmung
Stellungnahme des Hauptvorstandes der DAG zum Mit­
bestimmungsrecht
Tagung der CDU-Sozialausschüsse: Richtlinien über 
das Mitbestimmungsrecht
Übermittlung der „Vorschläge zur Neuordnung der 
deutschen Wirtschaft44 des DGB an die Unternehmer 
Verhandlungen der Sozialpartner in Hattenheim 
Stellungnahme der Unternehmerschaft zum Mitbestim­
mungsrecht
Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der Schutzver­
einigungen für Wertpapierbesitz zum Mitbestimmungs­
recht
Konstituierende Sitzung des Sozialpolitischen Aus­
schusses der FDP: Ausführungen zum Mitbestimmungs­
recht
Entschließung des Wirtschaftsausschusses der CDU des 
Rheinlandes zum Mitbestimmungsrecht 
Gesetz Nr. 27 der AHK: Abänderung der Gesetze Nr. 75 
der britischen und der amerikanischen Militärregierung 
Gesetzentwurf der Bundestagsfraktion der CDU/CSU 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb
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22. Mai Gesetzesvorschlag des DGB zur Neuordung der deut­
schen Wirtschaft I

24. Mai Verhandlungen der Sozialpartner im Bundesarbeitsmi­
nisterium in Bonn

2. Juni Verhandlungen der Sozialpartner im Bundesarbeitsmi­
nisterium in Bonn

3. Juni Ansprache Papst Pius XII. an die Teilnehmer des Inter­
nationalen Kongresses der Sozialwissenschaften in 
Rom: Ausführungen zum Mitbestimmungsrecht

9. Juni Verhandlungen der Sozialpartner im Bundesarbeitsmi­
nisterium in Bonn

10. Juni Stellungnahme der Vereinigung der Arbeitgeberverbän­
de und des Gemeinschaftsausschusses der Deutschen 
Gewerblichen Wirtschaft zu dem Antrag der CDU/CSU 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb

18. Juni 
23. Juni

Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 
Verhandlungen der Sozialpartner im Bundesarbeitsmi­
nisterium in Bonn

25. Juni 
5 .-7 . Juli 
18. Juli

Beginn des Korea-Krieges
Verhandlungen der Sozialpartner in Maria Laach 
Beschluß des Bundesvorstandes und Bundesausschus­
ses des DGB: Ankündigung gewerkschaftlicher Kampf­
mittel im Streit um das Mitbestimmungsrecht

25. Juli Gesetzentwurf der Bundestagsfraktion der SPD zur 
Neuordnung der Wirtschaft

25. Juli Stellungnahme des DGB zur Stellungnahme der Unter­
nehmerschaft zum Mitbestimmungsrecht vom Mai 1950

27. Juli 1. Lesung der Gesetzentwürfe von CDU/CSU und SPD 
im Plenum des Deutschen Bundestages

27. Juli Unterredung zwischen Unternehmer- und Gewerk­
schaftsvertretern in Frankfurt über mögliche Fortset­
zung der Gespräche

25. August 
28. August

Erklärung des Rates der EKD zur Mitbestimmungsfrage 
Unterredung zwischen Bundeskanzler Adenauer und 
dem DGB-Vorsitzenden Böckler über politische, wirt­
schaftliche und soziale Probleme in Bonn

12. Oktober Konstituierende Sitzung des Wirtschaftspolitischen 
Ausschusses der FDP: Diskussion zum Mitbestim­
mungsrecht

31. Oktober Gesetzentwurf der Bundesregierung über die Neuord­
nung der Beziehungen von Arbeitnehmern und Arbeit­
gebern in den Betrieben
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15. November Mitgliederversammlung der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände in Schlangenbad/Tau- 
nus: Ausführungen zur Mitbestimmung

20. November Besprechung von Vertretern des Bundeswirtschaftsmini­
steriums mit Gewerkschaftsvertretern in Bonn

21. November Sitzung des Vorstandes der IG Metall: Beschluß zur 
Durchführung einer Urabstimmung

23. November Schreiben des DGB-Vorsitzenden Böckler an Bundes­
kanzler Adenauer

25. November Konferenz der Betriebsräte der Eisen- und Stahlindu­
strie und der IG Metall in Essen: Beschluß zur Durchfüh­
rung einer Urabstimmung

27. November Schreiben von Bundeskanzler Adenauer an den DGB- 
Vorsitzenden Böckler

29 .—30. November Urabstimmung der IG Metall
1. Dezember Vorschlag von Schröder MdB für die Regelung der Eigen­

tumsverhältnisse bei Kohle und Eisen im Rahmen der 
Neuordung der Wirtschaft

2. Dezember 3. Generalversammlung der IG Bergbau in Hannover: 
Entschließung zur Mitbestimmung

11. Dezember Schreiben von Bundeswirtschaftsminister Erhard an den 
DGB-Vorsitzenden Böckler

11. Dezember Schreiben des DGB-Vorsitzenden Böckler an Bundes­
kanzler Adenauer

14. Dezember Schreiben von Bundeskanzler Adenauer an den DGB- 
Vorsitzenden Böckler

20. Dezember Schreiben des IG Metall-Vorsitzenden Freitag an Bun­
deswirtschaftsminister Erhard

29. Dezember Schreiben des DGB-Vorsitzenden Böckler an Bundes­
kanzler Adenauer
Repräsentativ-Befragungen des Instituts für Demosko­
pie, Allensbach, und des Emnid-Instituts, Bielefeld, zur 
Mitbestimmung

1951

3. Januar Bekanntmachung des Streikbeschlusses des Vorstandes 
der IG Metall für die Zeit ab 1. Februar

4. Januar Schreiben von BDI-Präsident Berg an Bundeskanzler 
Adenauer

5. Januar Schreiben von BDA-Präsident Raymond an Bundes­
kanzler Adenauer
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5. Januar Sitzung des Gesamtvorstandes der IG Bergbau: Be­
schluß zur Durchführung einer Urabstimmung

6. Januar Stellungnahme der Vorsitzenden der gesamtdeutschen 
CDU-Sozialausschüsse zur Streikankündigung der IG 
Metall

8. Januar Gutachten Lehmanns zur Bechtsgültigkeit des angekün­
digten Streiks, erstellt im Auftrag der Vereinigung Nord- 
rhein-W estfälischer Arbeitgeberverbände

9. Januar Vorstandssitzung des DIHT: Ausführungen zur Mitbe­
stimmung

10. Januar Gutachten von Dietz zur Rechtsgültigkeit des angekün­
digten Streiks, erstellt im Auftrag der Vereinigung Nord­
rhein-Westfälischer Arbeitgeberverbände

1 1 .Januar Besprechung des DGB-Vorsitzenden Böckler mit Bun­
deskanzler Adenauer in Bonn

12. Januar Schreiben von Bundeswirtschaftsminister Erhard an den 
IG Metall-Vorsitzenden Freitag

14. Januar Gutachten Nipperdeys zur Rechtsgültigkeit des ange­
kündigten Streiks, erstellt im Auftrag des DGB

16. Januar Schreiben des IG Metall-Vorsitzenden Freitag an Bun­
deswirtschaftsminister Erhard

16. Januar
17. —19. Januar 
17. Januar

Ansprache von Bundesarbeitsminister Storch im NWDR 
Urabstimmung der IG Bergbau
Unterredung des Bundeskanzlers mit Vertretern der Alt - 
konzeme

18. Januar Unterredung des Bundeskanzlers mit Vertretern des 
DGB

18. Januar Schreiben von BDI-Präsident Berg an Bundeskanzler 
Adenauer

18. Januar Telegramm der Arbeitsgemeinschaft der Schutzvereini­
gungen der Kleinaktionäre an Bundeskanzler Adenauer

19. Januar Beginn der Verhandlungen zwischen Gewerkschafts - 
und Konzern Vertretern von Kohle und Eisen im Bundes­
kanzleramt

19. Januar Schreiben von Bundeskanzler Adenauer an BDI-Präsi- 
dent Berg

22. Januar Fortsetzung der Verhandlungen zwischen Gewerk­
schafts- und Konzemvertretem; wegen schwerwiegen­
der Meinungsverschiedenheiten über Stellung des Ar­
beitsdirektors und Wahl des 11. Mannes im Aufsichtsrat 
Abbruch der Verhandlungen

22. Januar Telegramm von BDA-Präsident Raymond an Bundes­
kanzler Adenauer
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22. Januar Telegramm der Arbeitsgemeinschaft der Schutz Vereini­
gungen für Wertpapierbesitz an Bundeskanzler Adenau­
er

23. Januar Getrennte Aussprache des Bundeskanzlers mit beiden 
V erhandlungspartnem

24. Januar
25. Januar

Sondersitzung des Bundeskabinetts 
Wiederaufnahme der Verhandlungen zwischen Gewerk­
schafts- und Konzemvertretem: Einigung

26. Januar „Richtlinien über die Mitbestimmung in der Kohle und 
Eisen schaffenden Industrie“

2 6 .-2 9 . Januar Ausarbeitung eines Referentenentwurfs im Bundesmini­
sterium für Arbeit

29. Januar Außerordentliche Sitzung des DGB-Bundesausschus- 
ses: Streik abgesagt

30. Januar 
30. Januar

Außerordentliche Generalversammlung der IG Bergbau 
Sondersitzung des Bundeskabinetts: Beratung des Re­
ferentenentwurfs; Überweisung des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung an den Bundesrat

31. Januar Sitzung des Vorstandes der Vereinigung Nordrhein­
Westfälischer Arbeitgeberverbände: Erklärung zur Mit­
bestimmung

1. Februar Eingabe des DGB an den Präsidenten des Bundesrates 
zum Regierungsentwurf vom 30. Januar

2. Februar Sitzung des Bundesrates: Vorlage des Regierungsent­
wurfs; Überweisung des Entwurfs an einen Koordinie­
rungsausschuß aus den BR-Ausschüssen für Wirtschaft, 
für Arbeit und Sozialpolitik und für Recht; Weitergabe 
des Entwurfs an die Bundesregierung

2. Februar Sitzung der Bundestagsfraktion der FDP: Entschließung 
zum Gesetzentwurf

3. Februar 
3. Februar

Erklärung der BDA zum Mitbestimmungsrecht 
Sitzung des Landesausschusses der FDP von NRW: 
Entschließung zum Gesetzentwurf

4. Februar Stellungnahme der Sachverständigen von Kohle und Ei­
sen an den Bundeskanzler zur Eingabe des DGB vom 1. 
Februar

5. Februar Stellungnahme der Sachverständigen von Kohle und Ei­
sen an den Bundeskanzler zum Regierungsentwurf

7. Februar Gemeinsame Eingabe der Sachverständigen für Kohle 
und Eisen und des DGB an den Bundeskanzler zum Re­
gierungsentwurf
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